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Neues aus dem
ÖRAK-Präsidium

V or wenigen Tagen hat ein hervorragender und gut be-
suchter Anwaltstag im burgenländischen Andau statt-

gefunden, der neben vielen hochinteressanten Fach- und
Standesdiskussionen auch personelle Veränderungen ge-
bracht hat.

Nach vielen Jahrzehnten als Standesvertreter hat sich
Rupert Wolff zu unserem Bedauern dazu entschlossen, seine
Funktion als ÖRAK-Präsident zurückzulegen. Er kann mit
berechtigtem Stolz auf elf Jahre als Präsident und weitere
neun Jahre als Vizepräsident zurückblicken – eine schier
unfassbar lange Zeit mit höchster Verantwortung für unse-
ren Rechtsanwaltstand. Darüber hinaus hat er auf europä-
ischer Ebene zwei Jahre als Vizepräsident und ein Jahr als
Präsident des CCBE, des Rates der europäischen Anwalt-
schaften, gedient und somit der österr Rechtsanwaltschaft
großes Gewicht auch nach außen verliehen. Seine besonde-
re Anerkennung im (nicht nur) europäischen Ausland zeig-
te sich nicht zuletzt bei der 50. Europäischen Präsidenten-
konferenz im Juni 2022 in Wien, die mit zahlreichen pro-
minenten Referentinnen und Referenten und ihrem heraus-
ragenden Programm sehr großen Widerhall gefunden hat.

Diese mehr als bemerkenswerte Standestätigkeit ver-
dient unseren größten Respekt. In Anerkennung seiner
Verdienste wurde Rupert Wolff von der Vertreterversamm-
lung des ÖRAK der Titel des Ehrenpräsidenten verliehen.

Die österreichische Anwaltschaft gratuliert zu dieser
Auszeichnung und bedankt sich bei unserem jüngsten Eh-
renpräsidenten für seinen jahrzehntelangen Einsatz und sei-
ne verdienstvolle Führung des ÖRAK über viele lange Jahre,
die keinesfalls in Vergessenheit geraten wird.

Mich persönlich ehrt es sehr, dass ich über Vorschlag des
Präsidentenrats mit einhelliger Zustimmung der Vertreter-
versammlung zu seinem Nachfolger als ÖRAK-Präsident
gewählt worden bin. Ich bedanke mich für das in mich
und das gesamte Team des ÖRAK gesetzte Vertrauen und
bin sehr zuversichtlich, dass wir weiterhin die Interessen
der österr Anwaltschaft gut und zielgerichtet und mit Nach-
druck vertreten werden. Wir wollen uns in der Standesar-
beit verstärkt vor allem dem Service für die Kollegenschaft
widmen – dies mit besonderem Fokus auf die jüngere und

auch weibliche Kolle-
genschaft und un-
seren Berufsnach-
wuchs – der erfolg-
reich eingeschlagene
Kurs bleibt jedenfalls aufrecht.

Wir freuen uns über eine besondere Verstärkung in un-
serem Präsidium: Petra Cernochova ist neben den bereits
seit Jahren bewährten Stützen Marcella Prunbauer-Glaser
und Bernhard Fink als Vizepräsidentin zu unserem Team
gestoßen. Damit setzen wir – neben ihrer ausgezeichneten
Qualifikation für diese Funktion – auch ein Zeichen für die
Frauen in unserem Berufsstand und erhöhen ihre Vertre-
tung im ÖRAK-Präsidium.

Wir freuen uns auf die weitere Zusammenarbeit mit al-
len Rechtsanwaltskammern und vielen Kolleginnen und
Kollegen in der sehr zeitaufwändigen Standesarbeit. Wir
vertrauen weiterhin auf ein ausgezeichnetes Team im
ÖRAK unter der langjährigen Leitung von Generalsekretär
Bernhard Hruschka und vor allem auf eine weiterhin erfolg-
reiche, jedenfalls sehr ambitionierte Arbeit im Dienste der
österr Anwaltschaft und einen fruchtbringenden Austausch
mit möglichst vielen Kolleginnen und Kollegen.

Viel wurde für die österreichische Rechtsanwaltschaft in
den letzten Jahren bereits erreicht und umgesetzt – einiges
steht noch an – wir packen es gemeinsam wieder an!

ARMENAK UTUDJIAN
Präsident des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages
(ÖRAK)
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ÖRAK, Generalsekretär-
Stellvertreterin

CHRISTIAN MOSER
ÖRAK, Juristischer
Dienst

Neuer ÖRAK-Präsident gewählt
Im Rahmen des Anwaltstags 2022 in Andau hat die Vertreter-
versammlung des Österreichischen Rechtsanwaltskammer-
tags am 22. 9. 2022 den bisherigen Vizepräsidenten Dr. Ar-
menak Utudjian zum neuen Präsidenten des Österreichi-
schen Rechtsanwaltskammertags gewählt. Dr. Rupert Wolff
hat sein Amt ein Jahr vor Ende der Funktionsperiode nach
elf Jahren als ÖRAK-Präsident zurückgelegt.Utudjian dankte
seinem Vorgänger für sein jahrelanges Engagement sowie
den unermüdlichen Einsatz für die Rechtsstaatlichkeit in Ös-
terreich. Wolff dankte dem ÖRAK-Präsidium und den Dele-
gierten für das in ihn gesteckte Vertrauen und die Loyalität
während seiner Amtszeit und wünschte seinem Nachfolger
gutes Gelingen. Als Vizepräsidenten stehen weiterhin Dr.in

Marcella Prunbauer-Glaser und Dr. Bernhard Fink sowie
die neu gewählte Mag.a Petra Cernochova, Rechtsanwältin
in Wien, zur Verfügung.

CM

Unfallversicherung – Rahmenverträge
des ÖRAK
Die Unfallversicherung der Freien Berufe gilt weltweit für den
beruflichen und privaten Bereich. Drei verschiedene Varian-
ten sind individuell wählbar. Die Prämie sinkt mit der steigen-
den Anzahl der Versicherten – und zwar für alle Versicherten!

Seit 1. 3. 2022, nach Indexanpassung, beträgt die Prämie
€ 303,19 pa!

Der Beitritt ist allen Kammermitgliedern bis zum vollen-
deten 60. Lebensjahr möglich (bereits Versicherte können
lebenslang versichert bleiben, zusätzlich sind auch Ehepart-
ner bzw Lebensgefährten sowie Kinder mitversicherbar [bis
zum 26. Lebensjahr]).

Weitere Informationen und die Kontaktdaten von be-
sonders geschulten Beratern in Ihrem Bundesland finden
Sie auf www.freie-berufe.co.at/unfallversicherung.

UK

Gruppenkrankenversicherung – Sichern
Sie sich mit dem ZukunftsBonus eine
Prämienentlastung im Alter
Der ZukunftsBonus bietet Ihnen die Möglichkeit, Ihre
Krankenversicherungsprämien im Alter zu reduzieren. Sie
erhöhen Ihre Prämien während Ihres aktiven Erwerbsle-
bens und bezahlen im Gegenzug ab dem vollendeten 65. Le-
bensjahr weniger; zu einem Zeitpunkt, in dem Ihr Einkom-
men vielleicht geringer, die Absicherung Ihrer Gesundheit
jedoch umso wichtiger wird. Der ZukunftsBonus wird als
Zusatzbaustein zur Gruppenkrankenversicherung angebo-
ten und umfasst neben der Prämienentlastung im Alter
auch eine Entlastung im Pflegefall sowie ein Sterbegeld.
Weitere Informationen erhalten Sie im Mitgliederbereich
unter www.rechtsanwaelte.at oder direkt bei Ihrem UNIQA
Betreuer.

UK

JAHRESTAGUNG

Datenschutzrecht
2022

Alles, was die Datenschutzbranche bewegt!

Tagungsleiter
RA Dr. Gerald Trieb, LL.M.

manz.at/rechtsakademie

Buchbar in
Graz oder Linz

16. NOVEMBER 2022
Arcotel Nike

Linz

8. NOVEMBER 2022
Hotel Weitzer

Graz
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Diese Ausgabe von
„Recht kurz & bündig“
entstand unter
Mitwirkung von

ULLRICH SAURER (US)
Rechtsanwalt

MANFRED
AINEDTER (MA)
Rechtsanwalt

FRANZ GALLA (FG)
Rechtsanwalt

§ 4 MarkSchG; Art 3 RL 2015/2436/EU (Marken-RL)

2022/250

Zu „beschreibende“ Marken
1. Ob eine Marke Unterscheidungskraft besitzt, richtet sich
nach den Umständen des Einzelfalls. Selbiges gilt auch für
die Frage, ob ein Begriff rein beschreibend ist.
2. Eine Marke ist als unterscheidungskräftig zu bewerten,
wenn sie geeignet ist, die Ware oder Dienstleistung, für
die die Eintragung beantragt wird, als von einem bestimm-
ten Unternehmen stammend zu kennzeichnen und diese
Ware oder Dienstleistung somit von denjenigen anderer
Unternehmer zu unterscheiden.
3. Entscheidend ist vor allem, ob die Marke im Geschäfts-
verkehr als Zeichen der Herkunft aus einem bestimmten
Unternehmen aufgefasst werden kann, wobei auf den Ge-
samteindruck der beteiligten Verkehrskreise abzustellen ist.
4. Nur unter diesen Voraussetzungen kann eine Marke ihre
Funktion als betrieblicher Herkunftsnachweis erfüllen.
5. Eine Marke gilt als beschreibend, wenn die beteiligten
Verkehrskreise den Begriffsinhalt zwanglos und ohne kom-
plizierte Schlussfolgerungen erschließen können und sie da-
her als Hinweis auf die damit bezeichnete Ware oder
Dienstleistung, nicht jedoch als Herkunftsangabe verstehen.
6. Voraussetzung ist, dass die beteiligten Verkehrskreise so-
fort und ohne weiteres Nachdenken einen konkreten und
direkten Bezug zwischen dem fraglichen Zeichen und den
erfassten Waren und Dienstleistungen herstellen können.
7. Lässt sich die Beziehung zwischen Waren oder Dienstleis-
tungen und Zeichen nur durch besondere Schlussfolgerun-
gen oder Gedankenoperationen herstellen, dann ist die Re-
gistrierung des Zeichens auch ohne Verkehrsgeltung ebenso
erlaubt, wie wenn es sich um eine bloße Andeutung irgend-
welcher Eigenschaften der Ware oder Dienstleistung, der Art
ihrer Herstellung oder ihrer Zweckbestimmung handelt.
OGH 24. 5. 2022, 4 Ob 72/22z JusGuide 2022/29/20345. US

§ 18 FBG; § 2 AußStrG

2022/251

Zur Rekurslegitimation im Firmenbuchverfahren
1. Die Rekurslegitimation wird im FBG nicht ausdrücklich
geregelt. Sie richtet sich nach den allgemeinen Grundsätzen
des Außerstreitverfahrens.
2. Rekurslegitimiert sind damit im Firmenbuchverfahren
zunächst die Parteien des Verfahrens und jedenfalls auch
der nach § 18 FBG zu verständigende Betroffene. Dabei
handelt es sich um den, der nach dem jeweiligen konkreten
Verfahrensstand durch die beabsichtigte Maßnahme in sei-
ner auf einer Firmenbucheintragung beruhenden Rechts-
stellung unmittelbar beschränkt werden soll oder zwingend
beschränkt wird.
3. Die Parteistellung ist jedoch nicht auf diesen in § 18 FBG
umschriebenen Kreis der Betroffenen beschränkt. Es ist
nach dem materiellen Parteibegriff nach § 2 Abs 1 Z 2

AußStrG jede Person umfasst, soweit ihre rechtlich ge-
schützte Stellung durch die begehrte oder vom Gericht in
Aussicht genommene Entscheidung oder durch eine sons-
tige gerichtliche Tätigkeit unmittelbar beeinflusst würde.
4. Es ist darauf abzustellen, ob der Rechtsmittelwerber ein
rechtliches Interesse hat, das entweder auf einem eingetra-
genen Recht beruht oder das in einem anderen Verfahren
nicht mehr geltend gemacht werden kann.
5. Einem – bisher – alleinvertretungsbefugten Geschäftsfüh-
rer kommt der Judikatur des OGH folgend weder bei seiner
eigenen Abberufung noch bei Umänderung eines Allein-
vertretungsrechts in ein Kollektivvertretungsrecht, der Be-
stellung eines Notgeschäftsführers oder der eines Liquida-
tors Rekurslegitimation zu.
OGH 18. 5. 2022, 6 Ob 73/22m JusGuide 2022/30/20359. US

§ 2 UWG

2022/252

Zu irreführenden Geschäftspraktiken
1. Beim Irreführungstatbestand des § 2 UWG ist allgemein
zu prüfen, wie ein Durchschnittsadressat die strittige An-
kündigung versteht, ob dieses Verständnis den Tatsachen
entspricht und ob eine nach diesem Kriterium unrichtige
Angabe geeignet ist, ihn zu einer geschäftlichen Entschei-
dung zu veranlassen, die er sonst nicht getroffen hätte.
2. Es kommt dabei nur auf die objektive Unrichtigkeit der
Aussage an, nicht aber auf eine Verletzung beruflicher Sorg-
falt, insb auch nicht die Erkennbarkeit der Unrichtigkeit der
eigenen Aussage für den Werbenden.
3. Die unrichtige Werbeaussage, „Produkte seien nirgends
sonst erhältlich“, ist geeignet, Interessenten zur Kontaktauf-
nahme zu bewegen, statt Vergleichsangebote alternativer
Anbieter einzuholen. Die Behauptung nicht vorliegender
Exklusivität des Angebots kann daher als irreführend qua-
lifiziert werden und ist in diesem Fall zu untersagen.
OGH 22. 4. 2022, 4 Ob 4/22z JusGuide 2022/23/20263. US

§§ 1295, 1296, 1297 ABGB; § 275 UGB

2022/253

Zur Haftung des Abschlussprüfers
1. Der Vertrag des Abschlussprüfers zur Gesellschaft wird
laut der Rsp als Vertrag mit Schutzwirkung zugunsten Drit-
ter gesehen, weil die Prüfung zwingenden gesetzlichen Vor-
gaben zu entsprechen hat und die mit der Veröffentlichung
des Bestätigungsvermerks bezweckte Information Dritter
aufgrund dieser Vorgaben Vertragsinhalt wird.
2. Von dieser Schutzwirkung sind (potentielle) Gläubiger
der geprüften Gesellschaft umfasst, die durch die Veröffent-
lichung des Bestätigungsvermerks angesprochen werden
sollen und dann bei ihren wirtschaftlichen Dispositionen
davon ausgehen können, dass Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht ihres (potentiellen) Schuldners
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nach fachmännischer Ansicht den gesetzlichen Vorschrif-
ten entsprechen.
3. Der angesprochene Personenkreis und die damit verbun-
dene potentielle Haftung des Abschlussprüfers werden da-
mit begrenzt.
4. Sowohl beim Vertrag mit Schutzwirkung zugunsten Drit-
ter als auch bei objektiv-rechtlichen Schutzpflichtverletzun-
gen besteht Subsidiarität. Ein Gläubiger hat kein schutzwür-
diges Interesse, wenn er kraft eigener rechtlicher Sonderver-
bindungen mit seinem Vertragspartner einen deckungsglei-
chen Anspruch auf Schadenersatz hat.
5. Mit dem Abstellen auf eine im Vertrauen auf den Bestäti-
gungsvermerk getroffene Disposition des Geschädigten bzw
eine entsprechende Beeinflussung seiner Entscheidung
durch den Bestätigungsvermerk wird der vom Vertrag mit
Schutzwirkung zugunsten Dritter begünstigte Personen-
kreis von der Rsp bewusst eng gezogen.
6. Auf die Schutzwirkung des zwischen der Gesellschaft und
dem Abschlussprüfer geschlossenen Vertrags können sich
daher Personen, deren Anlegerentscheidung nicht iZm
dem erteilten Bestätigungsvermerk steht, nicht berufen.
7. Ein geschädigter Anleger hat daher zu behaupten und zu
beweisen, dass er seine Anlageentscheidung im Vertrauen
auf den erteilten Bestätigungsvermerk getroffen und diesen
zur Grundlage seiner schadensauslösenden Disposition ge-
macht hat.
OGH 28. 9. 2021, 4 Ob 145/21h JusGuide 2022/09/20072. US

Art 6 Abs 1 MRK

2022/254

Willkür als Grundrechtsverletzung
Fundamentale Verletzungen der Verfahrensgarantien des
Art 6 MRK im Verfahren des ersuchenden Staats können
auch (mit Erneuerungsantrag) im (Auslieferungs- oder)
Übergabeverfahren releviert werden.
OGH 24. 1. 2022, 14 Os 135/21 s, 136/21p (LGSt Wien 315
HR 200/20d; OLG Wien 22 Bs 179/21s) EvBl 2022/90. MA

§ 28a Abs 1 FinStrG (§ 7 VbVG)

2022/255

Keine gänzlich bedingte Nachsicht von
Verbandsgeldbuße
In Verbandsverantwortlichkeitssachen, denen gerichtlich
strafbare Finanzvergehen zugrunde liegen, sind die Grenzen
der Zulässigkeit bedingter Nachsicht nach § 7 VbVG zu be-
urteilen, womit insoweit gänzlich bedingte Nachsicht der
Verbandsgeldbuße nicht möglich ist.
OGH 12. 1. 2022, 13 Os 24/21k EvBl-LS 2022/103. MA

§ 61 StGB

2022/256

Gesamtheitlicher Günstigkeitsvergleich vonnöten
Der in § 61 Abs 1 zweiter Satz StGB angeordnete Günstig-
keitsvergleich ist für jede Tat (im materiellen Sinn) geson-
dert vorzunehmen. Das Ergebnis dieser Prüfung ist entwe-
der, dass – streng fallbezogen in einer konkreten Gesamt-
schau der möglichen Unrechtsfolgen – die Strafgesetze zur
Tatzeit günstiger oder jene zum Urteilszeitpunkt zumindest
gleich günstig für den Täter sind. Je nachdem ist die Sub-
sumtion (§ 260 Abs 1 Z 2 StPO) der einzelnen Tat – in vol-
lem Umfang – entweder nach den Tatzeit- oder nach den
Urteilszeitgesetzen vorzunehmen. Eine Mischung der ver-
schiedenen Rechtsschichten ist insoweit also unzulässig.
OGH 8. 2. 2022, 11 Os 125/21y EvBl-LS 2022/104. MA

§ 393 Abs 4, § 395 StPO; § 10 Z 9, TP 4 II RATG; § 83
Abs 1, § 105 Abs 1 StGB

2022/257

Kostenersatz des Privatbeteiligten: Schuldspruch und
Zuspruch maßgebend für Bemessungsgrundlage
Es kann bei derWahl der korrekten Bemessungsgrundlage für
den Kostenersatzanspruch des Privatbeteiligten nur auf jene
Straftat abgestellt werden, derentwegen der Angeklagte verur-
teilt wurde und wegen der letztlich der Zuspruch erfolgte.
OLG Wien 17. 1. 2022, 22 Bs 284/21g JSt-Slg 2022/14,
171. MA

§ 74 Abs 1 Z 7, §§ 223, 224, 225a StGB; § 198 StPO;
§ 7 JGG

2022/258

Gefälschte Bescheide und Impfzertifikate, keine
Diversion aufgrund Generalprävention
Ein als PDF-Dokument elektronisch zugestellter Bescheid
einer Bezirkshauptmannschaft erfüllt mangels schriftlicher
Verkörperung den Urkundenbegriff des § 74 Abs 1 Z 7
StGB nicht, sodass eine Verfälschung dieses PDF-Doku-
ments mit einer Software (PDF-Converter) durch Verände-
rung darin angegebener Daten (Vor- und Nachname, Ad-
resse und Geburtsdatum) nicht dem Tatbestand des Verge-
hens der Fälschung besonders geschützter Urkunden nach
§ 223 Abs 1, § 224 StGB, sondern jenem des Vergehens der
Datenfälschung nach § 225a StGB zu unterstellen ist.
Die Verfälschung eines Quarantäne-Bescheids betreffend ei-
ne an SARS-CoV-2 (Corona-Virus) erkrankte Person mit
dem Ziel, anderen Personen, die noch nicht geimpft oder
nach einer SARS-CoV-2-Erkrankung genesen waren, die
Durchführung eines COVID-19-Tests zu ersparen, um am
sozialen Leben wieder uneingeschränkt teilnehmen zu kön-
nen, lässt aus generalpräventiven Gründen ein Vorgehen
nach dem 11. Hauptstück der Strafprozessordnung nicht zu.
OLG Linz 28. 12. 2021, 9 Bs 331/21x (LG Salzburg
23. 11. 2021, 38 Hv 91/21y) JSt-Slg 2022/15, 172. MA
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§ 3 VerbotsG; § 345 Abs 1 Z 6 und 9 StPO

2022/259

Betätigung im nationalsozialistischen Sinne durch
Facebook-Posting
Die Beurteilung der Sachverhaltsgrundlagen des normati-
ven Tatbestandsmerkmals „nationalsozialistisch“ (ein-
schließlich des Bedeutungsinhalts eines Verhaltens oder ei-
ner Äußerung) ist auf der Feststellungsebene angesiedelt
und somit den Geschworenen vorbehalten. Bejahen diese
die Schuldfrage, ist davon auszugehen, dass sie eben jene
Voraussetzungen als erwiesen angenommen haben, auf-
grund derer das zu beurteilende Sachverhaltselement dem
normativen Tatbestandsmerkmal „nationalsozialistisch“
entspricht. Dessen Bejahung ist daher einer Anfechtung
mit Rechtsrüge entzogen.
OGH 14. 9. 2021, 11 Os 68/21s–6 (LG Eisenstadt
12. 4. 2021, 15 Hv 7/21m–14) JSt-Slg 2022/16, 175. MA

§ 96a StVG

2022/260

Videotelefonie
Die Bestimmung des § 96a StVG räumt inhaftierten Perso-
nen kein subjektiv-öffentliches Recht auf Führung von Vi-
deotelefonaten ein.
OLG Wien 27. 1. 2022, 32 Bs 384/21m (LGSt Wien
18. 11. 2021, 190 Bl 100/21t) JSt-Slg 2022/18, 179. MA

§§ 24, 124 StVG

2022/261

Haftraumöffnungszeiten
Aus § 124 StVG lässt sich kein subjektiv-öffentliches Recht
auf Ermöglichung längerer Haftraumöffnungszeiten ablei-
ten. Eine Verlängerung der Haftraumöffnungszeit stellt kei-
ne Vergünstigung iSd § 24 StVG dar.
OLG Wien 14. 12. 2021, 32 Bs 299/21m (LGSt Wien
9. 9. 2021, 190 Bl 61/21g) JSt-Slg 2022/19, 179. MA

§ 17 StVG; § 17 AVG

2022/262

Herstellung von Aktenkopien
Ein subjektiv-öffentliches Recht, von im Zuge der Akten-
einsicht ausgefolgten Aktenkopien Vervielfältigungen
durch die Justizanstalt herstellen zu lassen, lässt sich dem
Strafvollzugsgesetz nicht entnehmen. Die Herstellung von
Vervielfältigungen außerhalb des Rahmens der Aktenein-
sicht kann von den vorhandenen personellen Ressourcen
abhängig gemacht werden.
LGSt Graz 2. 6. 2021, 25 Bl 34/21m JSt-Slg 2022/20, 180. MA

§ 156c Abs 1 Z 4 StVG

2022/263

Elektronisch überwachter Hausarrest
In die zu erstellende Risikoprognose ist auch eine Verläss-
lichkeitsprognose einzubeziehen. Eine negative Verlässlich-
keitsprognose und damit Missbrauchsgefahr liegt nach der
Rsp dann vor, wenn der Antragsteller Änderungen iZm sei-
ner Beschäftigung nicht mitteilt.
LG Linz 17. 6. 2021, 71 Bl 5/21h JSt-Slg 2022/21, 181. MA

§§ 1304, 1311 ABGB

2022/264

Mitverschulden eines Radfahrers wegen fehlender
Beleuchtung
Der am Unfall beteiligte Kl war bei Dunkelheit mit einem
Fahrrad unterwegs, das nicht mit einer ordnungsgemäßen
Lichtanlage ausgestattet war und bei dem auch die weißen
nach vorne wirkenden Rückstrahler sowie die gelben Pedal-
rückstrahler fehlten. Er hat dadurch die Schutznormen des
§ 60 Abs 3 StVO und des § 1 Abs 1 Z 3 und 5, Abs 4 Fahr-
radV (BGBl II 2001/146 idF BGBl II 2013/297) verletzt, de-
nen für die Verkehrssicherheit besondere Bedeutung zu-
kommt.
Für den OGH war in seiner Entscheidung von Relevanz,
dass der Kl auf der gesamten Annäherungsstrecke auf-
grund der Unschärfe des Erscheinungsbilds nur schwer
identifizierbar und als bewegte Lichtquelle eines Fahrrads
kaum erkennbar war. Erst in einem Abstand von unter
50m vor der Kollisionsstelle hätte der Beklagtenlenker
den Kl (erstmals) als Radfahrer erkennen können. Dem
Beklagtenlenker fällt aufgrund der Erkennbarkeit des Kl
zwar eine Vorrangverletzung zur Last. Wenn die Vorins-
tanzen aber unter Abwägung der besonderen Umstände
des Einzelfalls zu einem gleichteiligen Verschulden ge-
langten, stellte dies laut OGH keine aufzugreifende Fehl-
beurteilung dar, kommt doch auch den Beleuchtungsvor-
schriften besondere Bedeutung für die Verkehrssicherheit
zu und ist auch oben aufgezeigte Sorglosigkeit des Kl mit
ins Kalkül zu ziehen.
OGH 27. 6. 2022, 2 Ob 61/22t Zak 2022/444, 238. FG

§ 275 ABGB

2022/265

Ablehnung einer Erwachsenenvertretung durch einen
Rechtsanwalt wegen Unzumutbarkeit
Rechtsanwälte müssen auch nach § 275 ABGB idF des
2. ErwSchG gerichtliche Erwachsenenvertretungen grund-
sätzlich übernehmen, sofern nicht ein in dieser Bestim-
mung genannter Ablehnungsgrund vorliegt. Dazu gehört
gem Z 3 auch, dass dem Rechtsanwalt die Bestellung zum
Erwachsenenvertreter unter Berücksichtigung seiner per-
sönlichen, familiären, beruflichen und sonstigen Verhält-
nisse nicht zugemutet werden kann. Dies wird bei mehr
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als fünf gerichtlichen Erwachsenenvertretungen (widerleg-
lich) vermutet.
Nach der Rsp begründet nur eine konkret geltend zu ma-
chende, individuelle und extreme berufliche Belastung ei-
ne Unzumutbarkeit iSd § 275 Z 3 ABGB. Dabei setzt sie
die Latte sehr hoch an, um den Gesetzeszweck einer ra-
schen Fürsorge für die Betroffenen zu gewährleisten. So
wurde etwa bei folgenden Belastungsszenarien die Bestel-
lung zum Erwachsenenvertreter noch als zumutbar ange-
sehen: Wenn der Rechtsanwalt schon zwei Sachwalter-
schaften und „zahlreiche“ Verfahrenshilfen übernommen
hat; wenn ein Familienvater zehn bis zwölf Stunden täg-
lich als Rechtsanwalt arbeitet und zum Erwachsenenver-
treter einer „höchst gefährlichen Person“ bestellt werden
soll; wenn der Rechtsanwalt bereits drei aufwändige Sach-
walterschaften übernommen hat und auch in den Abend-
stunden und am Wochenende arbeitet, wobei eine private
Hausverwaltung 50% seiner Arbeitszeit in Anspruch
nimmt; wenn der Erwachsenenvertreter die Rechtsanwalt-
schaft allein und ohne Sekretariat ausübt; oder wenn der
Rechtsanwalt bereits das Alter überschritten hat, bis zu
dessen Erreichung Arbeitspflicht im Lichte der Altersver-
sorgung nach § 50 RAO besteht.
OGH 30. 6. 2022, 4 Ob 114/22a Zak 2022/466, 254. FG

§§ 1104, 1105 ABGB

2022/266

Keine Zinsminderung wegen des allgemeinen
Umsatzrückgangs aufgrund der Pandemie
Umsatzeinbußen des Geschäftsraummieters können zwar
ein Indiz dafür sein, dass eine (teilweise) Unbrauchbarkeit
des Bestandobjekts vorliegt, allerdings müssen diese Ein-
bußen abgesehen von Fällen eines vertragswidrigen Ver-
haltens des Bestandgebers im Anwendungsbereich des
§ 1105 ABGB eine unmittelbare Folge der – etwa wegen
behördlicher Maßnahmen – eingeschränkten Nutzungs-
möglichkeit des konkreten Geschäftslokals sein. Bezogen
auf den gegenständlichen Fall könnte eine Umsatzeinbuße
dann beachtlich sein, wenn diese aus dem Umstand resul-
tiert, dass Kunden das von der Bekl gemietete Geschäfts-
lokal nicht betreten durften und daher nicht in Präsenz
betreut werden konnten. Ohne Belang ist es dagegen,
wenn Umsatzrückgänge darauf beruhen, dass sich Men-
schen namentlich infolge der gesundheitlichen Risken
der Pandemie nicht zu Reisen entschließen wollten. Dass
bei Ermittlungsschwierigkeiten bezüglich des Ausmaßes
einer beachtlichen Beeinträchtigung und der daraus gege-
benenfalls gerechtfertigten Zinsminderung das Gericht
gem § 273 ZPO vorgehen darf, folgt zwanglos aus bereits
vorliegender Rsp.
OGH 30. 6. 2022, 9 Ob 84/21z Zak 2022/475, 256. FG

§ 1295 Abs 1, § 1299 ABGB; § 9 RAO

2022/267

Ablehnung der Prozessführung durch den Anwalt
wegen Aussichtslosigkeit
Sinn und Zweck des Vertrags zwischen Rechtsanwalt und
Mandanten liegen darin, dem Mandanten zur bestmögli-
chen Rechtsdurchsetzung oder Rechtsverteidigung zu ver-
helfen und diesen vor Nachteilen zu schützen. Dieser
Schutzzweck erschöpft sich aber iZm der Einleitung und
der Führung eines Rechtsstreits nicht nur im Rechtsstreit
selbst, sondern umfasst auch die Vermeidung von Nachtei-
len, die vorhersehbar mit der Führung und insbesondere
mit dem Verlust des Prozesses verbunden sein können.
Das gebietet auch die Aufklärung des Mandanten, wenn ei-
ne Prozessführung aussichtslos erscheint.
Im Anlassfall hat sich die Bekl ua deshalb geweigert, eine
auf das Wiener Antidiskriminierungsgesetz gestützte Scha-
denersatzklage für die Kl einzubringen, weil für sie kein die
Kl diskriminierendes Verhalten von Ärzten des Kranken-
hauses erkennbar war. Der Kl wurde von der Bekl mehr
als drei Monate vor dem von der Kl selbst angenommenen
Ablauf der Verjährungsfrist nach § 4a Abs 5 Wiener Anti-
diskriminierungsgesetz deutlich kommuniziert, dass die als
aussichtslos qualifizierte Klage von der Bekl nicht einge-
bracht werde. Auch die Vorinstanzen sind nach Meinung
des OGH vertretbar davon ausgegangen, dass von der Kl
während des aufrechten Mandatsverhältnisses gegenüber
der Bekl nicht aufgezeigt worden sei, dass die Ärzte die Kl
diskriminiert hätten.
OGH 30. 6. 2022, 4 Ob 102/22m Zak 2022/478, 257. FG

§ 29 Z 1 IO; § 19 Abs 2 Z 5 UmgrStG

2022/268

Einbringung von Vermögen in eine Tochter-GmbH ist
keine unentgeltliche Verfügung
Die Einbringung eines Teilbetriebs in eine Gesellschaft, an
der der Einbringende unmittelbar oder mittelbar allein be-
teiligt ist, erfüllt den Tatbestand des § 29 Z 1 IO jedenfalls
dann nicht, wenn die übernehmende Gesellschaft nicht
überschuldet ist. Der Einbringende erbringt kein Vermö-
gensopfer, das für eine unentgeltliche Zuwendung konstitu-
tiv ist. Bei der Einbringung kommt es zu keiner Vermögens-
einbuße des übertragenden Alleingesellschafters, da das ein-
gebrachte Vermögen in Höhe seines Verkehrswerts den Be-
teiligungsansatz an der Tochtergesellschaft erhöht. Es liegt
daher nur eine betraglich neutrale Umschichtung des ab-
gehenden Verkehrswerts auf den Beteiligungsansatz der
Tochter und somit keine Vermögenseinbuße vor. Das Feh-
len einer Vermögenseinbuße beim Einbringenden schließt
es bei der im Anfechtungsrecht gebotenen wirtschaftlichen
Betrachtungsweise von vornherein aus, eine unentgeltliche
Zuwendung iSv § 29 Z 1 IO anzunehmen.
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Entschiede man anders, wäre jede in den letzten zwei Jahren
vor Insolvenzeröffnung nach § 19 Abs 2 Z 5 UmgrStG er-
folgte Einbringung ohne weitere subjektive Voraussetzun-
gen anfechtbar.
Dafür fehlte eine sachliche Rechtfertigung. Denn wäre die-
selbe Einbringung anlässlich einer Gründung oder Kapital-
erhöhung (§ 52 GmbHG) erfolgt und daher mit der Über-
nahme von Stammanteilen verbunden gewesen, bestünde

wegen der dann erbrachten Gegenleistung der Gesellschaft
kein Zweifel an der Entgeltlichkeit. Die wirtschaftlich in je-
der Hinsicht gleichwertige Vorgangsweise nach § 19 Abs 2
Z 5 UmgrStG muss zur Vermeidung eines Wertungswider-
spruchs gleich behandelt werden.
OGH 12. 7. 2022, 17 Ob 13/21t (OLG Graz 2 R 63/21h; LGZ
Graz 12 Cg 11/20y) TG
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EU-Konsultation: grenzüberschreitende
Tätigkeiten von Vereinen

D ie Europäische Kommission hat eine öffentliche
Konsultation im Rahmen der Initiative „EU-Rah-

men zu grenzüberschreitenden Tätigkeiten von Verei-
nen“ gestartet.

Derzeit gibt es 27 unterschiedliche nationale Regelwerke
für Vereine in der EU. Diese Vorschriften betreffen ver-
schiedene Aspekte, wie zB die konstitutiven Elemente von
Vereinen, die Niederlassung bzw zusätzlichen Registrierun-
gen bei einer Tätigkeit im EU-Ausland und Verwaltungs-
kosten. Diese unterschiedlichen Vorschriften führen oft zu
Beschränkungen und Hindernissen in Bezug auf die Nie-
derlassung, den freien Kapitalverkehr, den freien Waren-
verkehr und den freien Dienstleistungsverkehr. Dadurch
wird die grenzüberschreitende Tätigkeit von Vereinen im
Binnenmarkt, einschließlich in Grenzregionen, behindert.

Durch diese Initiative soll insb sichergestellt werden,
dass Vereine in vollem Umfang in den Genuss der Binnen-
marktfreiheiten kommen können. Es sollen die EU-weiten
Aktivitäten einfacher gemacht und die Grundrechte der
Vereine gestärkt werden.

Mit dieser Konsultation soll den Interessenträgern die
Möglichkeit gegeben werden,

• Anmerkungen zur Notwendigkeit von EU-Maßnahmen
zu machen,

• Anmerkungen zu den geplanten Lösungsoptionen hin-
sichtlich der festgestellten Probleme zu machen,

• erwartete Folgen einzuschätzen und
• sich mit Beiträgen zu allen weiteren Fragen, die bei der
Entwicklung dieses Politikbereichs zu berücksichtigen
sind, zu beteiligen.

Bis zum 28. 10. 2022 kann diese Konsultation ausgefüllt
werden.

Konsultation

JESSICA KÖNIG

Juristischer Dienst
ÖRAK-Vertretung in
Brüssel.
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EU tritt Haager Urteilsübereinkommen bei

D ie Europäische Union ist am 29. 8. 2022 dem Überein-
kommen über die Anerkennung und Vollstreckung

ausländischer Entscheidungen in Zivil- und Handelssa-
chen („Haager Urteilsübereinkommen“) beigetreten.
Die EU hat dabei eine Erklärung abgegeben, für alle in die-
sem Übereinkommen geregelten Angelegenheiten zustän-
dig zu sein. Die Mitgliedstaaten werden das Übereinkom-
men nicht unterzeichnen, ratifizieren, annehmen oder ge-
nehmigen, sind aber aufgrund des Beitritts der Europä-
ischen Union durch das Übereinkommen gebunden.

In dem Übereinkommen sind die Bedingungen für die
Anerkennung und Vollstreckung von Urteilen in Zivil- und
Handelssachen, einschließlich Verbraucher- und Arbeits-
verträgen, festgelegt. Durch die Sicherstellung der Anerken-
nung und Vollstreckung ausländischer Entscheidungen soll
der Zugang zum Recht verbessert werden, indem Zeitauf-
wand, Kosten und Risiken bei grenzüberschreitenden Sach-
verhalten verringert werden.

Bisher war die Anerkennung und Vollstreckung auslän-
discher Urteile aufgrund unterschiedlicher Gesetze und
Praktiken schwierig, wenn nicht gar unmöglich. Daraufhin
wurde am 2. 7. 2019 dieses Übereinkommen verabschiedet.
Das neue Übereinkommen wird die bestehenden Instru-
mente für die Anerkennung gerichtlicher Entscheidungen
unter den EU-Mitgliedstaaten (Brüssel I a-Verordnung)
und mit den EFTA-Ländern (Übereinkommen von Luga-

no) sowie das Haager Übereinkommen von 2005 über Ge-
richtsstandsvereinbarungen ergänzen. Bislang haben sechs
weitere Staaten, Costa Rica, Israel, Russland, die Ukraine,
Uruguay und die Vereinigten Staaten, das Haager Urteils-
übereinkommen unterzeichnet.

Haager Urteilsübereinkommen (deutsche Übersetzung)

Den Stand der ratifizierenden Staaten können Sie hier ab-
rufen:

JESSICA KÖNIG

Juristischer Dienst
ÖRAK-Vertretung in
Brüssel.

2022/270
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Niva von Weisl
Bei der Preisverleihung des Marianne-Beth-Preises 2021 an Dr.in Helene Klaar durfte ÖRAK-Präsident
Dr. Rupert Wolff die Großnichte der Namensgeberin, Niva von Weisl, begrüßen.

Sie haben Ihre Großtante nie persönlich kennengelernt,
aber von Ihrem Großvater,Wolfgang von Weisl, dem jün-
geren Bruder von Marianne Beth, mit dem sie auch nach
ihrer Auswanderung in die USA ein enges Verhältnis hat-
te, viele Geschichten über sie gehört. Welchen Eindruck
konnten Sie von ihr gewinnen?
Als wir kleine Kinder waren, erzählte uns mein Großvater
Gutenachtgeschichten – manchmal von Feen und Zwergen,
manchmal von Abenteuern und Kriegen. Er erzählte uns nie
von seiner Heimat, seiner Vergangenheit, seinen Abenteuern,
seinen Erfolgen. Wie es Kinder oft tun, hielten wir die Stöcke
und Steine im Garten und die Bäume, auf die wir kletterten,
für das ganze Universum und fragten nicht danach.
Manchmal lag eine besondere Schwingung in der Luft. Mei-
ne Großmutter verkündete dann ganz aufgeregt: „Wolfi, ein
Brief von Marianne!“ Diese Marianne wurde gefeiert, ver-
ehrt und geliebt. Und ich wusste nicht warum, bis ich ein
ansehnliches Paket von Briefen fand.
Beim Lesen der jahrzehntelangen Korrespondenz zwischen
meinem Großvater und meiner Großtante1 lernte ich meine
Großtante kennen, ihre mitfühlende und tiefe Weisheit, ih-
ren scharfen Intellekt, ihre Ehrlichkeit, Großzügigkeit und
politische Weitsicht. Ihre ruhigen und vernünftigen Rat-
schläge an das junge Paar – ihren Bruder und seine Braut,
meine Großmutter Naomi – lässt jeden wünschen, er hätte
Marianne als Schwester oder Schwägerin, als Freundin.

Marianne Beth war die erste Jus-Studentin in Österreich
und die erste Rechtsanwältin. Was bedeutet das für Ihre
Familiengeschichte?
Marianne ist nur die natürliche Fortsetzungmeinerweiblichen
Ahnenliste. Eine Reihe von mutigen Frauen, die die Initiative
ergriffen und den Weg zu einem besseren Leben ebneten.2

Zum Beispiel Charlotte Herschel-Singer, die dank ihres hohen
Bildungsniveaus ihren Mann und ihre sieben Kinder aus der
Armut führte, oder Marie Singer-Michlup, die ein ansehnli-
ches Unternehmen leitete und es weiter ausbaute. Und schon

im 17. Jahrhundert war es die Frau von Sigmund Herschel, die
sich mit den außergewöhnlich schönen Webarbeiten ihres
Mannes in die Stadt wagte und damit den Grundstein für
Ruhm und Reichtum der Familie legte. Im Kontext ihrer Zeit
war auch Marianne eine Pionierin – aber im Gegensatz zu
ihrer Großmutter oder Urgroßmutter ebnete ihre Pionierar-
beit denWeg nicht nur für sie selbst und ihre Familie, sondern
für Frauen im Allgemeinen.

Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs blieb Marianne
Beth in ihrer neuen Heimat in den USA, wo sie 1984 im
hohen Alter von 94 Jahren starb. Warum ist sie nie wie-
der nach Österreich zurückgekehrt?
Leider wurde ihre Vielzahl an Aktivitäten und Errungen-
schaften, die den Frauen und der Gesellschaft zugutekamen,
durch das Aufkommen des Antisemitismus und Hitlers un-
terbrochen. Marianne flüchtete und ließ sich in den USA
nieder. Für eine Frau, die – neben ihrer juristischen Arbeit
– zu allen wissenschaftlichen Konferenzen eingeladen wur-
de, die Organisationen gründete und leitete, die Artikel ver-
öffentlichte und Beachtung fand, war es schwierig, ein paar
Einkünfte zusammenzukratzen, indem sie unmotivierte Col-
lege-Studenten unterrichtete und Dokumente für eine Bank
übersetzte. Es war schwierig für diese stolze europäische In-
tellektuelle zu lernen, dass die Kunst des Small Talk die Ein-
trittskarte zum sozialen und beruflichen Aufstieg in den USA
ist. Eine Kunst, die sie nie gelernt hat. Aber Marianne lernte
die amerikanische Art zu lieben und zu schätzen. Ihre beiden
Kinder, Eric und Nora, lebten das amerikanische Leben. In
Wien hing die Wolke des bösartigen, monströsen Antisemi-
tismus in der Luft. Das Trauma konnte nicht ausgelöscht
werden. Marianne beschloss, nicht mehr zurückzukehren.

vlnr: Niva von Weisl, Preisträgerin Dr.in Helene Klaar, ÖRAK-Präsident
Dr. Rupert Wolff fotoEXPOSE – Matias Damjanovic

Niva von Weisl lebt in Jerusalem. Die Enkelin von Marianne Beths
Bruder, Wolfgang von Weisl, erforscht das Erbe ihres Großvaters und
ihrer Familie. Bei ihren Nachforschungen ist sie auf historische und

kulturelle Schätze gestoßen.

1 Erschienen im Böhlau Verlag, Wien 2021: Goltschnigg Dietmar, Marianne
Beth: Ein brüchiges Leben in Briefen aus Wien und dem amerikanischen
Exil.
2 Siehe die Familiengeschichte, erschienen im Böhlau Verlag, Wien 2019:
Goltschnigg Dietmar, Böhmische Juden auf Wanderschaft über Prag nach
Wien.
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Wenn der Richter „googelt“
Die Digitalisierung macht auch vor dem (Zivil-)Gerichtssaal keinen Stopp. Der gegenständliche
Beitrag beschäftigt sich mit der Frage der Zulässigkeit der selbstständigen Erhebung von Tatsachen
im Internet durch das erkennende Gericht.

Es ist lebensnahe, dass auch das erkennende Gericht einen
in Streit gezogenen und von ihm zu beurteilenden Sachver-
halt unter Verwendung von allgemein zugänglichen Such-
maschinen „nachforscht“. Legt das erkennende Gericht im
nächsten Schritt die so allenfalls selbst ausfindig gemachten
bzw erhobenen Tatsachen seinem Urteil als Feststellungen
zugrunde, so erweitert es die im Rahmen des Verfahrens
von den Parteien vorgebrachten Behauptungen und Bewei-
se. Aber ist es im Zuge eines zivilgerichtlichen Verfahrens
überhaupt zulässig, dass das erkennende Gericht sich in die-
ser Form informiert, und wie ist in weiterer Folge eine sol-
che Beweiserhebung durch das erkennende Gericht unter
Verwendung von Suchmaschinen im Zivilverfahren zuläs-
sig?

I. AUSGANGSPUNKT

1. Mögliche internetbasierte
Tätigkeiten des Richters und
potentielle Handlungskategorien

Aufgrund der Vielzahl an denkbaren Möglichkeiten des
Richters, das Internet bei der Ausübung seiner Tätigkeit
zu nutzen, sollen diese mannigfaltigen Einsatzmöglichkei-
ten für die Zwecke des gegenständlichen Beitrags einge-
schränkt werden wie folgt: (i) eigenständiges Erheben von
Informationen und (ii) Aufnahme von eigenständig erhobe-
nen Informationen in die Feststellungen des Urteils.

2. Überblick der denkbaren
Spannungsfelder nach der ZPO

Diese beiden selbstständigen Handlungen des Richters ste-
hen im ersten Blick im Spannungsverhältnis mit der Erhe-
bung von offenkundigen Tatsachen, dem Verhandlungs-
grundsatz und dem Überraschungsverbot. In Österreich
ist in diesem Zusammenhang – soweit ersichtlich – bislang
keine (höchst-)gerichtliche Entscheidung ergangen. In
Deutschland hatte sich der BGH in einer rezenten Entschei-
dung in diesem Zusammenhang zu beschäftigen.

II. DETAILBETRACHTUNG

1. Im Internet verbreitete Informationen
als offenkundige Tatsachen(?)

Für im Internet erhobene Informationen kommt zunächst
die Möglichkeit der Berücksichtigung im Rahmen von

§ 269 ZPO als offenkundige Tatsachen, und zwar als allge-
meinkundige Tatsachen, in Betracht. Schließlich sind im In-
ternet verbreitete Informationen jedenfalls einer beliebig
großen Anzahl von Menschen zugänglich bzw bekannt oder
doch ohne Schwierigkeiten jederzeit zuverlässig wahrnehm-
bar.1 Im Internet verbreitete Tatsachen wären daher zumin-
dest dazu geeignet, eine allgemeinkundige Tatsache iSd
§ 269 ZPO zu sein. Problematisch ist aber die Nachprüfung:
Nicht jede im Internet verbreitete Information ist richtig,
geschweige denn, würde auch den Anspruch erheben.

Für im Internet verbreitete Informationen kann zu-
nächst im Grundsatz nichts anderes gelten als für sonstige
Informationen, die der Richter als offenkundige Tatsachen
berücksichtigt wissen will: Jedenfalls unzweifelhafte offen-
kundige Tatsachen dürfen auch ohne Erörterung von Amts
wegen dem Urteil zugrunde gelegt werden.2 Da aber die All-
gemeinkundigkeit einer Tatsache bezweifelt werden kann
und der Beweis der Unrichtigkeit offenkundiger Tatsachen
zulässig ist, muss das Gericht in allen anderen Fällen, in
denen die Tatsachen gerade nicht unzweifelhaft offenkun-
dig sind, zur Wahrung des rechtlichen Gehörs die von ihm
als offenkundig qualifizierten Tatsachen mit den Parteien
erörtern und ihnen Gelegenheit geben, den Beweis der Un-
richtigkeit einer vom Gericht als offenkundig beurteilten
Tatsache anzutreten.3

Nach der Ansicht der Autorinnen sollte ein solches Vor-
gehen bei im Internet verbreiteten Informationen aber stets
mit den Parteien erörtert werden.4 Schließlich kann die Fra-
ge, was unter einer unzweifelhaft offenkundigen im Internet
verbreiteten Tatsache aufgrund der Unendlichkeit dersel-
ben (sic!) kaum im Vorhinein oder in einer allgemeingülti-
gen Weise beurteilt werden.

2. Ausmaß der Aufnahme von im
Internet verbreiteten Informationen
in die Feststellungen des Urteils (?)

Geht man also davon aus, dass im Internet verbreitete In-
formationen grundsätzlich dazu geeignet sind, als offenkun-
dige Tatsachen iSd § 269 ZPO amtswegig berücksichtigt zu
werden, so stellt sich die Frage einer Grenzziehung: Steht es
dem Richter frei oder ist er iS der „Arbeitsgemeinschaft Zi-

1 Rechberger in Fasching/Konecny II/33 § 269 ZPO 3 mwN (Stand
1. 10. 2015, rdb.at).
2 RIS-Justiz RS0040219 (T 4).
3 Vgl OGH 4. 9. 2001, 10 ObS 263/01a zum Abweichen des BerG von erst-
instanzlich festgestellten Tatsachen durch allgemeinkundige Tatsachen.
4 RIS-Justiz RS0040219 (T 3).
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vilprozess“ sogar dazu angehalten, sich vertiefende Kennt-
nis zu dem verfahrensgegenständlichen Sachverhalt zu ver-
schaffen?

Ausgangspunkt ist der im Zivilprozess in Österreich
grundsätzlich verankerte Verhandlungsgrundsatz (Beibrin-
gungsgrundsatz, Parteienmaxime), demzufolge die Parteien
die wesentlichen Tatsachen zu behaupten und zu beweisen
haben. In einem vom Verhandlungsgrundsatz beherrschten
Verfahren bestimmen also die Parteien den Inhalt und die
Auswirkungen ihrer Sachanträge und damit nicht nur, über
welche Ansprüche sie ein Urteil des Gerichts begehren, son-
dern auch, aufgrund welcher Tatsachen die Entscheidung ge-
fällt werden soll.5 Der Verhandlungsgrundsatz gilt aber nicht
ohne jede Einschränkung, sondern wird einerseits durch die
den Parteien obliegende Verpflichtung zur Wahrheit und
Vollständigkeit gem § 178 Abs 1 ZPO und andererseits durch
zahlreiche, die Stellung des Richters bei der Ermittlung der
Entscheidungsgrundlagen stärkende Rechte flankiert.6 Im
Mittelpunkt steht sohin vielmehr das Ziel der Erforschung
der Wahrheit und nicht eine strenge Aufgabenteilung. In die-
sem Sinne hat sich der Richter auch nicht „passiv“ zu verhal-
ten, sondern sich von Amts wegen iS des Prozesszwecks zu
verhalten. Erst dann, wenn die Parteien seinen Anregungen
nicht folgen oder Widerstand entgegensetzen, findet die ma-
terielle Prozessleitung ihre Grenze und geht Unvollständig-
keit auf Rechnung der einsichtslosen Partei.7

Daraus folgt, dass auch amtswegige Beweisaufnahmen
nicht uneingeschränkt zulässig sind, sondern nur im Rah-
men des Parteivorbringens. Daran kann auch die uneinge-
schränkte Masse des Internets nichts ändern. Denn durch
das Zusammenwirken der Beteiligten wird die Feststellung
richtiger und vollständiger Tatsachen gefördert. Einge-
schränkt wird die amtswegige Stoffsammlung allerdings
aufgrund der Sachvorbringen der Parteien, die den Prozess-
stoff abgrenzen. In diesem Rahmen kann der Richter auf-
grund seiner Prozessleitungspflichten gemeinsam mit den
Parteien an der Stoffsammlung aktiv mitwirken.

3. Privatwissen des Richters durch
Medienrecherche

Derart erhobene oder Tatsachen wären aber ein im Zivil-
prozess nicht zu berücksichtigendes Privatwissen des Rich-
ters. Selbstverständlich steht es dem Richter als Privatper-
son frei, sich zu informieren. Dieses Wissen oder daraus ge-
zogene Einschätzungen dürfen aber jedenfalls ohne entspre-
chendes Vorbringen der Parteien nicht in den Zivilprozess
Eingang finden.

III. RECHTSLAGE IN DEUTSCHLAND

1. Gesetzliche Grundlagen

In Deutschland gilt ein stärkerer Verhandlungsgrundsatz
als in Österreich, sodass der Richter im Vergleich eine we-

niger starke Position einnimmt. In der Folge ist er insb bei
der Tatsachenerhebung eingeschränkt(er). Gem § 139
dZPO ist etwa lediglich eine Hinweispflicht des Richters
bei unzureichenden Tatsachenvorbringen der Parteien vor-
gesehen sowie weiters die – auch in Österreich geltende –

Wahrheits- und Bestimmtheitspflicht der Parteien.

2. Entscheidung BGH

Im Ausgangsverfahren machte der Kl geltend, sich beim
Abschluss des Kaufvertrags darauf verlassen zu haben, ein
vorschriftsgemäß zulassungsfähiges Fahrzeug zu erwerben.
Diese Anforderungen erfülle das erworbene Auto aber
nicht. Es sei vielmehr mangelhaft, weil es die Voraussetzun-
gen für die Eingruppierung in die Schadstoffemissionsklasse
„Euro 5“ nicht erfülle. Die Bekl habe dies auch gewusst und
das Fahrzeug mit straßenverkehrs- und straßenzulassungs-
rechtlich unzulässiger Softwarekonfiguration auf den Markt
gebracht und die Marktgegenseite hierüber vorsätzlich ge-
täuscht. Der Vorstand der Bekl habe von den entsprechen-
den Umständen Kenntnis gehabt, jedenfalls komme der
Bekl diesbezüglich eine sekundäre Darlegungslast zu.

Das ErstG verurteilte die Bekl, einen bestimmten Betrag
Zug um Zug gegen Übereignung und Übergabe des Fahr-
zeugs zu zahlen.

Die Bekl erhob gegen dieses erstinstanzliche Urteil Beru-
fung an das OLG und brachte hier ua vor, eine Kenntnis
von der Umschaltlogik habe bei ihr nicht vorgelegen. Das
OLG als zweite Instanz hat diese Berufung der Bekl zurück-
gewiesen und in seiner Begründung ausgeführt: Der (OLG-)
Senat habe mit Blick auf die enge Konzernverbundenheit
der Bekl mit der Konzernmutter, der Volkswagen AG, de-
ren tragende Position auch und besonders im Bereich der
Motorenentwicklung und die personellen Verflechtungen
innerhalb des Konzerns, die bereits aus dem Konzern-Or-
ganigramm der Volkswagen AG, § 291 dZPO, ersichtlich
seien, keinen Zweifel daran, dass die handelnden Personen
bei der Bekl, auf deren Zurechnung es iSd § 31 BGB ankom-
me, die notwendige und umfassende Kenntnis von der Ent-
wicklung der auch bei Fahrzeugen der Konzerntochter Audi
in sehr hohen Stückzahlen verbauten Umschaltautomatik ge-
habt hätten. So habe sich die Bekl, der (OLG-)Senat weiter,
in einer im Internet abrufbaren Pressemitteilung vom
16. 10. 2018 nach Verhängung eines Bußgelds von 800 Mio
Euro wie folgt geäußert: „Die AUDI AG bekennt sich zu ih-
rer Verantwortung für die vorgefallenen Aufsichtsverlet-
zungen.“

Nach Ansicht des BGH muss ein Gericht, das seinem
Urteil von ihm selbst dem Internet entnommene Tatsachen
als offenkundig iSd § 291 ZPO seinem Urteil zugrunde le-
gen möchte, den Parteien durch einen Hinweis die Mög-
lichkeit zur Stellungnahme geben. Ein Hinweis kann nur

5 RIS-Justiz RS0037331.
6 Rassi in Fasching/Konecny II/33 § 183 ZPO 1 (Stand 1. 10. 2015, rdb.at).
7 RIS-Justiz RS0037299.
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dann unterbleiben, wenn es sich um Umstände handelt, die
den Parteien ohne Weiteres gegenwärtig sind und von de-
ren Entscheidungserheblichkeit sie wissen. Im gegenständ-
lichen Fall erwog der BGH, dass das BerG aber unter Zu-
grundelegung dieser Grundsätze mehrfach die Bekl in ih-
rem Anspruch auf rechtliches Gehör verletzte. Denn es habe
die objektiven und subjektiven Tatbestandsvoraussetzungen
des § 826 dBGB bei den „handelnden Personen der Beklag-
ten, auf deren Zurechnung es im Sinne des § 31 BGB an-
komme“, bejaht, indem es sich unter Anführung des § 291
ZPO auf ein nicht näher bezeichnetes „Konzernorgani-
gramm der VW AG“ und unter Angabe einer Internetad-
resse auf eine Pressemitteilung der Beklagten 16. 10. 2018
gestützt hat, ohne die Parteien aber zuvor hierauf hingewie-
sen und ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben zu
haben. Mit der Verwertung dieser beiden Umstände im Be-
rufungsurteil habe die Bekl sohin nicht rechnen können.8

IV. RELEVANZ DER ENTSCHEIDUNG FÜR DIE
ÖRECHTSLAGE?

Die in Österreich zu § 291 dZPO korrespondierende Be-
stimmung ist § 269 ZPO. Nach § 269 ZPO sind allgemein
kundige Tatsachen solche, über die sich jedermann aus zu-
verlässigen Quellen ohne besondere Fachkunde sicher un-
terrichten kann.9 Wie bereits aufgezeigt, müssen auch nach
§ 269 ZPO allgemein kundige Tatsachen allgemein bekannt
(und nicht nur allgemein zugänglich) sein, damit sie der
Richter dem Urteil zugrunde legen kann. Die Anforderun-
gen sind insofern nach der österr und der dt Rechtslage an-
nähernd gleich.

Wenn bereits dem BGH folgend bei dem in Deutschland
geltenden (strengen) Verhandlungsgrundsatz eine eigen-

ständige Beweiserhebung durch den Richter in Form einer
Internetrecherche zulässig ist, so gilt dies jedenfalls auch für
die österr Rechtslage und den hier maßgeblichen ohnedies
abgeschwächten Verhandlungsgrundsatz.

Offen bleibt daber aber, ob in einem jeden Fall den Par-
teien Möglichkeit zur Stellungnahme zu geben ist.

V. FAZIT

Die Internetrecherche eines Richters, die er sodann den
Feststellungen des Urteils zugrunde liegt, lässt sich mit
dem bestehenden Regelwerk der ZPO beurteilen: Erfüllen
durch Internetrecherche erhobene Tatsachen die Voraus-
setzungen des § 269 ZPO, so bedürfte es grundsätzlich kei-
ner vorherigen Möglichkeit der Stellungnahme der Par-
teien. Freilich besteht dabei die Gefahr, dass deren Wahr-
heitsgehalt bekämpft wird. Sofern durch Internetrecherchen
des Richters erhobene Tatsachen nicht offenkundige Tatsa-
chen betreffen, so ist jedenfalls zuvor das rechtliche Gehör
der Parteien zu wahren und Gelegenheit zur Stellungnahme
zu geben.

Beabsichtigt der Richter, im Internet verbreitete Infor-
mationen als offenkundige Tatsachen iSd § 269 ZPO von
Amts wegen zu berücksichtigen, so sollte nach Ansicht
der Autorinnen zuvor stets eine entsprechende Information
an die Parteien ergehen, um deren rechtliches Gehör zu
wahren.

Mit RDB Keywords gibt es keinen Zweifel mehr: Bei

Frustrierten Aufwendungen
steckt niemand seinen Kopf in den Sand oder isst eine ganze 

Packung Eis auf einmal.

RDB Keywords
Juristische Begriffe schnell und
unkompliziert erklärt.

8 BGH 27. 1. 2022, III ZR 195/20.
9 Rechberger in Fasching/Konecny III/13 § 269 ZPO (Stand 1. 8. 2017,
rdb.at).
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Spieglein, Spieglein an der Wand,
gibt es Notare im Fürstenland?

I. EINLEITUNG

Antwort des Spiegleins: „Ja! Aber erst seit kurzem.“ Denn
bis 31. 12. 2019 hat es in Liechtenstein kein Notariatswesen
gegeben.1 Wollte man etwas beglaubigen oder beurkunden
lassen, waren das Fürstliche Landgericht, Gemeindebe-
dienstete oder das Amt für Justiz zuständig.2

Für den international ausgerichteten Finanzplatz Liech-
tenstein war das ein Nachteil. Denn in den meisten Rechts-
ordnungen bedürfen bestimmte Rechtsgeschäfte der notari-
ellen Mitwirkung. Mangels liechtensteinischen Notariats-
wesens wichen Parteien regelmäßig in eine Rechtsordnung
der DACH-Region aus, um dort Urkunden beglaubigen
oder beurkunden zu lassen.3

Vor diesem Hintergrund hat der liechtensteinische Ge-
setzgeber das Notariatsgesetz (NotarG)4 verabschiedet. Es
ist am 1. 1. 2020 in Kraft getreten.5 Ende 2020 sind die ers-
ten liechtensteinischen Notare angelobt6 worden. Seit
1. 1. 2021 kann man liechtensteinische Notariatsdienstleis-
tungen in Anspruch nehmen.7

II. LIECHTENSTEINISCHES NOTARIATSWESEN

1. Allgemein

Das liechtensteinische NotarG ist in neun Abschnitte unter-
teilt und in 82 Artikeln geregelt. Im Wesentlichen regelt es:
• den Zugang zum Notariatsberuf;8

• die Rechte und Pflichten der Notare;9 und
• die Errichtung notarieller Beglaubigungen und Beurkun-
dungen.10

Im Unterschied zu anderen Rechtsordnungen gibt es in
Liechtenstein keine Notariatspflicht.11 Der liechtensteini-
sche Gesetzgeber wollte mit dem Notariatsgesetz keine Ein-
schränkung, sondern eine weitere Dienstleistung schaffen.
Dem Einzelnen soll es freistehen, ob er sich an einen Notar
oder weiterhin an das Fürstliche Landgericht oder das Amt
für Justiz wendet.12

Das Berufsbild der Notare kann in drei verschiedenen
Formen auftreten, als Notariat:13

• lateinischer Prägung; es dient der vorsorgenden Rechts-
pflege (zB Schutz vor Übereilung, Beweissicherung, Si-
cherung des Rechtsverkehrs, Belehrung, Beratung usw);

• des common law; es hat im Unterschied zum lateinischen
Notariat keine vorsorgende Rechtspflegefunktion; oder

• skandinavischer Prägung (notarius publicus); dabei han-
delt es sich um eine richterliche Nebenfunktion und dient
als Beglaubigungsinstanz für den Auslandsrechtsver-
kehr.14

Das liechtensteinische Notariat ist eines nach lateinischer
Prägung und nach der Grundidee der europäischen An-
waltsnotare ausgestaltet.15 Die Zulassung zum liechtenstei-
nischen Notar erfolgt also über den Rechtsanwaltsberuf,
wobei der Notarberuf mit dem Rechtsanwaltsberuf verein-
bar ist.16 Beide Berufe dürfen also parallel ausgeübt wer-
den.17

2. Notarielle Tätigkeit

a) Allgemein
Der liechtensteinische Notar ist berechtigt, Beurkundungen
und Beglaubigungen sowie damit zusammenhängende Tä-
tigkeiten durchzuführen.18 Im Unterschied zum österreichi-
schen Notariatswesen sind in Liechtenstein jedoch weder
das Gerichtskommissariat19 noch notarielle letztwillige Ver-
fügungen20 vorgesehen.21

Liechtensteinische Notare sind Träger eines öffentlichen
Amtes.22 Daher sind die von liechtensteinischen Notaren
errichteten Urkunden – soweit bei der Aufnahme und Aus-
fertigung die gesetzlichen Voraussetzungen beachtet wur-
den – öffentliche Urkunden.23

1 Der Beitrag wurde bereits im März 2022 in der Liechtensteinischen Juris-
ten-Zeitung veröffentlicht – LJZ 1/22, 38 ff. Der Autor, RA Mag. Dr. Daniel
Damjanovic, LL.M. (Virginia), ist Partner bei Marxer & Partner Rechtsan-
wälte (Kontakt: daniel.damjanovic@marxerpartner.com). Er ist auch liech-
tensteinischer Notar und Vorstandsmitglied der liechtensteinischen Notari-
atskammer (https://www.notariatskammer.li).
2 Art 81 ff RSO; vglMarxer & Partner Rechtsanwälte (Hrsg), Liechtensteini-
sches Wirtschaftsrecht Rn 52.1 mwN.
3 Vgl BuA 37/2019, 15ff.
4 Vgl LGBl 2019/306.
5 Vgl Marxer & Partner Rechtsanwälte (Hrsg), Liechtensteinisches Wirt-
schaftsrecht Rn 52.1f.
6 Vor Aufnahme seiner Tätigkeit hat der Notar Gehorsam den Gesetzen,
genaue Einhaltung der Verfassung und gewissenhafte und unparteiische Er-
füllung seiner Pflichten zu geloben. Der Eid ist vor dem Präsidenten des
Obergerichtes abzulegen (Art 7 NotarG).
7 Einen Überblick zum liechtensteinischen Notariatsgesetz bieten Schwärz-
ler/Blecha, Die Einführung des Notariats in Liechtenstein, liechtenstein-jour-
nal 2021, 2 ff.
8 Art 4 ff NotarG.
9 Art 10 ff NotarG.
10 Art 26 ff NotarG.
11 Vgl Art 2 Abs 2 NotarG; BuA 37/2019, 18.
12 Vgl BuA 37/2019, 18.
13 Ausführlich dazu Jäger, Liechtensteinisches Notariatsgesetz und grenz-
überschreitende Anerkennung von Notariatsakten, ZfRV 2020, 156 mwN.
14 Vgl Jäger, Liechtensteinisches Notariatsgesetz und grenzüberschreitende
Anerkennung von Notariatsakten, ZfRV 2020, 4, 156.
15 Vgl Marxer & Partner (Hrsg), Liechtensteinisches Wirtschaftsrecht
Rn 52.5.
16 Vgl BuA 37/2019, 17.
17 Vgl BuA 37/2019, 17.
18 Art 10 Abs 1 NotarG.
19 Zu den nicht unbedeutenden Kosten, die nach dem österreichischen Ge-
richtskommissionstarifgesetz anfallen, vgl Ungerank, Das neue Verlassen-
schaftsverfahren, LJZ 2011, 4, 178.
20 Parteien bleibt es unbenommen, letztwillige Verfügungen von einem No-
tar beurkunden zu lassen und sie bei ihm verwahrt zu wissen, vgl dazu BuA
37/2019, 75.
21 BuA 37/2019, 17.
22 BuA 37/2019, 17; vgl auchMarxer & Partner Rechtsanwälte (Hrsg), Liech-
tensteinisches Wirtschaftsrecht Rn 52.13.
23 Art 10 Abs 2 NotarG.

DANIEL DAMJANOVIC

Der Autor ist Rechtsan-
walt und Partner bei
Marxer & Partner
Rechtsanwälte. Er ist
auch liechtensteinischer
Notar und Vorstands-
mitglied der liechtenstei-
nischen Notariatskam-
mer.
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b) Beurkundungen

Allgemein
Liechtensteinische notarielle Beurkundungen sind in den
Art 26ff NotarG geregelt. Beurkunden bedeutet, Informa-
tionen schriftlich festzuhalten, um Rechte und Rechtsver-
hältnisse zu sichern oder zu gestalten.24 Der liechtensteini-
sche Gesetzgeber unterscheidet das allgemeine Beurkun-
dungsverfahren25 vom besonderen Beurkundungsverfah-
ren.26

Allgemeines Beurkundungsverfahren
Im allgemeinen Beurkundungsverfahren hat der Notar wie
folgt vorzugehen:27

• Zunächst hat der Notar die Parteienidentität und deren
Vertretungsbefugnis28 zu prüfen.29 Denn die Parteien bzw
deren Vertreter müssen persönlich vor dem Notar er-
scheinen.30 Die Urkunde ist in Anwesenheit dieser Perso-
nen zu erstellen und zu beurkunden.31 Kann die Identität
oder Vertretungsbefugnis nicht zweifelsfrei festgestellt
werden, muss der Notar die Beurkundung verweigern.32

• Der Notar ist verpflichtet, die Parteien über den rechtli-
chen Inhalt und die Bedeutung der Urkunde zu belehren
und sie auf Mängel und Widersprüche zu gesetzlichen
Bestimmungen aufmerksam zu machen.33

• Schließlich muss der Notar unabhängig und unpartei-
lich sein. Wenn ein bestimmtes Naheverhältnis34 besteht,
ist die Beurkundung nichtig.

Notarielle Urkunden sind ausdrücklich als solche zu be-
zeichnen.35 Der Notar liest die Urkunde den Parteien vor
oder legt sie den Parteien zum Selbstlesen vor.36 Anschlie-
ßend lässt er sich von den Parteien bestätigen, dass die Ur-
kunde ihrem Parteiwillen entspricht und sie deren Inhalt
genehmigen.37 Sodann lässt der Notar die Parteien die Ur-
kunde unterzeichnen.38 Nach Genehmigung und Unter-
zeichnung erfolgt die Beurkundung, indem der Notar auf
der Urkunde unterschriftlich bestätigt, dass die Urkunde
den Parteiwillen enthält und die Parteien:
• die Urkunde selbst gelesen haben oder sie ihnen vorge-
lesen wurde;

• den Inhalt der Urkunde genehmigt haben;
• über den rechtlichen Inhalt und die Bedeutung des beur-
kundeten Rechtsgeschäftes aufgeklärt wurden; und

• die Urkunde unterzeichnet haben.39

Besondere Beurkundungsverfahren
Neben dem allgemeinen Beurkundungsverfahren sieht das
liechtensteinische Notariatsgesetz auch besondere Beurkun-
dungsverfahren vor. Das sind Beurkundungen:
• über Versammlungsbeschlüsse von Verbandspersonen;40

• über rechtserhebliche Tatsachen und Rechtsverhält-
nisse;41

• von Rechtsgeschäften nach ausländischem Recht;42 und
• besonderer Erklärungsformen.43

Unter den besonderen Beurkundungsformen sticht die Be-
urkundung von Rechtsgeschäften nach ausländischem

Recht hervor. Es drängt sich die Frage auf: Wie soll ein
liechtensteinischer Notar Rechtsgeschäfte nach ausländi-
schem Recht beurkunden können? Immerhin muss er die
Parteien über den rechtlichen Inhalt und die Bedeutung
der Urkunde belehren und sie auf Widersprüche zum dis-
positiven Recht aufmerksam machen. Das setzt Kenntnis
des ausländischen Rechts voraus. Diesem Umstand trägt
Art 39 NotarG Rechnung, zumal der liechtensteinische No-
tar Urkunden nach ausländischem Recht nur dann beur-
kunden darf, wenn:
• der Notar in der Rechtsordnung ausgebildet ist, nach de-
ren Recht die ausländische Urkunde erstellt wird;44 oder

• jede Partei von einem Rechtsanwalt vertreten ist, der in
der Rechtsordnung zugelassen ist, nach deren Recht die
ausländische Urkunde erstellt wird.

Damit kommt der liechtensteinische Gesetzgeber den For-
derungen des Marktes nach. Denn in der Rechtspraxis ver-
langen ausländische Klienten häufig, Rechtsgeschäfte in
Liechtenstein als notarielle Urkunde verfassen zu lassen.
Klienten mit diesen Wünschen musste man bisher ins Aus-

24 Vgl Brückner, Schweizerisches Beurkundungsrecht (1993) 32.
25 Art 26 ff NotarG.
26 Art 37 ff NotarG.
27 Vgl dazu auch Marxer & Partner (Hrsg), Liechtensteinisches Wirtschafts-
recht Rn 52.17ff.
28 Nicht-organschaftliche Vertretungsbefugnisse sind durch Vorlage einer
auf das betreffende Geschäft lautenden beglaubigten Vollmacht festzustellen
(Art 27 Abs 2 NotarG).
29 Natürliche Personen haben sich durch Vorlage eines amtlichen Lichtbild-
ausweises zu identifizieren. Verbandspersonen, Personengesellschaften und
deren organschaftliche Vertretungsbefugnis werden durch die Vorlage eines
beglaubigten Handelsregisterauszuges, einer Amtsbestätigung, eines beglau-
bigten vergleichbaren ausländischen Dokuments oder eines Auszugs eines
amtlichen Registers in elektronischer Form festgestellt. Sonstige Vertretungs-
befugnisse werden durch Vorlage einer auf das betreffende Geschäft lauten-
den beglaubigten Vollmacht festgestellt.
30 Für die persönliche Anwesenheitspflicht könnte es Ausnahmen geben.
Denn inskünftig soll es möglich sein, Versammlungen des obersten Organs
von Verbandspersonen ohne physische Anwesenheit sämtlicher Teilneh-
menden abzuhalten. Das soll eine neue Bestimmung im Notariatsgesetz
(Art 37 Abs 1a) vorsehen. Demgemäß darf die Beurkundung von Versamm-
lungsbeschlüssen von Verbandspersonen oder Personengesellschaften auch
dann erfolgen, wenn lediglich die versammlungsleitende und die protokoll-
führende Person anwesend sind, vgl BuA 17/2022, 76.
31 Art 33 NotarG.
32 Art 27 Abs 2 NotarG.
33 Art 27 Abs 1 NotarG.
34 Das liegt vor, wenn: (a) der Notar selbst am Rechtsgeschäft beteiligt ist
oder mit einer Partei verheiratet ist oder war, in eingetragener Partnerschaft
lebt oder gelebt hat, eine faktische Lebensgemeinschaft führt oder geführt hat
oder bis zum 4. Grad verwandt oder verschwägert ist (Wahl-, Stief- und
Pflegschaftsverhältnisse sind dem natürlichen Kindesverhältnis gleichge-
stellt), (b) eine Verfügung zu seinem eigenen oder zum Vorteil einer unter
(a) genannten Personen getroffen wird; (c) er Vertreter, Bevollmächtigter,
Angestellter oder Organ einer Partei ist; oder (d) er eine Partei bei diesem
Rechtsgeschäft anwaltlich beraten hat. Hat der Notar hingegen alle Parteien
in Bezug auf das jeweilige Rechtsgeschäft anwaltlich vertreten oder beraten,
ist die Beurkundung zulässig (vgl Art 28 Abs 2 NotarG).
35 Art 34 Abs 1 NotarG.
36 Art 32 Abs 1 NotarG.
37 Art 32 Abs 1 und 2 NotarG.
38 Art 32 Abs 2 NotarG.
39 Art 32 Abs 3 NotarG.
40 Art 37 NotarG.
41 Art 38 NotarG.
42 Art 39 NotarG.
43 Art 40 NotarG.
44 Der liechtensteinische Gesetzgeber bedient sich einer Umschreibung.
Demnach muss der liechtensteinische Notar die zu beurkundenden Rechts-
handlungen verstehen und in der Lage sein, sie den Parteien zu erläutern,
sowie das anwendbare ausländische Recht so ermittelt haben, dass er die Ur-
kunde nach den Vorgaben der Parteien formulieren bzw einen von den Par-
teien vorgelegten Entwurf auf seine Vereinbarkeit mit dem ausländischen
Recht überprüfen kann (Art 39 Abs 1 lit a).
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land verweisen. Diese Dienstleistungen können jetzt auch
liechtensteinische Notare erbringen.

c) Beglaubigungen
Im liechtensteinischen Notariatsgesetz gibt es einen nume-
rus clausus an Beglaubigungen. Man unterscheidet sechs
Beglaubigungsformen:
• Unterschriften;45

• Kopien;46

• Abschriften;47

• Auszüge;48

• Übersetzungen;49 und
• Datumsbeglaubigungen.50

Die Beglaubigung wird durch einen Vermerk vorgenom-
men, der vom Notar unter Angabe von Ort und Datum
zu unterzeichnen und zu stempeln ist.51

d) Grenzüberschreitende Tätigkeit
Wenn Notare ihres Amtes walten, stellt sich die Frage, ob
sie dabei „hoheitlich“ tätig werden. Diese Frage ist zwi-
schenzeitig geklärt. Die Tätigkeit der Notare ist keine ho-
heitliche Tätigkeit.52 Dafür sprechen im Wesentlichen fol-
gende Gründe:
• Der Notar ist ausschließlich dem Parteiwillen unterwor-
fen. Er kann und darf nur das beurkunden, was die Par-
teien wollen.53 Der liechtensteinische Notar hat – im Ge-
gensatz zum Richter – keine Entscheidungsgewalt unab-
hängig vom Parteiwillen.

• Auch kann jede Partei den Notar frei wählen. Die Notare
üben ihren Beruf unter Wettbewerbsbedingungen aus.
Das ist für die Ausübung öffentlicher Gewalt untypisch.54

• Zudem indiziert die persönliche Haftung der Notare,
dass die notarielle Tätigkeit nicht unmittelbar und spezi-
fisch mit der Ausübung öffentlicher Gewalt verbunden
ist.55

• Schließlich hat der Notar die Parteien über den rechtli-
chen Inhalt und die Bedeutung der Urkunde zu beleh-
ren.56

Die obigen Merkmale der notariellen Tätigkeit sind mit der
Ausübung hoheitlicher Tätigkeit iSv Art 62 iVm Art 51
AEUV unvereinbar.57 Notarielle Beurkundungen und Be-
glaubigungen fallen also in den Anwendungsbereich der
Grundfreiheiten, auf die sich liechtensteinische Notare be-
rufen können.58

III. PRAKTISCHE ERFAHRUNGEN

1. Liechtensteinische Beurkundung der
Gründung einer österreichischen
GmbH

Im Juli 2021 beantragte man beim Firmenbuch des HG
Wien die Eintragung einer österr GmbH, deren Errich-
tungsvorgang ein liechtensteinischer Notar beurkundete.
Der beurkundende liechtensteinische Notar ist in Liechten-
stein und Österreich zugelassener Rechtsanwalt. Er verfügt

sohin über die erforderliche Sachkunde zum österr GmbH-
Recht. Folglich war er im Errichtungszeitpunkt in der Lage,
die mitwirkenden Personen über den Gründungsvorgang
aufzuklären und sie rechtlich zu belehren. In der Firmen-
bucheingabe hat man ausdrücklich darauf hingewiesen,
dass den Gründungsvorgang ein liechtensteinischer Notar
beurkundet hat. Ebenso hat man auf die Dienstleistungs-
freiheit gem Art 56 EUV und die Gleichwertigkeit der Be-
urkundung in Liechtenstein hingewiesen.

Das HG Wien hat die Firmenbucheingabe samt liech-
tensteinischer notarieller Beurkundung ohne Beanstandun-
gen angenommen und die GmbH unter FN 561422x ins
Firmenbuch eingetragen. Damit ist zweierlei erwiesen:
• Notarielle Beurkundungen sind keine hoheitliche Tätig-
keit; vielmehr fallen sie in den Anwendungsbereich der
Grundfreiheiten. Andernfalls hätte das HG Wien die
GmbH aufgrund einer liechtensteinischen notariellen Ur-
kunde nicht in das Firmenbuch eingetragen; und

• Liechtensteinische notarielle Urkunden werden – zumin-
dest vom Handelsgericht Wien – als gleichwertig aner-
kannt, sofern die Voraussetzungen zur Beurkundung
von Rechtsgeschäften nach ausländischem Recht gem
Art 39 NotarG beachtet sind.

2. Österreichische Schenkung –
liechtensteinische notarielle Urkunde

Zwischenzeitig hat auch der 1. Senat des Fürstlichen Ober-
gerichts Fragen zum liechtensteinischen Notariatsgesetz ge-
prüft und erörtert.59 Dieser Entscheidung liegt folgender
Sachverhalt zugrunde.

Ein liechtensteinischer Notar hat einen Schenkungsver-
trag nach österr Recht über eine Schenkung ohne wirkliche

45 Art 42 NotarG.
46 Art 43 NotarG.
47 Art 44 NotarG.
48 Art 45 NotarG.
49 Art 46 NotarG.
50 Art 47 NotarG.
51 Art 48 Abs 1 NotarG; zur Beglaubigung allgemein vgl auch Marxer &
Partner (Hrsg), Liechtensteinisches Wirtschaftsrecht, Rn 52.15. „Fernbeglau-
bigungen“ – also Beglaubigungen von Unterschriften ohne persönliches Er-
scheinen des Unterfertigenden, so wie sie vom Fürstlichen Landgericht vor-
genommen werden – sind nach dem liechtensteinischen Notariatsgesetz un-
zulässig. Denn bei Fernbeglaubigungen können Außenstehende nicht erken-
nen, dass der Unterfertigende nicht vor dem Notar gezeichnet hat. Das ist
missbrauchsanfällig. Zivilrechtliche Streitigkeiten könnten die Folge sein. So
etwa wenn ausländische Gerichte annehmen, die Unterschrift sei zu einem
bestimmten Datum vor dem Notar in Liechtenstein geleistet worden. Wo-
hingegen das Beweisverfahren ergibt, dass der Unterfertigende an einem an-
deren Ort war. Er also gar nicht vor dem Notar unterschrieben hat. Die Un-
terschriften müssen daher ausnahmslos in Gegenwart des Notars geleistet
und nach Prüfung der Identität beglaubigt werden, vgl dazu BuA 2019/37,
33f. Zu Problemen mit der Beglaubigung aufgrund hinterlegter Unterschrif-
ten vgl auch Fürstliches Landgericht 08 EG.2004.28 vom 20. 8. 2004 und 05
CG.2008.228 vom 26. 11. 2009.
52 Vgl ausführlich dazu Jäger, Liechtensteinisches Notariatsgesetz und grenz-
überschreitende Anerkennung von Notariatsakten, ZfRV 2020, 157ff.
53 Vgl Art 32 Abs 1 NotarG.
54 Vgl BuA 37/2019, 10.
55 Vgl BuA 37/2019, 10.
56 Vgl Art 27 Abs 1 NotarG.
57 Jäger, Liechtensteinisches Notariatsgesetz und grenzüberschreitende An-
erkennung von Notariatsakten, ZfRV 2020, 158ff mwN.
58 Jäger, Liechtensteinisches Notariatsgesetz und grenzüberschreitende An-
erkennung von Notariatsakten, ZfRV 2020, 162.
59 OG B 25. 11. 2021, 2R EX.2021.1975.
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Übergabe beurkundet. Im Schenkungsvertrag verständigten
sich die Parteien darauf, dass der nach österr Recht zwin-
gend notwendige Notariatsakt durch eine notarielle Beur-
kundung gem Art 26 NotarG ersetzt werden solle.60

Der Beschenkte forderte sodann vertragsgemäß die
Übergabe der versprochenen Sache. Der Schenker verwei-
gerte die Übergabe. Er behauptete, der Schenkungsvertrag
unterstehe österr Recht. Eine Schenkung ohne wirkliche
Übergabe bedürfe nach österr Recht eines Notariatsakts.
Andernfalls hätte der Beschenkte kein Klagerecht. Ein ös-
terr Notariatsakt läge hier nicht vor, sondern nur eine liech-
tensteinische notarielle Urkunde. Daher habe der Beschenk-
te kein Klagerecht gegen den Schenker, so der Schenker.

Das Fürstliche Obergericht verwies in seiner Entschei-
dung auf österr oberstgerichtliche Rechtsprechung zu § 76
Abs 2 öGmbH-Gesetz.61 Nach § 76 Abs 2 öGmbH-Gesetz
bedarf es zur Übertragung von Geschäftsanteilen mittels
Rechtsgeschäfts unter Lebenden eines Notariatsakts. Nach
Ansicht des öOGH sei in dieser Bestimmung keine Exklu-
sivität des österr Notariatsakts zu sehen. Vielmehr wären
auch im Ausland abgegebene formgebundene Rechtsge-
schäftserklärungen hinreichend, sofern die Funktion der
ausländischen Form der des österr Notariatsakts ent-
spricht.62 Denn jedes Formgebot sei auf seinen Zweck zu
prüfen. Wesentlicher Zweck gesetzlicher Formvorschriften
sei der Schutz vor Übereilung, die Beweissicherung und der
Schutz von Gläubigern und sonstigen Dritten. Entschei-
dend sei, dass der Vorgang im Ausland der Funktion ent-
spricht, die die österreichische Formvorschrift fordert.63

Das sei hier zweifelsohne der Fall, so das Fürstliche
Obergericht. Denn Art 27 NotarG würde die Funktion er-
füllen, die § 52 öNO fordert.

Nach § 52 öNO sei der Notar verpflichtet, „(. . .) bei Auf-
nahme eines Notariatsactes die persönliche Fähigkeit und
Berechtigung jeder Partei zum Abschlusse des Geschäftes
nach Möglichkeit zu erforschen, die Parteien über den Sinn
und die Folgen desselben zu belehren und sich von ihrem
ernstlichen und wahren Willen zu überzeugen, ihre Erklä-
rung mit voller Klarheit und Bestimmtheit schriftlich auf-
zunehmen und nach geschehener Vorlesung des Actes
durch persönliches Befragen der Parteien sich zu vergewis-
sern, daß derselbe ihrem Willen entsprechend sei“.64

Laut Art 27 Abs 1 NotarG hat der Notar die Parteien
über den rechtlichen Inhalt und die Bedeutung der Urkun-
de bzw des zu beurkundenden Rechtsgeschäftes zu belehren
und sie auf Mängel, tatsächliche Unrichtigkeiten und Wi-
dersprüche zu gesetzlichen Bestimmungen aufmerksam zu
machen.65 Auch hat der Notar die Urteilsfähigkeit der Par-
teien und der mitwirkenden natürlichen Personen sorgfältig
zu prüfen.66

Ebenso würde die Pflicht zur Parteienidentifizierung
gem § 55 Abs 1 Z 1 öNO durch Art 27 Abs 1 NotarG er-
füllt. Denn der Notar prüft „(. . .) die Identität der Parteien
und der mitwirkenden Personen und die Vertretungsbefugnis
von Vertretern sorgfältig (. . .)“.

Damit sei das Gleichwertigkeitserfordernis erfüllt und
wird das Formerfordernis des österreichischen Notariats-
akts durch die Beurkundung nach dem liechtensteinischen
NotarG ersetzt.

IV. FAZIT

Der liechtensteinische Gesetzgeber hat die Rufe des interna-
tionalen Rechtsverkehrs gehört und das liechtensteinische
Notariatswesen geschaffen. Im Gegensatz zu anderen
Rechtsordnungen haben liechtensteinische Notare keine
Monopolstellung. Sie ergänzen bestehende Beglaubigungs-
und Beurkundungsmöglichkeiten beim Amt für Justiz, bei
den Gemeinden und dem Fürstlichen Landgericht, ohne sie
zu verdrängen.

Die jüngsten liechtensteinischen und ausländischen Ent-
scheidungen zeichnen ein klares Bild: Liechtensteinische
notarielle Urkunden sind rechtlich gleichwertig. Sie ent-
sprechen vergleichbaren ausländischen Urkundsformen
und werden von ausländischen Behörden anerkannt. Es
bleibt abzuwarten, ob diese Tendenz anhält und die Strahl-
kraft liechtensteinischer notarieller Urkunden weit über die
Landesgrenzen des Fürstentums Liechtenstein reicht. Dem
liechtensteinischen Notariatswesen kann man es nur wün-
schen.

60 Vgl § 943 öABGB, wonach aus einem bloß mündlichen, ohne wirkliche
Übergabe, geschlossenen Schenkungsvertrage dem Geschenknehmer kein
Klagerecht erwächst. Dieses Recht muss durch eine schriftliche Urkunde
(Notariatsakt) begründet werden.
61 RIS-Justiz RS0060220.
62 Vgl öOGH 6 Ob 525/89.
63 Vgl OG B 25. 11. 2021, 2R EX.2021.1975.
64 Vgl § 52 öNO.
65 Art 27 Abs 1 NotarG.
66 Art 27 Abs 3 NotarG.
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Einsatz für die
Rechtsstaatlichkeit
Beim letzten Grundrechtetag der österreichischen Rechtsanwäl-
tinnen und Rechtsanwälte hat der ÖRAK erstmals den Marianne
Beth Preis 2021 vergeben. Damit sollen besondere, über den be-
ruflichen Kernbereich hinausgehende Leistungen von Kollegin-
nen und Kollegen zum Wohle der Gesellschaft sowie zur Weiter-
entwicklung des Berufsstandes gewürdigt werden. Als erste
Preisträgerin hat die Jury die bekannte Familienrechtsexpertin
Dr.in Helene Klaar ausgezeichnet.

Sie wurden in der zweiten Hälfte der 1970er Jahre in die
Liste der Rechtsanwälte eingetragen, als gerade die große
Familienrechtsreform umgesetzt wurde, die für viele
männliche Kollegen Neuland war. Für Sie nicht?
Nein, ich war ja vorher politisch recht aktiv und habe
mich für die Reformen der Regierung Kreisky sehr inte-
ressiert. Da ich Kontakt zur Frauenorganisation hatte, ha-
be ich authentische Informationen aus erster Hand be-
kommen, auch den Streit der Abgeordneten untereinander
mitverfolgen können. Da war ich ganz gut informiert. Ich
habe es – auch aus eigenem Interesse – schrecklich gefun-
den, dass die namensrechtlichen Regelungen so beschei-
den geblieben sind. Ich war wirklich persönlich betroffen,
wie mir eine Abgeordnete stolz erzählt hat, sie hätten sich
im Justizausschuss geeinigt, dass die Ehefrau ihren Mäd-
chennamen dem Namen des Mannes mit Bindestrich hin-
ten anstellen kann. Damals habe ich schon gewusst, dass
ich die Kanzlei meines Vaters übernehmen will. Dass ich
Dvořák-Klaar hätte heißen können, hätte mir nichts ge-
nützt, da mich niemand im Telefonbuch oder Rechtsan-
waltsverzeichnis gefunden hätte. Diese Regelung hat ja
auch nicht lange gehalten.

Waren Sie damals schon Spezialistin für Familienrecht?
Nein. Mein Vater war verhältnismäßig alt und seine
Klienten sind mit ihm gealtert. Er ist aus gesundheitlichen
Gründen bereits 1974 emeritiert und ich war erst 1976
eintragungsfähig. Ich habe von ihm billige Kanzleiräum-
lichkeiten mit einer schönen Bibliothek und einer guten
Ausstattung übernommen, aber keinen Klientenstock.
Die Vorstellung, dass ich große Aufträge aus dem Bereich,
der mich interessiert hätte, bekomme, hat sich nicht er-
füllt. Ich war auch sehr unbegabt im Networken. Durch
meine Kontakte mit der Frauenbewegung haben dann ei-
nige Politikerinnen diverse Frauen, denen der Mann da-
von ist und nichts gezahlt hat, zu mir geschickt. Das war
meine Stammklientel und ich habe mich sehr bemüht, die
Vorteile des neuen Gesetzes für diese armen Frauen
durchzusetzen und ein bescheidenes Honorar verlangt.
Mit der Zeit lernt man es dann.

Ihre Spezialisierung hat sich also „so ergeben“.
Ich habe dann bemerkt, dass immer mehr Männer zu mir
gekommen sind und wollten, dass ich sie vertrete. Oft hat
sich dann herausgestellt, dass sie beim Durchsuchen der
Handtaschen ihrer Frauen einen Zettel mit meinem Namen
gefunden haben und dann schnell als Erste bei mir sein
wollten. Das hat mir das Gefühl gegeben, dass ich nicht
mehr ganz unbekannt bin und als ernsthafte Gegnerin gelte.
Rückblickend tut es mir auch nicht leid. Das Familienrecht
berührt nahezu alle Rechtsbereiche. Meine Klienten werden
nicht nur geschieden oder haben Auseinandersetzungen um
ihre Kinder, sie müssen auch das eheliche Vermögen teilen,
lösen oder gründen Gesellschaften, übergeben oder über-
nehmen Liegenschaften, benötigen Sicherungsmaßnahmen
wie Pfandrechte, Belastungs- und Veräußerungsverbote,
Schenkungen auf den Todesfall etc. Außer Schifffahrtspa-
tenten kommt mir eigentlich alles unter.

Dieser Preis ist eine besondere Ehre
und Auszeichnung.

Auf Bitte der damaligen Staatssekretärin und späteren
Frauenministerin Johanna Dohnal haben Sie eine
„Rechtsratgeberin“ für Frauen geschrieben, später folgte
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der „Scheidungs-Ratgeber für Frauen“ des Linde Verlags,
der heute in der 4. Auflage vorliegt. Den Marianne Beth
Preis haben Sie ua für Ihren Einsatz um Frauenrechte,
aber auch aufgrund Ihres karitativen Engagements bei
den Wiener Frauenhäusern und der Wiener Wohnungs-
kommission verliehen bekommen. Fühlen Sie sich in Ih-
rem Wirken bestätigt?
Das ist ein ganz neuer Preis, der von Kollegen vergeben
wurde, und ich bin die erste Preisträgerin. Natürlich emp-
finde ich das als besondere Ehre und Auszeichnung. Ich bin
auf Wolken geschwebt, wie ich den Brief erhalten habe. Mir
fehlen selten die Worte, aber da fällt es mir schwer zu sagen,
als wie großartig ich das empfinde.

Es ist vorgesehen, das Preisgeld in Höhe von € 20.000,–
an eine gemeinnützige Organisation zu spenden, die sich
für die Förderung der Rechtsstaatlichkeit einsetzt.
Meine Wahl ist der Verein der Wiener Frauenhäuser, nicht
nur, weil ich dort ab 1982 im Vorstand war, sondern weil
der Verein qualifizierte Rechtsberatung erteilt und arme
Frauen mit Geldzuschüssen unterstützt, damit sie einen
Rechtsanwalt wählen können.

Ich finde es großartig, dass sich die
Anwaltschaft ihrer Wurzeln besinnt.

Der Marianne Beth Preis soll jährlich für besondere Be-
mühungen um die Rechtsstaatlichkeit verliehen werden.
Welche Bedeutung kann der Preis generell in der öffent-
lichen Wahrnehmung erlangen?
In der Öffentlichkeit werden Anwälte vor allem wahrge-
nommen, wenn einer mit Klientengeldern nach Brasilien
geht. Unsere öffentliche Wahrnehmung ist leider beschei-
den und geprägt von deutschen Fernsehserien.
In Wahrheit sind aber Rechtsanwälte ein unverzichtbarer
Teil einer demokratischen Gesellschaft, und es ist richtig
und wichtig, auf ihre vielfältigen Beiträge zur Wahrung
der Rechtsstaatlichkeit hinzuweisen.
Unabhängig davon, dass ich diesen Preis bekommen habe,
finde ich es auch großartig, dass sich die Anwaltschaft ihrer
Wurzeln besinnt und einen Preis nach der ersten Rechtsan-
wältin benennt. Wenn sich die Anwaltschaft dieser Wurzeln
besinnt, dann gedenkt sie auch der zwei Drittel jüdischen
Rechtsanwälte, die in der Zwischenkriegszeit das Rückgrat
der Anwaltschaft gebildet haben. Das halte ich für sehr ver-
dienstvoll, weil das bisher vernachlässigt wurde.
Bahnbrechend ist das Buch der Kollegin Frank-Thomasser
„Advokaten 1938“ gewesen, auch wenn man das nur in ho-
möopathischen Dosen lesen kann. Man muss sich bei jedem
einzelnen Schicksal vorstellen, wie viel Fleiß, Entbehrung
und Engagement dahinter gestanden ist. Da sind viele, die

in Galizien oder Rumänien geboren wurden und aufge-
wachsen sind, was die leisten mussten, und wie stolz die
waren, in Wien Rechtsanwalt zu werden, obwohl sie eigent-
lich wenig verdient haben. Wenn dann steht: „Todeszeit
und -ort unbekannt“, empöre ich mich jedes Mal über die-
ses ungesühnte Unrecht.
Bei manchen Namen habe ich sogar noch eine Erinnerung,
weil mein Vater sie erwähnt hat. Einige wenige, die nach
dem Krieg zurückgekehrt sind, habe ich als junge Rechtsan-
wältin kennengelernt, als nette, alte Herren, aber habe erst
jetzt gelesen, was für aufregende Fluchtgeschichten sie teil-
weise hinter sich gebracht haben.
Der Marianne Beth Preis schließt daran sehr gut an, weil
auch sie aus einer jüdischen Familie stammt und Berufsver-
bot bekommen hat. Nach ihrer Flucht nach Amerika konnte
sie ihre Tätigkeit nicht mehr fortsetzen.

In dem erwähnten Buch findet man auch Ihren Vater, der
wie Marianne Beth Jude war und emigrieren musste. Er
kehrte 1947 nach Österreich zurück. Was hat er Ihnen
aus dieser schwierigen Zeit überliefert?
Viel, ich war seine Ansprechpartnerin Nummer eins. Bei
uns war es nicht so, wie man in vielen Büchern liest, dass
über die politischen Ereignisse nie gesprochen wurde. Es
war meine Mutter, die eher nicht darüber sprechen wollte.
Sie hat den Krieg in Österreich überlebt und hat gefunden,
es genügt, wenn man so viel Schreckliches erlebt hat, man
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muss nicht auch noch darüber reden. Mein Vater hat sich
mehr der historischenWahrheit verpflichtet gefühlt und hat
mir von Kindesbeinen an viel erzählt.
Bei Rechtsanwälten dieser Generation war es so üblich, dass
sie mittags und abends nach Hause gekommen sind. Da war
er mit dem Wiener Alltags-Antisemitismus bei Gericht, bei
eigenen Klienten oder in der Straßenbahn immer wieder kon-
frontiert und hat darüber empört berichtet, wenn er nach
Hause gekommen ist. Ich habe das sehr bewusst von Kindheit
an mitbekommen. Trotzdem habe ich Jus studiert. Konse-
quent wäre gewesen, wenn ich Chemie studiert hätte, denn
das könnte man überall ausüben. Leider hatte ich kein beson-
deres Interesse und keine Begabung für Naturwissenschaften.

Wie entstand bei Ihnen der Wunsch, Rechtsanwältin zu
werden?
Das war weder mein besonderer Wunsch noch der meines
Vaters. Ich hatte lauter brotlose Interessen wie Theater, Li-
teratur und Ähnliches. Das war für meinen Vater ein No-
Go. Jus war der kleinste gemeinsame Nenner, auf den wir
uns einigen konnten. Ich sage aber auch allen Studenten:
Das Studium an sich hat mich überhaupt nicht interessiert.
Aber seit ich berufstätig bin, war mir keine Minute mehr
fad. In welchem Beruf kann man das sonst noch sagen?

1980 gründeten Sie mit einigen Kolleginnen den An-
waltsklub Pallas Athene.
Da war ich allerdings nicht federführend, aber von Anfang
an dabei.

Der Hintergrund war, dass damals zahlreiche Wiener
Anwaltsklubs keine Frauen aufnahmen.
Und dass keine Frau im Ausschuss war. Die Klubs waren
mir ja egal. Ich war in einem Anwaltsklub, der schon Frauen
aufgenommen hat. Aber dass keine einzige Frau im Aus-
schuss war, das war doch ein Skandal.

Weil die Ausschussmitglieder von den Anwaltsklubs no-
miniert wurden oder weshalb war das so?
Es haben immer ein paar fortschrittliche Klubs Kolleginnen
nominiert, aber da wurde mit Argumenten aus der unters-
ten Lade dagegen gemauert. Die Pallas Athene hat dann mit
der sehr renommierten und durchsetzungsfähigen Kollegin
Christa Heller eine Bresche hineingeschlagen.

Wie würden Sie sagen, ist das heute, wird der Anwaltsberuf
immer noch mit einem bestimmten Geschlecht assoziiert?
Es hat sich schon herumgesprochen, dass der Anwalt auch
eine Frau sein kann. Abgesehen vom damals frauenlosen
Ausschuss muss ich sagen, dass der kollegiale Umgang immer
viel besser war als in anderen Branchen, offenbar nehmen
Anwälte die Pflicht zur kollegialen Höflichkeit ernst und es
besteht zwischen ihnen kein hierarchisches Verhältnis.
Frauenfeindliche Äußerungen kommen eher von Gegnern
der eigenen Mandanten, für die man ja häufig Projektions-

fläche negativer Emotionen ist. Das muss man als Anwalt
aushalten bzw muss lernen, sich dagegen zur Wehr zu setzen.

Sie sind mittlerweile –mit Verlaub – in einem Alter, in dem
man nicht mehr arbeiten muss. Was hält Sie noch in Ihrem
Beruf?Woher nehmen Sie dieMotivation, weiterzumachen?
Es muss mich offenbar freuen, sonst würde ich es nicht
mehr machen. Ich streite aber nicht ab, dass ich auch mehr
verdiene, als wenn ich in Pension wäre. Trotzdem kommt
die Motivation doch hauptsächlich aus der Überzeugung,
etwas Nützliches zu tun.

Dann wünsche ich Ihnen noch viele gesunde Jahre und
Gratulation zum Marianne Beth Preis 2021.

Dr.in Helene Klaar, geb 1948 in Wien, verheiratet, zwei Kinder;
studierte Rechtswissenschaften in Wien, selbständige
Rechtsanwältin seit 1976, Anwaltsrichterin am OGH,
Gründungsmitglied des Anwaltsclubs Pallas Athene,

Vorstandsmitglied des Vereins Wiener Frauenhäuser, Autorin der
„Rechtsratgeberin für Frauen“ des BMGF, Herausgeberin von „Der

Scheidungs-Ratgeber für Frauen“, 2004 ausgezeichnet mit dem
Wiener Frauenpreis, 2019 ausgezeichnet mit dem Lebenswerk-Preis

(„Käthe Leichter Preis“) des BMFSFJ, ausgezeichnet mit dem
Marianne Beth Preis 2021

Fotos: Werner Himmelbauer
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Aufgrund der aktuellen Situation rund um das Corona-Virus ist nicht absehbar, ob diese Veranstaltungen tatsächlich
stattfinden können. Bitte informieren Sie sich zeitnah zum geplanten Termin beim Veranstalter.
https://businesscircle.at
https://www.rechtsanwaltsverein.at

Grundbuch I
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
17. 10. 2022 HYBRIDSEMINAR

PriSec – Jahrestagung für Datenschutz und
Datensicherheit
Business Circle Management FortbildungsGmbH
11./12. 10. 2022 RUST

26. Jahrestagung für Recht und Steuern „RuSt
in Rust“
Business Circle Management FortbildungsGmbH
13./14. 10. 2022 RUST

Vom Testament zur Einantwortung
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
3. 11. 2022 HYBRIDSEMINAR

Grundbuch II
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
7. 11. 2022 HYBRIDSEMINAR

What’s news?
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
9. 11. 2022 ONLINESEMINAR

Jahrestagung „Compliance now!“ 2022
Business Circle Management FortbildungsGmbH
17./18. 11. 2022 STEGERSBACH

Kurrentien-Grundseminar
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
21. 11. 2022 HYBRIDSEMINAR

Vergebührung von Verträgen
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
22. 11. 2022 ONLINESEMINAR

Schuldenregulierungsverfahren
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
23. 11. 2022 HYBRIDSEMINAR

Jahrestagung „Nachhaltigkeit im
Wirtschaftsrecht“
Studiengesellschaft für Wirtschaft und Recht
24./25. 11. 2022 SALZBURG

Fristen-Intensivkurs
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
30. 11. 2022 HYBRIDSEMINAR

Geldwäsche – Was Rechtsanwält*innen und
Kanzleimitarbeiter*innen wissen müssen
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
12. 12. 2022 HYBRIDSEMINAR

Steuerliche Abwicklung von Schenkungen
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
14. 12. 2022 ONLINESEMINAR

Inland

Beachten Sie bitte auch die Termine in der Rubrik „Aus- und Fortbildung“ auf den Seiten 520ff
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Marianne-Beth-Preis an Dr.in Helene Klaar

Im Rahmen des Grundrechtetags hat der ÖRAK am
27. 6. 2022 in feierlichem Ambiente den Marianne-

Beth-Preis an Dr.in Helene Klaar verliehen.
Der Marianne-Beth-Preis des Österreichischen Rechts-

anwaltskammertags zeichnet Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälte aus, die sich außerhalb ihrer klassischen Be-
rufstätigkeit in hohem Maße um die Rechtsstaatlichkeit un-
seres Landes und um den Berufsstand verdient gemacht ha-
ben.

Benannt ist die ÖRAK-Auszeichnung nach Marianne
Beth, die als erste Frau in Österreich 1921 zum Dr. jur. pro-
movierte und 1928 als erste österr Rechtsanwältin eingetra-
gen wurde. Ihr unglaubliches Engagement in mehreren
Vereinen für die österreichische Frauenbewegung und ihr
intensiver Einsatz für die rechtliche Gleichstellung der Frau
machen sie zum Ideal unserer Zeit.

Preisträgerin Dr.in Helene Klaar Foto: Matias Damjanovic – fotoEXPOSE

Im Festsaal der Wirtschaftsuniversität überreichte ÖRAK-
Präsident Dr. Rupert Wolff gemeinsam mit Nina von Weisl,
der Großnichte Beths, den Preis an die renommierte Fami-
lienrechtsanwältin Dr.in Helene Klaar.

Dr.in Helene Klaar setzt sich seit Jahren für die Stärkung
der Kinderrechte und gesellschaftliche Veränderungen zur
tatsächlichen Gleichberechtigung von Frauen und Männern
ein. Darüber hinaus gilt ihr Engagement im Vorstand der
Wiener Frauenhäuser und der Wiener Wohnungskommis-
sion als vorbildhaft.

ÖRAK-Präs Dr. Wolff würdigte die Juristin für ihren
Einsatz für die Schwächeren der Gesellschaft, ihr Engage-
ment um die Rechtsanwaltschaft, ihre Lehrtätigkeit, ihre
stets klaren Worte sowie insgesamt wegen ihrer Verdienste
um die Rechtsstaatlichkeit.

Dr.in Helene Klaar erinnerte in ihrer Dankesrede an ihre
Eltern, die sie politisch geprägt und ihr den Wert der De-
mokratie vermittelt haben. „Vorteilhaft ist es“, so habe es sie
ihr Elternhaus gelehrt, „wenn in demokratischen Gesell-
schaften möglichst viele an den in der Gesellschaft produ-
zierten Gütern teilhaben können, um keine sozialen Span-
nungen entstehen zu lassen.“

Das Preisgeld iHv € 20.000,– wird auf Wunsch der Preis-
trägerin an die karitative Organisation Wiener Frauenhäu-
ser gespendet.

EVA-ELISABETH RÖTHLER
ÖRAK, Juristischer Dienst

Immobilienrecht: AWAK macht OGH-
Output zu Ihrem Input
BRUSH UP zur Judikatur im Liegenschafts- und Wohnrecht mit Top-Experten

W ährend der Immobilienmarkt durch die gegenwärti-
gen Krisen gehörig unter Druck gerät, bleibt die

Rechtsentwicklung besser einschätzbar. Im Liegenschafts-
und Wohnrecht stellen eher die thematische Breite und
knifflige Detailfragen eine Herausforderung dar. Die jüngs-
ten und aussagekräftigsten Entscheidungen präsentiert Ih-
nen die Anwaltsakademie in einem Brush Up Anfang Jän-

ner in Linz. Gleich drei Experten durchforsten und analy-
sieren für Sie die aktuelle Judikatur.

Univ.-Prof. Dr. Andreas Kletečka, Ordinarius für Bür-
gerliches Recht an der Universität Salzburg, wird zu Beginn
im allgemeinen Liegenschaftsvertragsrecht Neuigkeiten un-
ter anderem zu Grenzziehung, Liegenschaftskauf, Teilungs-
klage, Superädifikat, Servituten, Veräußerungs- und Belas-
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tungsverbot und Gefährdungshaftung präsentieren. Im fol-
genden Block zum Wohnungseigentumsrecht geht es um
Aufteilungsschlüssel, Beschlussfassung, Widmung, Nut-
zung allgemeiner Teile der Liegenschaft und viele weitere
Detailfragen rund ums WEG.

Univ.-Prof. Dr. Andreas Vonkilch, Ordinarius für Bür-
gerliches Recht an der Universität Innsbruck, widmet sich
in seinem Referat der Judikatur zum Miet- und Bestand-
recht. Hier hat der OGH einige Präzisierungen vorgenom-
men, etwa zur Erhaltungspflicht des Vermieters zur Abwehr
von Gesundheitsgefahren, zur Mietzinserhöhung bei
Machtwechsel in einer Gesellschaft (§ 12a Abs 3 MRG),
dem gemeinsamen Haushalt iSv § 14 MRG, Lagezuschlägen
beim Richtwertmietzins, Nutzflächenveränderungen uvm.

Im abschließenden dritten Teil des Seminars erläutert
Univ.-Prof. Dr. Georg E. Kodek, LL.M., Hofrat des OGH
und Universitätsprofessor an der WU Wien, Entscheidun-
gen zum Grundbuchs- und besonderen Liegenschaftsver-
tragsrecht. Nach einem allgemeinen Teil geht es hier insb
um Judikatur zu den Eintragungsgrundlagen, zu den einzu-
tragenden Rechten und den diesbezüglichen Verträgen, zu
Rangfrage und Streitanmerkung, zu Teilung, Zu- und Ab-
schreibung sowie Verfahrensfragen.

Aufgrund des breiten Themenspektrums und der ver-
tiefenden Analyse ist dieses Seminar besonders empfehlens-
wert für Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte mit fundier-
ten Kenntnissen der Rechtsmaterien. Melden Sie sich gleich
an – auf www.awak.at!

Termin:
BRUSH UP – Aktuelle Judikatur und Rechtsentwicklung im
Liegenschafts- und Wohnrecht – wegweisende Entschei-
dungen zu Grunderwerb, Wohnungseigentum und Vermie-
tung

Freitag, 20., und Samstag, 21. 1. 2023, Linz, COURT-
YARD by MARRIOTT

Foto: ©Grand Warszawski/shutterstock.com

ANWALTSAKADEMIE GESELLSCHAFT ZUR FÖRDERUNG
ANWALTLICHER AUS- UND FORTBILDUNG M.B.H.
Reisnerstraße 5/3/2/5, 1030 Wien, www.awak.at

JETZT
NEU!

CRIF ist Lösungsanbieter von Identitäts- und Risikomanagement und 
führender Anbieter von Kredit- und Bonitätsinformationen.
Folgende Auskünfte können Sie abfragen:
• Geburtsdatencheck
• Adressdaten Check
• Risk Check
• Credit Check
• uvm.

Neuer Infodienst: CRIF

Weitere Informationen:
+43 1 531 61 6550, vertrieb@manz.at oder manz.at/crif
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Anwaltsakademie
OKTOBER

LIVE-WEBCAST

Unterhalt korrekt berechnen – Neueste
Judikatur
12. 10. ONLINE
Seminarnummer: 20221012–9

BRUSH UP

Das Erwachsenenschutzrecht – Aktuelle
Gerichtsentscheidungen und Entwicklungen –
Was Sie als Rechtsanwalt wissen sollten!
13. 10. WIEN
Seminarnummer: 20221013–8

BASIC

Seminarreihe Europarecht 2: Die Europäische
Menschenrechtskonvention
14. 10. WIEN
Seminarnummer: 20221014B-8

SOFT SKILLS

Grundzüge der Bilanzanalyse und
Unternehmensbewertung
14. und 15. 10. WIEN
Seminarnummer: 20221014A-8

BASIC

Gesellschaftsrecht II – Die GmbH –
Gesellschaftsvertrag, Kapitalaufbringung,
Haftungen, steuerliche Aspekte
14. und 15. 10. GRAZ
Seminarnummer: 20221014–5

SPECIAL

Rechtswege im Öffentlichen Recht –
Praxisorientierte Schriftsatzmuster für
BeschwerdenundAnträge anVwG,VwGH,VfGH
14. und 15. 10. INNSBRUCK
Seminarnummer: 20221014–6

BASIC

Strafverfahren II – Von der 1. Instanz bis zur
Haftentlassung: Praxisbeispiele und Judikatur
14. und 15. 10. LINZ
Seminarnummer: 20221014–3

LIVE-WEBCAST

„Willkommen in unserer
Rechtsanwaltskanzlei!“ – Über den korrekten
Umgang mit Klienten/innen am Telefon
14. 10. und 04. 11. ONLINE
Seminarnummer: 20221014–9

SPECIAL

Datenschutz SPEZIAL: Digitalisierung,
Datenschutzverträge und internationaler
Datenverkehr
14. und 15. 10. WIEN
Seminarnummer: 20221014–8

SPECIAL

start-up für Rechtsanwälte – der Sprung ins
kalte Wasser
17. 10. INNSBRUCK
Seminarnummer: 20221017–6

SPECIAL

Die Praxis des Bauträgervertragsgesetzes: Von
der Planung bis zur Umsetzung von
Bauträgerprojekten
17. 10. WIEN
Seminarnummer: 20221017A-8

LIVE-WEBCAST

Prüfungsvorbereitung für
Rechtsanwaltsanwärter: „Die
Rechtsanwaltsprüfung – Intensivkurs
Strafrecht“
19. 10. bis 19. 11. ONLINE
Seminarnummer: 20221019–9

LIVE-WEBCAST

Belastungen der Liegenschaft 2022:
Dienstbarkeit – Veräußerungs- und
Belastungsverbot – Vorkaufsrecht: Aktuelle
Entwicklungen und neue Judikatur
19. und 21. 10. ONLINE
Seminarnummer: 20221019A-9

SPECIAL

Aktuelle Judikatur im Medienrecht –
Persönlichkeitsschutz versus Meinungsfreiheit
im Straf-, Zivil- und Mediengesetz anhand
praktischer Fälle
20. 10. WIEN
Seminarnummer: 20221020–8

LIVE-WEBCAST

Klienten verstehen, überzeugen und gewinnen
20. 10. ONLINE
Seminarnummer: 20221020–9
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SPECIAL

start-up für Rechtsanwälte – der Sprung ins
kalte Wasser
21. 10. GRAZ
Seminarnummer: 20221021–5

BASIC

Verwaltungsverfahren,
Verwaltungsstrafverfahren und Rechtsschutz
im Öffentlichen Recht II (VwGVG, VwGG, EuGH)
21. und 22. 10. WIEN
Seminarnummer: 20221021–8

BRUSH UP

ERBRECHT UND VERMÖGENSNACHFOLGE – Von
der Testamentserrichtung bis zur Einantwortung
– Aktuelles für den Rechtsanwalt
21. und 22. 10. WIEN
Seminarnummer: 20221021A-8

NOVEMBER

SPECIAL

Das neue Erb- und Außerstreitrecht – Erbrecht
und Erbfolge, Pflichtteil,
Verlassenschaftsverfahren und Nachfolge
2. 11. FELDKIRCH
Seminarnummer: 20221102–7

LIVE-WEBCAST

Verfahrenshilfe im Strafrecht
2. 11. ONLINE
Seminarnummer: 20221102–9

LIVE-WEBCAST

Immobiliengeschäfte und ihre steuerrechtlichen
Auswirkungen – Immobilienertragsteuer,
Grunderwerbsteuer und Gerichtsgebühren bei
Immobilien-Transaktionen
3. 11. ONLINE
Seminarnummer: 20221103–9

SPECIAL

Aufsichtsrat – Rechte, Pflichten und Haftung
kompakt und praxisnah
3. 11. WIEN
Seminarnummer: 20221103–8

BASIC

Standes- und Honorarrecht: anwaltliche
Pflichten, Rechte und Standesvertretung und
die Honoraransprüche des Anwalts gegenüber
Klienten
3. bis 5. 11. INNSBRUCK
Seminarnummer: 20221103–6

BASIC

Der Liegenschaftsvertrag – Aspekte beim
Erwerb von Wohnungseigentum
(Musterverträge)
4. und 5. 11. WIEN
Seminarnummer: 20221104–8

SPECIAL

start up für Rechtsanwälte – der Sprung ins
kalte Wasser
4. 11. LINZ
Seminarnummer: 20221104–3

BASIC

Der Verkehrsunfall in der Praxis – kfz-
technische Grundlagen und juristische Folgen
4. 11. GRAZ
Seminarnummer: 20221104–5

BRUSH UP

Leistungsstörungen – Gewährleistung und
Schadenersatz anhand neuester Judikatur
7. und 8. 11. INNSBRUCK
Seminarnummer: 20221107–6

BASIC

Der Anwalt und sein Honorar – Anspruch,
Vereinbarung und Fälligkeit anhand
praktischer Beispiele
7. und 8. 11. WIEN
Seminarnummer: 20221107A-8

LIVE-WEBCAST

Strafverteidigung in der Praxis – Worauf es für
einen Strafrechtler wirklich ankommt!
10. 11. ONLINE
Seminarnummer: 20221110–9

INTENSIVKURS

Die Rechtsanwaltsprüfung – Intensivkurs
„Prüfungsvorbereitung Abgabenrecht“
10. bis 12. 11. WIEN
Seminarnummer: 20221110–8

SOFT SKILLS

Die optimale Einvernahme von Zeugen und
Parteien im Zivilprozess und Strafprozess
10. bis 12. 11. WIEN
Seminarnummer: 20221110A-8
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BASIC

Lauterkeitsrecht – Welche Regeln gelten im
fairen Wettbewerb?
11. und 12. 11. WIEN
Seminarnummer: 20221111A-8

BASIC

Europarecht in der anwaltlichen Praxis
11. und 12. 11. ST. GEORGEN I. A.
Seminarnummer: 20221111–3

BASIC

Arbeits- und Sozialrecht – Grundzüge für die
anwaltliche Praxis
11. und 12. 11. GRAZ
Seminarnummer: 20221111–5

BASIC

Das anwaltliche Berufs- und Standesrecht
15. und 16. 11. ST. PÖLTEN
Seminarnummer: 20221115–2

SPECIAL

Rechtsschutz im Ermittlungsverfahren –
Möglichkeiten und Praxistipps
16. 11. GRAZ
Seminarnummer: 20221116–5

BASIC

Das Zivilverfahren – vom ersten
Klientenkontakt bis zum rechtskräftigen Urteil
– der Alltag im Prozessverlauf anhand
praktischer Beispiele
17. bis 19. 11. WIEN
Seminarnummer: 20221117–8

BASIC

Seminarreihe Europarecht 3: Die Grundrechte-
Charta der Europäischen Union
18. 11. WIEN
Seminarnummer: 20221118–8

BASIC

Die Ehescheidung und ihre praktischen
Rechtsfolgen – von Unterhaltspflicht bis
Güteraufteilung
18. und 19. 11. GRAZ
Seminarnummer: 20221118–5

BASIC

Schriftsätze im Zivilprozess
21. und 22. 11. WIEN
Seminarnummer: 20221121–8

BRUSH UP

Neuigkeiten im Wohnrecht – Aktuelle
Judikatur und Entscheidungen
23. 11. INNSBRUCK
Seminarnummer: 20221123–6

BRUSH UP

Datenschutz-Brush Up: Erfahrungen, Best
Practices und aktuelle Neuerungen
23. 11. WIEN
Seminarnummer: 20221123–8

LIVE-WEBCAST

Privatkonkurs – Aktuelle Entwicklungen bei
der Entschuldung von Privatpersonen –
Weshalb ein Schuldenregulierungsverfahren
für alle Beteiligten besser ist als jahrelange
Exekutionsverfahren
24. 11. ONLINE
Seminarnummer: 20221124–9

BASIC

Das Strafverfahren – Ermittlungsverfahren –
Hauptverhandlung und mögliche Rechtsmittel
24. bis 26. 11. INNSBRUCK
Seminarnummer: 20221124–6

SPECIAL

Schriftsätze im verwaltungsgerichtlichen
Verfahren als Vorbereitung auf die
Rechtsanwaltsprüfung
25. 11. GRAZ
Seminarnummer: 20221125–5

BASIC

Mietrecht in der anwaltlichen Praxis – von der
Vertragsformulierung zur
Interessenvertretung für Mieter und Vermieter
25. und 26. 11. LINZ
Seminarnummer: 20221125–3

SPECIAL

Grundlagen des öffentlichen Wirtschaftsrechts
25. und 26. 11. WIEN
Seminarnummer: 20221125A-8

BASIC

Gesellschaftsrecht III – Die Aktiengesellschaft
25. und 26. 11. WIEN
Seminarnummer: 20221125–8
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BRUSH UP

Arbeits- und Sozialrecht: COVID-19-
Basismaßnahmenverordnung, Abgrenzung
Vertragstypen, Kündigungsschutz,
Kündigung, Rolle des Betriebsrates,
Entlassung – Unverzüglichkeit, Elternteilzeit
und neuestes Judikatur-Update
28. 11. WIEN
Seminarnummer: 20221128–8

BASIC

Gesellschaftsrecht II – Die GmbH –
Gesellschaftsvertrag, Kapitalaufbringung,
Haftungen, steuerliche Aspekte
28. und 29. 11. INNSBRUCK
Seminarnummer: 20221128–6

BRUSH UP

Die sorgfältige Testamentserrichtung
29. 11. WIEN
Seminarnummer: 20221129–8

LIVE-WEBCAST

Achtung: Verjährung! Aktuelles für die
Advokatur
29. und 30. 11. ONLINE
Seminarnummer: 20221129–9

DEZEMBER

BASIC

Die Ehescheidung und ihre praktischen
Rechtsfolgen – von Unterhaltspflicht bis
Güteraufteilung
1. bis 3. 12. WIEN
Seminarnummer: 20221201–8

SPECIAL

Die Anfechtung im Insolvenz- und
Vertragsrecht – Fallbeispiele, aktuelle
Judikatur und Vertragsgestaltung
2. 12. WIEN
Seminarnummer: 20221202–8

LIVE-WEBCAST

Rechtliche Aspekte von Einbringung,
Verschmelzung und Spaltung
5. 12. ONLINE
Seminarnummer: 20221205–9

SPECIAL

Das neue Erb- und
Außerstreitrecht – Erbrecht und
Erbfolge, Pflichtteil,
Verlassenschaftsverfahren und
Nachfolge
Warum Sie teilnehmen sollten:
Das Seminar vermittelt einen Überblick über die wichtigs-
ten materiell- und verfahrensrechtlichen Fragen, die sich in
einem Todesfall stellen.

Referent: Dr. Helwig Keber, Rechtsanwalt in Graz
Termin: 2. 11. 2022 = 6 Stunden / 2 Halbtage
Veranstaltungsort: FELDKIRCH
Seminarnummer: 20221102–7

LIVE-WEBCAST

Immobiliengeschäfte und ihre
steuerlichen Auswirkungen –
Immobilienertragsteuer,
Grunderwerbsteuer und
Gerichtsgebühren bei
Immobilien-Transaktionen
Warum Sie teilnehmen sollten:
Ziel des Seminars ist es, die aktuellen Entwicklungen im Be-
reich der Besteuerung betrieblicher und privater Grundstücks-
veräußerungen, der Grunderwerbsteuer und der Gerichtsge-
bühren aus der Sicht des Praktikers darzustellen. Dabei werden
die neuesten gesetzlichen Änderungen dargestellt und auf ak-
tuelle Rsp undVerwaltungspraxis eingegangen (BMF-Erlässe).

Referenten: HR Dr. Andrei Bodis, Verwaltungsgerichtshof;
Univ.-Prof. MMag. Dr. Christoph Urtz, Universität Salzburg
– Fachbereich für Öffentliches Recht/Finanzrecht, Rechts-
anwalt in Wien
Termin: 3. 11. 2022 = 6 Stunden / 2 Halbtage
Veranstaltungsort: ONLINE
Seminarnummer: 20221103–9
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SOFT SKILLS

Die optimale Einvernahme von
Zeugen und Parteien im
Zivilprozess und Strafprozess
Warum Sie teilnehmen sollten:
Wie würden Ihre Klienten/Zeugen/Gegner/Richter Ihre
Frage-Fertigkeiten beurteilen? Sind Sie selbst mit der Per-
formance Ihrer Fragen zufrieden? Warum ist die optimale
Fragetechnik wichtig?

Effektivität und wirtschaftlicher Erfolg hängen davon ab,
wie schnell und genau wir die Informationen bekommen,
die wir für unsere Arbeit brauchen. Einerseits entscheidet
die Kommunikation mit dem eigenen Klienten fundamen-
tal über Wohl und Wehe der Zusammenarbeit. Anderer-
seits ist es aber die hohe Kunst des Fragens, auch den Geg-
ner zu Aussagen zu zwingen, die er unter anderen Voraus-
setzungen vielleicht nicht gemacht hätte. Damit bei ihm,
beim Richter, beim Schöffen oder Geschworenen genau
das Bild vom relevanten Sachverhalt im Kopf entstehen
kann, das Sie für Ihren Klienten brauchen.

Referenten: DDr. Gerald Fürst, Rechtsanwalt in Mödling;
Alexander Rossi, Theater-, Film- und Fernsehschauspieler,
ORF-Sprecher, Kommunikationstrainer, staatl geprüfter
Fremdenführer
Termine: 10. bis 12. 11. 2022 = 15 Stunden / 5 Halbtage
Veranstaltungsort: WIEN
Seminarnummer: 20221110A-8

LIVE-WEBCAST

Strafverteidigung in der Praxis –
Worauf es für einen Strafrechtler
wirklich ankommt!
Warum Sie teilnehmen sollten:
Trotz fundierter Ausbildung scheuen viele AnwältInnen, als
StrafverteidigerInnen tätig zu werden. Fragen wie jene nach
der moralisch vertretbaren Verteidigung im Sexualstraf-
recht oder ob man ‚von dieser Klientel‘ jemals bezahlt wird,
tauchen rasch auf. Auch herrscht die Meinung, dass es im
Strafverfahren immer sehr kämpferisch zugeht. Dieses Se-
minar zielt darauf ab, RechtsanwaltsanwärterInnen und
RechtsanwältInnen über die Tätigkeit als StrafverteidigerIn
zu informieren. Nicht nur sollen die wesentlichen Aspekte
des materiellen und prozessualen Strafrechtes auf die Praxis
umgelegt werden, es werden außerdem Informationen er-
teilt, wie mit dieser Rolle außerhalb von Gericht und Kanz-
lei umgegangen werden kann.

Referenten: Mag. Michael Lanzinger, Rechtsanwalt in Wels;
Dr. Martin Oberndorfer, Rechtsanwalt in Wels

Termin: 10. 11. 2022 = 6 Stunden / 2 Halbtage
Veranstaltungsort: ONLINE
Seminarnummer: 20221110–9

BASIC

Das anwaltliche Berufs- und
Standesrecht
Warum Sie teilnehmen sollten:
Ziel ist es, die Berufspflichten zu kennen und zu erkennen,
welches Verhalten disziplinarrechtlich relevant ist.

Referenten: Präs. Dr. Alois Autherith, LL.M., Rechtsanwalt
in Krems, Präsident des Disziplinarrates NÖ;
Mag. Nina Engelmayer, Mitglied des Disziplinarrates der
Rechtsanwaltskammer NÖ, Mitglied des Obersten Beru-
fungs- und Strafausschusses des OEPS;
Mag. Martina Hackl, Disziplinarrätin der RAK Wien und
Rechtsanwältin in Wien;
Mag. Rainer Samek, Mitglied des Ausschusses der Rechts-
anwaltskammer Niederösterreich
Termin: 15. und 16. 11. 2022 = 12 Stunden / 4 Halbtage
Veranstaltungsort: ST. PÖLTEN
Seminarnummer: 20221115–2

BRUSH UP

Neuigkeiten im Wohnrecht –
Aktuelle Judikatur und
Entscheidungen
Warum Sie teilnehmen sollten:
Trotz anhaltender Untätigkeit des Gesetzgebers lassen zahl-
reiche Entscheidungen des OGH zumMiet- undWohnungs-
eigentumsrecht den Rechtsanwender nicht zur Ruhe kom-
men. Hinzu kommt, dass immer mehr Fragen der Haftung
in den Vordergrund rücken und es unerlässlich scheinen las-
sen, ständig am letzten Stand der Rsp zu sein. Gerade bei
Dauerschuldverhältnissen holen den Vertragsverfasser
„Sünden bei der Vertragserrichtung“ oft erst nach Jahren ein.

Das Seminar gibt einen Überblick über die neueste
wohnrechtliche Judikatur und Lehre, frischt Basics und
Spezielles zum Miet- und Wohnungseigentumsrecht wie-
der auf und vermittelt so insgesamt mehr Rechtssicherheit
– vor allem bei der Errichtung von Verträgen.

Referent: Univ.-Prof. Dr. Andreas Vonkilch, Of Counsel bei
Schaffer-Sternad Rechtsanwälte, Leopold-Franzens-Univer-
sität Innsbruck
Termin: 23. 11. 2022 = 6 Stunden / 2 Halbtage
Veranstaltungsort: INNSBRUCK
Seminarnummer: 20221123–6
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Staatsschulden – Wider die
Schuldenbremsen

S taatsschulden dominieren das Geschehen in weit grö-
ßerem Ausmaß, als die politische Diskussion vermuten

ließe. Sie geben der Politik Handlungszwänge vor und
schränken deren Handlungsspielräume ein. Sie haben mas-
sive Auswirkungen auf das ökonomische Wohlergehen der
Staaten und damit auf das Gemeinwohl der Bürger. Er-
staunlich ist daher, dass dieses Thema – zumindest in der
österr Rechtsliteratur – nur wenig Beachtung findet, was
auch damit zusammenhängen mag, dass sich unser
HöchstG nur vereinzelt mit Rechtsfragen der Währungs-
union und damit im Zusammenhang stehenden Themen-
komplexen befassen muss (zB VfGH SV 2/12–18 v
16. 3. 2013). Ganz anders hingegen ist die Situation in
Deutschland. Dort hat sich das Bundesverfassungsgericht
in zahlreichen weitherum beachteten Entscheidungen mit
der Rechtsentwicklung der Europäischen Union auseinan-
dergesetzt, beginnend mit den Solange-Urteilen über das
Maastricht-Urteil 1993 (BVerfGE 89, 155), das Lissabon-
Urteil (BVerfGE 123, 267) bis hin zu den aufsehenerregen-
den Vorlageentscheidungen, OMT-Vorlagebeschluss und
PSPP-Vorlagebeschluss (BVerfGE 142, 123 und BVerfGE
146, 216) und dem äußerst umstrittenen Urteil des BVerfG
vom 5. 5. 2020 (BVerfG 2 BvR 859/15), das im Vorwurf an
den EuGH gipfelte, dieser habe seine Kompetenzen über-
schritten und außerhalb seines Mandats nach Art 19 Abs 1
Satz 2 EUV iVm dem Zustimmungsgesetz – und somit ultra
vires – gehandelt.

Karl Albrecht Schachtschneider war
an vielen dieser Verfahren als Verfah-
renspartei oder Prozessvertreter beteiligt
und ist als Kritiker der europäischen In-
tegration und insb der Währungsunion
weit über die deutschen Grenzen hinaus
bekannt geworden. Die Monographie
über Staatsschulden stammt somit aus
berufener Feder, die – der Komplexität

des Themas geschuldet – weit über die rechtlichen Frage-
stellungen hinausgeht und damit auch eine Abhandlung
über politische Ökonomie ist, was die Monographie nicht
weniger interessant macht.

Schachtschneider beschreibt zunächst die monetäre
Staatsfinanzierung, wie sie das ESZB und die EZB betreiben,
und in weiteren Kapiteln die Haushaltsdisziplin der Mit-
gliedstaaten und den europäischen Stabilitätsmechanismus.
Diese Kapitel sind für den österr Leser von besonderem In-
teresse. Hier werden etwa die Rechtsgrundlagen der Maß-
nahmen des ESZB und der EZB und deren Interpretation
durch den EuGH und durch das deutsche Bundesverfas-
sungsgericht nachgezeichnet. Die Rechtsnatur der Target-
Salden, die in der Diskussion immer wieder thematisiert
werden, werden erläutert, wobei Schachtschneider entgegen

H.-W. Sinn zur Auffassung gelangt, dass diese Target-Sal-
den keine durchsetzbaren Forderungen begründen.

In diesen Abschnitten kommt die EU-kritische Grundhal-
tung des Autors und die Ausrichtung auf den Nationalstaat
deutlich zum Ausdruck: Den Binnenmarkt und die Wäh-
rungsunion sieht er als illusionäre Projekte der EU (S 51).
Die Protagonisten eines zu einem Großstaat vereinten „Euro-
pa“ sieht er als nicht bereit an, ihre ideologisch irregeleiteten
Politiken aufzugeben, und die EU selbst bezeichnet er als de-
mokratieferne Herrschaft eines durch und durch bürokrati-
schen Monstrums, dessen Demokratiedefizit unüberwindbar
sei (S 52). Nichts schade der wirtschaftlichen und sozialen
Entwicklung der Mitgliedstaaten so sehr wie der neoliberal
globalistisch ausgerichtete Binnenmarkt mit der verheerenden
Kapitalfreiheit und der Einheitswährung (S 52f).

Im folgenden Kapitel über die Finanz- und Budgethoheit
der Völker erläutert der Autor sein Souveränitätsverständ-
nis nach dem deutschen Grundgesetz und stellt fest, dass
die EU (bisher) kein Staat im existenziellen Sinne sei
(S 80). Die gemeinschaftliche Staatlichkeit sei die Staatsge-
walt der Mitgliedstaaten, die gemeinschaftlich ausgeübt
werde. Der Union werde nicht Staatsgewalt oder Souverä-
nität übertragen, sondern die gemeinschaftliche Ausübung
der Hoheitsrechte überantwortet (S 81). In seiner Analyse
gelangt der Autor dann aber zum Ergebnis, dass bereits Ho-
heitsrechte in einem solchen Maße zur Ausübung an die
Union übertragen wurden, dass die Union längst ein Staat,
ein Bundesstaat im funktionalen Sinne sei (S 83).

In den Folgeabschnitten befasst sich Schachtschneider
mit den Schuldenbremsen, denen er die ökonomische (aber
auch praktische, sittliche) Vernunft abspricht, er beschreibt
die Illusion der Haushaltsdisziplin und das Versagen der
Austeritätspolitik, wobei letztere außerdem zu einer Über-
lagerung der staatlichen Demokratien durch inter- und sup-
ranationale Institutionen führe (S 111). Er zeigt den Zusam-
menhang zwischen der Staatsfinanzierung durch die Politik
der EZB und einem durch Geldmengenvermehrung (und
blasenhaft gestiegene Immobilienpreise) verursachten Miet-
zinsanstieg auf, der zB in Berlin eine gesetzliche Deckelung
von Mietpreisen provoziert habe (S 119). Und er zieht Ver-
gleiche mit anderen erfolgreichen Volkswirtschaften, die
hoch verschuldet sind (zB Japan, S 134f). Auch in diesem
Teil klingt immer wieder die Skepsis des Autors gegenüber
der marktwirtschaftlichen Ordnung an, insb im Kapitel
über „Schuldenbremsen und Sozialstaat“ (etwa S 139).

Im letzten Abschnitt „Doktrin von Schulden des Staates
gegenüber dem Staat“ fasst der Autor prägnant die Funk-
tion der Geldversorgung mittels Zentralbankgeld und durch
Buchgeldschöpfung der Privatbanken zusammen und stellt
die These auf, dass die monetäre Staatsfinanzierung keine
Staatsschulden begründe (S 164 ff). Wohl auch deswegen
hält er die alarmistische Auffassung, dass die Nachkommen,
„unsere Enkel“, die Schulden tilgen müssten, die der übermä-
ßige Verbrauch der gegenwärtig lebenden Menschen hinter-
lässt, für Propaganda (S 171).
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Man mag mit dem Autor nicht in allen Punkten über-
einstimmen oder gelegentlich sogar (heftig) widersprechen
wollen. Dies schmälert aber keineswegs das Verdienst des
Autors, sich der Problematik der Staatsschulden (und der
Schuldenbremsen) aus rechtlicher wie politisch-ökonomi-
scher Sicht umfassend angenommen zu haben. Die teils
provokanten Thesen könnten – das wäre die Hoffnung
des Rezensenten – auch in Österreich die Diskussion in
Gang bringen: Denn Kritik und Diskussion so essenzieller
Themen für unser Leben wie der Währungsunion und der
Staatsfinanzierung sind ein Schritt zur Verbesserung unse-
rer westlichen Welt. In diesem Sinne ist der Abhandlung
von Schachtschneider eine hohe Verbreitung in Österreich
und vertiefende Aufnahme zu wünschen.

Staatsschulden – Wider die Schuldenbremsen.

Von Karl Albrecht Schachtschneider. Schriften zum Öf-
fentlichen Recht (SÖR), Band 1442. Duncker & Humblot,
Berlin 2021, 215 Seiten, geb, € 61,60.

VIKTOR THURNHER

ABGB Praxiskommentar, Band 9

Im Oktober 2021 erschien Band 9 der insgesamt neun
Bände umfassenden „ABGB Praxiskommentar“-Reihe

in neuer, 5. Auflage. Dieser Band wurde von HR d OGH
Univ.-Prof. Dr. Georg Kodek auf Grundlage der von em.
o. Univ.-Prof. Dr. Michael Schwimann herausgegebenen
Vorauflagen überarbeitet.

Der mehr als 1.500 Seiten umfassende
Kommentar beinhaltet ausführliche
Kommentierungen zu sämtlichen Ver-
brauchergesetzen. In die 5. Auflage wur-
den auch ausführliche Kommentierun-
gen zu den erst kürzlich in Kraft getrete-
nen Hypothekar- und Immobilienkre-
ditgesetz (HIKrG), Pauschalreisegesetz
(PRG) und zum Verbrauchergewährleis-

tungsgesetz (VGG) aufgenommen. Aus Zeitgründen war es
den Autoren nicht möglich, eine ausführliche Kommentie-
rung zum VGG zu verfassen. Im vorliegenden Band findet
sich daher lediglich der Gesetzestext samt Materialien.

Die bereits bekannte und übersichtliche Gliederung
wurde erneut übernommen. Ausführliche Inhalts- und
Stichwortverzeichnisse erleichtern das Arbeiten ungemein.

Der Gesetzgeber geht davon aus, dass sich im Wirt-
schaftsleben, insb im B2C-Bereich, typischerweise Vertrags-
partner mit unterschiedlich starken Verhandlungsmächten
gegenüberstehen. Folgt man der Definition des KSchG,
steht dem wirtschaftlich starken Unternehmer im Regelfall
der unterlegene, rechtlich und wirtschaftlich häufig nicht
versierte „Nichtunternehmer“ gegenüber. Um Missbräu-
chen dieser Überlegenheit vorzubeugen, wird dem erhöhten

Schutzbedürfnis der Verbraucher beispielsweise durch er-
leichterte Rücktrittsrechte oder verstärkte Aufklärungs-
pflichten des Unternehmers Rechnung getragen.

Das mit 1. 7. 2018 in Kraft getretene Pauschalreisegesetz
setzt die Pauschalreise-RL 2015/2302 in nationales Recht
um und hebt die alten Regelungen, die sich zuvor in
§§ 31ff KSchG fanden, auf. Vereinfacht ausgedrückt, fallen
in den Anwendungsbereich des PRG von Unternehmern
angebotene Pauschalreiseverträge und Verträge über ver-
bundene Reiseleistungen mit einer Dauer von mehr als
24 Stunden und mindestens einer Übernachtung.

Der Tourismus zählt zweifelsfrei zu den durch COVID-
19 am stärksten beeinträchtigten Wirtschaftssektoren, wes-
halb dem PRG seit Beginn der Restriktionen naturgemäß
hohe Bedeutung zukommt. Einerseits machen diverse Zu-
trittsbeschränkungen, Lockdowns und weitere Maßnahmen
einen Antritt der Reise für den Konsumenten schlicht unzu-
mutbar, andererseits ist die Einreise in diverse Zielländer,
im Besonderen für nicht geimpfte Konsumenten, häufig
mit Quarantänebestimmunen verbunden, die den Erho-
lungsfaktor de facto komplett ausschließen.

Dem Reiseveranstalter werden – zusätzlich zu allgemei-
nen zivilrechtlichen Normen – verschärfte vorvertragliche
Informationspflichten auferlegt. Gem § 4 Abs 1 Z 6 PRG
muss der Reisende auf Pass- und Visumerfordernisse hin-
gewiesen werden. Aus dieser Bestimmung lässt sich schlie-
ßen, dass ebenfalls über gesundheitsbehördliche Einreisean-
forderungen, worunter jedenfalls auch verpflichtende Imp-
fungen und Quarantänebestimmungen fallen, vorvertrag-
lich aufgeklärt werden muss.

Weitere, höchst relevante Änderungen brachte das In-
krafttreten des VGG mit 1. 1. 2022 mit sich. Seither sind
auf Verbraucherverträge über den Kauf von Waren (beweg-
liche körperliche Sachen), einschließlich solcher, die noch
herzustellen sind, und über die Bereitstellung digitaler Leis-
tungen die Regeln des VGG anzuwenden.

Vom Gesetzgeber ausdrücklich erfasst ist in § 1 Abs 1
Z 2b die „unentgeltliche“ Bereitstellung digitaler Leistun-
gen gegen die Überlassung personenbezogener Daten. In
dieser Bestimmung kommt der wirtschaftliche Gehalt der
Erfassung und Speicherung von personenbezogenen Daten
klar zum Ausdruck: Für gewinnorientierte Software- und
Technologieunternehmen ist es augenscheinlich sehr lukra-
tiv, Inhalte und Dienstleistungen unentgeltlich und ledig-
lich gegen Überlassung personenbezogener Daten zur Ver-
fügung zu stellen.

Die 5. Auflage des neunten Bandes der ABGB-Praxis-
kommentarreihe des Herausgebers HR d OGH Univ.-Prof.
Dr. Georg Kodek auf Grundlage der von em. o. Univ.-Prof.
Dr. Michael Schwimann herausgegebenen Vorauflagen be-
sticht in erster Linie durch die übersichtliche Darstellung
der komplexen Thematik.

Das Werk überzeugt durch exzellente Gliederung, hohe
Übersichtlichkeit sowie inhaltliche Tiefe. So kann dieser
Band – wie die gesamte ABGB-Praxiskommentar-Reihe –
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neben der ersten Orientierung auch zur vertiefenden Lektü-
re herangezogen werden.

Daher kann dieser Kommentar für die Anwendung in
der Praxis nur weiterempfohlen werden!

ABGB, Praxiskommentar Band 9 (KSchG, FAGG, Fern-
FinG, ECG, VKrG, HIKrG, PRG, TNG, VGG, Verbrau-
chergesetze).

Von Michael Schwimann/Georg E. Kodek Hrsg), 5. Auflage.
LexisNexis ARDORAC,Wien 2022, 1.572 Seiten, geb, € 239,–.

GEROLD BENEDER

GmbHG

Im April 2022 ist eine „Große Gesetzesausgabe“ zum
GmbHG im Manz Verlag erschienen. Herausgeber und

alleiniger Autor ist Mag. Dr. Christian Feltl, LL.M.
Das hochaktuelle Werk enthält neben

einer eindrucksvollen Sammlung der
wichtigsten Literatur des GmbH-Rechts
auch eine umfassende, aktuelle und
übersichtliche Aufarbeitung der diesbe-
züglichen Judikatur mit über 4.000 Leit-
sätzen, darunter unter anderem die um-
fassende Aufarbeitung der höchstge-
richtlichen Spruchpraxis zu allen Be-

stimmungen des GmbHG.
Darüber hinaus enthält die neue „Große Gesetzesausga-

be“ einen umfangreichen Anmerkungsteil mit Auszügen aus
den Gesetzesmaterialien und Praxishinweisen des Autors.

Besonders hervorzuheben und hoch praxisrelevant ist
insbesondere die Behandlung der Regelungen betreffend
Organhaftung, Einlagenrückgewähr sowie Beschlussmän-
gelrecht, welchen der Autor neben der umfassenden Aufbe-
reitung der diesbezüglichen höchstgerichtlichen Entschei-
dungen entsprechend seinem allgemeinen Forschungs-
schwerpunkt ein besonderes Augenmerk gewidmet hat.

Die Kenntnis der aktuellen Judikatur und Literatur zum
GmbHG ist für alle, die sich mit GmbH-Recht beschäftigen,
unerlässlich. Vor diesemHintergrund ist dasWerk vonMag.
Dr. Feltl für alle Praktiker, welche regelmäßig mit Rechtsfra-
gen betreffend das GmbHG befasst sind, ein großer Gewinn
und sollte dementsprechend in keiner Handbibliothek feh-
len. Dem Autor, welcher die umfassende Bearbeitung der
„Großen Gesetzesausgabe“ in Alleinregie auf sich genom-
men hat, kann zu diesem Werk gratuliert werden.

GmbHG-Gesetz über Gesellschaften mit beschränkter
Haftung.

Von Christian Feltl. Manz Verlag, Wien 2022, XXVI,
826 Seiten, geb, € 198,–.

LUCAS PRUNBAUER

StPO Strafprozessordnung –
Kommentar Band 1:
Ermittlungsverfahren

D ie Grazer Strafrechtsprofessorin Prof.in Dr.in Gabriele
Schmölzer und der Leitende Staatsanwalt Prof. Dr.

Thomas Mühlbacher bereichern die österreichische Kom-
mentarlandschaft mit dem von ihnen herausgegebenen
Werk, nämlich Band 1 über das strafrechtliche Ermittlungs-
verfahren (§§ 1–209b StPO), der nunmehr in 2. Auflage
vorliegt.

Neun Autoren aus dem Bereich der
Praxis haben zu diesem Band beigetra-
gen, nämlich der Leiter der Staatsanwalt-
schaft Klagenfurt, Mag. Josef Haißl, der
Oberstaatsanwalt bei der OStA Graz,
Dr. Günther Kirschenhofer, die Leiterin
einer staatsanwaltschaftlichen Gruppe
bei der Staatsanwaltschaft Graz, Mag.a

Cornelia Koller, weiters ebenfalls ein Lei-
ter einer staatsanwaltschaftlichen Gruppe bei der StA Graz,
Dr. Christian Kroschl, der Oberstaatsanwaltschaft bei der
OStA Graz, Mag. Erich Leitner, der Universitätsprofessor
für Strafrecht, Strafprozessrecht und Kriminologie an der
Karl-Franzens-Universität Graz und nunmehrige Leiter
der Staatsanwaltschaft Leoben, Dr. Thomas Mühlbacher,
Mag. Konrad Ohrnhofer, Richter des OLG Graz, und die
Leiterin einer staatsanwaltschaftlichen Gruppe bei der StA
Graz, Mag.a Katharina Tauschmann sowie der Generalan-
walt der Generalprokuratur beim OGH, Dr. Martin Ulrich.
Bemerkenswert ist, dass die einzelnen Autoren mit einem
Konterfei versehen sind und alle aus Graz stammen. Im
Vorwort wird der Kommentar als „Praxiskommentar“ beti-
telt, ich nehme an in Anlehnung an das „Festskriptum“ zum
60. Geburtstag von Frau Prof.in Schmölzer, herausgegeben
von Bernd Urban, ebenfalls im Verlag LexisNexis 2021 er-
schienen. Da dieser Kommentar auch in einer elektroni-
schen Version den Benutzern zugänglich ist, spricht er die
neue, junge Nutzergeneration an und kann sich daher die
Druckversion knapp halten.

Vor den einzelnen Bestimmungen der StPO findet man
die ausgesuchten Verweise auf das Schrifttum.

Ich denke, dass der Grazer Kommentar mit dem legen-
dären Kommentar von Leukauf/Steininger zum StGB in
4. Auflage verglichen werden kann; beide sind besonders
praxisbezogen, kompakt, aber dennoch ausgewogen, so dass
sich der Grazer Kommentar auch mit der Ausführlichkeit
des Wiener Kommentars und des Linzer Kommentars zur
StPO messen kann. Er ist sehr übersichtlich gestaltet und
durch die Zitierweise von Gerichtsentscheidungen mittels
Geschäftszahl und Rechtssatznummer ist die weiterführen-
de Verlinkung mit dem kostenfreien Rechtsinformations-
system des Bundes gewährleistet.
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Kroschl gelingt es, die Begriffe des § 1 StPO ausgefeilt zu
analysieren, indem er die Norm des § 1 Abs 2 StPO in den
zwei Stadien, nämlich Ermittlungen zur Konkretisierung
des Anfangsverdachts „Verdächtiger“ feststellt. Erst wenn
ein konkreter Verdacht gegen bestimmte Personen gegeben
ist, führt dies zu Ermittlungen gegen den Beschuldigten.

Prekär ist noch immer das Gebot der Objektivität und
der Wahrheitserforschung in § 3 StPO, weil durch das Wei-
sungsrecht einer politischen Instanz (Bundesministerin für
Justiz) die im Gesetz vorgesehene Objektivität mir gefährdet
erscheint.

Das nach § 4 StPO normierte Legalitätsprinzip ist mE
durch die Einführung des Opportunitätsprinzips wie im
§ 18 VbVG (Verbandverantwortlichkeitsgesetz), kafkaesk
unberechtigterweise geschwächt worden, weil doch ökono-
mische Motive nie eine Rolle spielen dürften. Die verfas-
sungsrechtliche Zuordnung der Staatsanwaltschaft zur Ge-
richtsbarkeit (Art 90a B-VG) ist realitätsfremd, da die Be-
hörde nach wie vor weisungsgebunden ist.

In der Rz 3 zu § 126 StPO begründet Kirschenhofer die
Beiziehung von Sachverständigen durch die Gerichte und
Staatsanwaltschaften mit der Komplexität der Welt und
den komplexen gesellschaftlichen Verhältnissen.

In der Rz 5 zu § 126 StPO manifestiert der Co-Autor,
dass Rechtsfragen von Richter und Staatsanwalt selbst zu
lösen sind, in der Praxis wird wohl auf die Judikate und
Lit Bezug genommen, allerdings in besonders heiklen Fällen
sowie, wenn ein Problem noch nicht ausjudiziert ist, wird in
der Instanz diskret Rat eingeholt, ich denke, für die Rechts-
sicherheit ist dies legitim, und nicht zuletzt unter Bedacht-
nahme auf die Karriere, also de facto ein gutachtlicher Rat.

In der Rz 12 zu § 126 StPO setzt sich der Mitverfasser
mit den Baustellen der Privatgutachten nicht überzeugend
auseinander und denke ich zum einen, dass die Bedeutung
der Privatgutachten im Allgemeinen maßlos überschätzt
wird, andererseits, dass der Gesetzgeber bisher keine ein-
heitliche Tendenz erkennen lässt, weil er geprägt von mei-
nes Erachtens berechtigtem Misstrauen zur Objektivität, Se-
riosität und Kompetenz der Sachverständigen ausgeht; je
häufiger ein Staatsanwalt, Richter (und Rechtsanwalt) zum
Teil aus Bequemlichkeit denselben Sachverständigen beauf-
tragt, umso stärker wird das gegenseitige Abhängigkeitsver-
hältnis. Der Gesetzgeber könnte Fehlentwicklungen effektiv
durch möglichst klar formulierte Gesetzesreformen begeg-
nen. Die verstärkte Zulassung wie in Deutschland wäre ein
wichtiger Ausgleichsfaktor für den Beschuldigten bei der
Waffengleichheit gem Art 6 EMRK.

Für mich sehr schlüssig definiert Kirschenhofer in den
Rz 58ff zu § 126 StPO die Befangenheit von Sachverständi-
gen und betont der Autor das Recht des Beschuldigten gem
§ 126 Abs 5 StPO, die Bestellung eines Sachverständigen zu
beantragen, und sofern der Beschuldigte diese Möglichkeit
nicht implementiert, stellt dies einen Verzicht auf ein
Grundrecht dar, der einer Ablehnung des Sachverständigen
wegen struktureller Befangenheit entgegensteht. Der von

VfGH und EMGR gewährleistete Grundrechtsschutz darf
nicht unterlaufen werden. In diesem Kontext stelle ich zur
Diskussion, ob nicht doch der Gesetzgeber eine Urteilsbe-
schwerde gegen den OGH an den VfGH zulassen sollte.

Ich weiß mich mit Soyer einig, dass der Hauptverband
der Gerichtssachverständigen seine Themenführerschaft
stärker zum Ausdruck bringen sollte und dass auch die
Fachgebiete in der Kunst diesbezüglich einen neuen Stan-
dard benötigen sowie eine korrekte Transparenz der Hono-
rierung eines Privatgutachters.

Das gst Werk ergänzt das vorhandene Spektrum, weil es
gegenüber umfangreicheren Kommentierungen sich auf das
in der Praxis Wesentliche beschränkt, sehr wohl aber weit
über die Darstellungen in Kurzkommentaren hinausgeht,
und hat sich bereits als strafprozessuales Standardwerk sehr
geeignet erwiesen.

Mit großem Interesse kann man daher auf den avisierten
2. Band warten.

StPO Strafprozessordnung – Kommentar Band 1: Er-
mittlungsverfahren.

Von Gabriele Schmölzer/Thomas Mühlbacher (Hrsg). 2. Auf-
lage, LexisNexis, Wien 2021, 1.536 Seiten, geb, € 292,–.

NIKOLAUS LEHNER

Miteigentum und
Wohnungseigentum –
Parallelwelten

W enngleich als Habilitationsschrift des Autors ver-
fasst, hat man mit diesem Werk auch in der Rechts-

praxis einen in dieser Detailliertheit noch nicht dagewese-
nen Begleiter an der Hand, der es erleichtert, auch komple-
xe Rechtsfragen in den beiden „Welten“Miteigentum einer-
seits und Wohnungseigentum andererseits zu bearbeiten
und schlüssig aufzulösen.

Insbesondere der weitläufige The-
menbereich der „Verwaltung“ ist in der
Rechtsanwendung regelmäßig mit Fra-
gen und nicht selten auch mit Streit be-
haftet, wenn, wie sowohl im Miteigen-
tum als auch im Wohnungseigentum,
mehrere Personen in Bezug auf eine ge-
meinsame Sache Rechte aus ihrer Eigen-
tümerstellung ableiten wollen und dür-

fen. Das Thema Verwaltung nimmt daher – aus meiner
Sicht zu Recht – einen überproportional großen Teil dieses
Werks ein. Dem Autor gelingt es, dem kundigen Leser die
unterschiedlichen Denkmodelle näherzubringen, wenn-
gleich immer wieder naturgemäß der wissenschaftlich-theo-
retische Zugang gegenüber dem anwendernah-praktischen
Zugang überwiegt. Gestattet man sich jedoch als Leser die
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Zeit, sich auf die Ausführungen des Autors einzulassen, las-
sen sich dank einer Vielzahl von eingeflochtenen Praxis-
und Judikaturbeispielen Rechtsfragen schlüssig lösen. Ist
man im klassischen Streit zwischen Mit- oder Wohnungs-
eigentümern auf der Suche nach fundierten Argumenten
zugunsten des Standpunkts des eigenen Klienten, wird
man hier mit großer Wahrscheinlichkeit fündig werden.

Für Neulinge im Bereich des Wohnrechts wird dieses
Werk aufgrund seiner dogmatischen Fundiertheit und auf-
grund seines rechtstheoretischen Schwerpunkts kaum eine
geeignete Einsteigerlektüre sein. All jene, die sich aber im-
mer wieder mit Praxisfragen in diesen Rechtsbereichen aus-
einandersetzen und auch eine gewisse persönliche Affinität
zur Thematik haben, werden jedoch ihre Freude damit ha-
ben, dass Lösungswege, die man ansonsten aus mehreren
Quellen mühsam zusammensuchen muss, hier gebündelt,
sprachlich präzise und übersichtlich angeboten werden.
Wie gesagt, die Zeit, sich darauf einzulassen, muss man sich
schon nehmen, es lohnt aber den Aufwand.

Rein formell ist anzumerken, dass das Stichwortver-
zeichnis im Vergleich zum Literaturverzeichnis eher dürftig
ausgefallen ist, was das rasche Auffinden konkreter The-
menbereiche bisweilen erschwert. Das wiederum sehr de-
taillierte Inhaltsverzeichnis gleicht diesen Umstand jedoch
teilweise wieder aus.

Spannend und jedenfalls lesenswert sind die das Buch
abschließenden „Thesen“ des Autors, im Rahmen derer er
sich auch Gedanken über künftig notwendige bzw auch ent-
behrliche Entwicklungen in den Bereichen Mit- und Woh-
nungseigentum macht. Im Zuge dessen regt er etwa auch
eine mit Bedacht vorzunehmende Reform der Rechtslage
im Bereich der Verwaltung schlichten Miteigentums an,
dies angesichts der eher spärlichen Regelungen des ABGB
zu diesem in der Praxis so bedeutsamen Themenbereich.

Zusammenfassend kann dieses Werk all jenen ans Herz
gelegt werden, die bereit sind, sich tiefergehender mit
Grundsatz- und Detailfragen in den beiden darin behandel-
ten „Parallelwelten“ zu beschäftigen, und die auch bereit
sind, für die Lösungsfindung in der Praxis den erhellenden
„Umweg“ über eine Habilitationsschrift zu gehen. Ich mei-
ne, dies ist ein Werk, das man als einschlägig tätiger Rechts-
anwender immer wieder dankbar zu Hand nehmen wird.

MiteigentumundWohnungseigentum –Parallelwelten.

Von Ulfried Terlitza. 1. Auflage, Verlag Manz, Wien 2021,
XXVIII, 541 Seiten, geb, € 132,–.

ULRIKE HAFNER

Durchblick im
Zivilrecht von A bis Z
Enthalten sind alle relevanten Begriffe, 
am aktuellsten Stand von Lehre und
Rechtsprechung.
• Von A-Z gegliedert,
• samt ausführlichen De  nitionen,
•  plus Hinweise auf Literatur und

Judikatur. 

Welser (Hrsg)
Fachwörterbuch zum bürgerlichen Recht

2. Au  age 2022. XXIV, 742 Seiten. Geb.
ISBN 978-3-214-02477-2

89,00 EUR
inkl. MwSt.

shop.manz.at
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BAU AKTUELL
4 147 Frad, Thomas: Bemerkenswerte baurechtliche Entscheidungen des OGH im Jahr 2021

ECOLEX
8 581 Rabl, Thomas: Das Palau-Paradoxon: Müssen manche Klimaschützer:innen nun Klimaklagen fürchten?

586 Kath, Walter: Kündigungsrecht und Leistungsfreiheit des Versicherers wegen Gefahrerhöhung infolge des Ukraine-Kriegs?
589 Michtner, Nora und Wolfgang Reisinger: Versicherungsrechtliche Probleme bei der Verwendung von Kraftfahrzeugen durch

ukrainische Lenker:innen in Österreich
592 Keltner, Kerstin und Martin Kainz: Kriegsausschlüsse und Cyber-Versicherung („Cyber-Krieg“)
596 Wallnöfer, Eduard und Gerhard Moser: Entschädigungspflicht für den Entzug von Quellwasser zu Wasserversorgungszwecken?
599 Dohr, Michael und Nikolaus Sommerbauer: Der Zweck heiligt offenbar die Mittel – Diskreditieren von Zeugen erlaubt!
614 Spiegel, Ramon: ZVN 2022: Digitalisierung im Zivilverfahren
623 Fasching, Markus und Nikolaus Stepan: Das Phänomen von SPACs – Teil II
628 Reich-Rohrwig, Johannes: Verschmelzung von SPAC mit Target – zulässig oder unzulässig?
635 Schima, Sonam: Zum „Kauf“ von digitalen Kunstwerken mittels NFTs
644 Radlingmayr, Christoph: VBG: Dienstverhinderung oder Sonderurlaub?
650 Knotzer, Christian und Yasmin Lawson: Die horizontale Unternehmensgruppe im Spannungsverhältnis zwischen nationaler

Rechtsgrundlage und Niederlassungsfreiheit
660 Kessler, Paul: Die Stellung der Kammern bei Entziehung der Gewerbeberechtigung zur Arbeitskräfteüberlassung
662 Braumüller, Gerhard: Verschlechterungsverbot – noch strikter?
664 Giera, Ulrike, Maximilian Hautzenberger und Markus-Florian Rummel: Neues aus Europa

IMMOLEX
7–8 241 Rainer, Herbert: Differenzierung zwischen Mietern und Pächtern gem § 1105 ABGB ist sachlich gerechtfertigt

252 Schuschnigg, Artur: Mitteilungsanschlag am „Schwarzen Brett“ nach WEG
260 Pittl, Raimund und Christian Prader: Variables Entgelt im BTVG
270 Lang, Gunther: COVID-19-Förderungen – Betretungsverbot und Bestandzinsminderung
274 Denk, Peter: Grundlagen, Abgabengegenstand und Ausnahmen landesgesetzlicher Leerstandsabgaben
284 Kothbauer, Christoph: Betriebskosten und öffentliche Abgaben im ABGB-Mietrecht

JURISTISCHE BLÄTTER
7 409 Stabentheiner, Johannes: Das Zivilrecht in der Krise – Gedanken zu seiner Funktionsfähigkeit im Krisenfall

419 Nicolussi, Julia: Die international-privatrechtliche Einordnung des Syndikatsvertrags

ÖSTERREICHISCHE JURISTENZEITUNG
16 777 Keinert, Heinz: Pfandbriefgesetz 2022

783 Thienel, Rudolf: Ausgewählte Rechtsprechung des EGMR 2021
791 Possard, Marlon: „Cyber-Crime“ – Quo vadis?

ÖSTERREICHISCHE NOTARIATSZEITUNG
7 314 Christandl, Gregor: Das Erbrecht im Spiegel der Rechtsprechung – Zwischenbilanz und Ausblick

ÖSTERREICHISCHES RECHT DER WIRTSCHAFT
8 522 Ehgartner, Gernot: Zur Anwendbarkeit des § 1472 ABGB auf juristische Personen des Privatrechts

528 Adensamer, Nikolaus und Dimitar Hristov: Brexit und Statutenwechsel bei Kapitalgesellschaften
533 Koch, Bernhard: Der Strompreis und das (Zivil-)Recht
552 Ziembicka, Magdalena: HinweisgeberInnenschutz ohne notwendige Betriebsvereinbarung?
558 Prankl, Dominik: Kündigung durch Stellvertreter: Innenvollmachten und Schriftformgebote

ÖSTERREICHISCHE STEUERZEITUNG
15–16 468 Melhardt, Stefan: Umsatzsteuerliche Änderungen durch das Abgabenänderungsgesetz 2022 (AbgÄG 2022)

TAXLEX
7–8 227 Dellinger, Markus: Liquidation im Gesellschaftsrecht
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233 Urnik, Sabine und Elisabeth Großauer: Die Besteuerung von Betriebsaufgaben: zur Ermittlung des Aufgabeergebnisses und der
Anwendung ertragsteuerlicher Begünstigungen

241 Kanduth-Kristen, Sabine und Ernst Komarek: Die Liquidation von Kapitalgesellschaften gem § 19 KStG
251 Kirchmayr, Sabine und Yvonne Schuchter-Mang: Zur Besteuerung von Einkünften aus nicht verbrieften Derivaten
255 Steiger, Stefan: Zwischenschaltung einer OG für Tätigkeiten von Ärzten an eine radiologische GmbH
258 Huber, Christian und Peter Pichler: Aktuelle Entscheidungen des BFG und VwGH in Leitsätzen

WIRTSCHAFTLICHE BLÄTTER
7 365 Lettner, Harald: Die neue Vertikal-GVO

373 Mathy, Thomas: Teilanfechtung der Betriebsratswahl?
384 Urlesberger, Franz W.: Europarecht: Das Neueste auf einen Blick

WOHNRECHTLICHE BLÄTTER
7–8 226 Arthold, Georg: Realteilung durch WE-Begründung

234 Etzersdorfer, Ingmar: Die Bedeutung des Friedensmietzinses (Friedenskronenmietzinses) im geltenden Wohnrecht
239 Grieb, Andreas: Hon.-Prof. Dr. Helmut Würth und die Fachgruppe Wohn- und Mietrecht
241 Lovrek, Elisabeth: Helmut Würth und der OGH
246 Pittl, Raimund undEmanuel Ponholzer:DerVerwaltungsvertragmit Schutzwirkung zugunsten desWohnungseigentümers alsDritten
255 Scharmer, Marco: Unterliegen Ansprüche wegen Beschädigung oder missbräuchlicher Abnutzung des Bestandobjekts der absolu-

ten dreißigjährigen Verjährungsfrist?
264 Vonkilch, Andreas: Von subjektiven Gebrauchswünschen und objektiven Nutzungsmöglichkeiten, vorzeitig aufgelösten Studen-

tenheimverträgen und der COVID-19-Pandemie als allgemeinem Unternehmerrisiko
276 Wlach, Mathias: Zur virtuellen Beschlussfassung im Wohnungseigentumsrecht

ZEITSCHRIFT FÜR EUROPARECHT, INT. PRIVATRECHT UND RECHTSVERGLEICHUNG
4 148 Topal-Gökceli, Suzan: Union Aktuell

166 Valc, Jakub: Rechtlicher Rahmen der Leihmutterschaft in der Vergleichungsperspektive
172 Direnisa, Efe: Die wesentlichen Änderungen des türkischen Zwangsvollstreckungs- und Insolvenzgesetzes
180 Kovalenko, Iryna: Voraussetzungen für die Einführung einer Berichterstattung über Informationen nichtfinanzieller Art in der

Ukraine am Beispiel Österreichs

ZEITSCHRIFT FÜR FAMILIEN- UND ERBRECHT
5 196 Steininger, Barbara C.: Unternehmenserträge in der nachehelichen Aufteilung

200 Dollenz, Florian und Viola-Katharina Krebs: Zur Übertragbarkeit der Anerbenstellung (Teil 1)
206 Schwarzenegger, Peter: Zu den (begrenzten) Wirkungen der Zeugnisunfähigkeit gem § 588 ABGB
208 Schweighofer, Michaela: Vom Umgang mit „Listen-Anwälten“
210 Sommer, Bernhard: Zur Notwendigkeit einer Ordination im Anwendungsbereich des Art 6 EuEheGüVO

ZEITSCHRIFT FÜR FINANZMARKTRECHT
7 316 Buchenberger, Dieter und Georg Wimmer: InvFG-Novelle: Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsrisiken und -faktoren für OGAW

322 Flor, Barbara und Rene Kreisl: Es grünt so grün . . . Zur Umsetzung der TaxonomieVO – eine Bestandsaufnahme

ZEITSCHRIFT FÜR GESELLSCHAFTSRECHT
4 168 Stipanitz, Matthias: Die Patronatserklärung als eigenkapitalersetzende Sicherheit

178 Fischer, Anton: Effektive Compliance – Geteilte (straf-) rechtliche Verantwortlichkeit

ZEITSCHRIFT FÜR INFORMATIONSRECHT
3 253 Burgstaller, Christine: Europäische Auftragsverarbeiter im internationalen Datentransfer

259 Briem, Stephan: Die Aufsichtsbehörde für Verwertungsgesellschaften – Aufgaben, Befugnisse und deren Grenzen
265 Thiele, Clemens: The Unknowable – Das urheberrechtliche Pastiche als unbekanntes Wesen
270 Bajrami, Urim und Lukas Pachschwöll: „LOOTBOXEN“

ZEITSCHRIFT FÜR STEUERSTRAFRECHT UND STEUERVERFAHREN
2 55 Felice, Mario und Constanze Plischnack: Hochrisikoabgabe Umsatzsteuer – Strafbarkeit nach § 49 Abs 1 lit a FinStrG versus § 33

Abs 2 lit a FinStrG aus Sicht der Finanzstrafbehörde
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62 Bürgler, Christian:Umsatzsteuerhinterziehung sowie artverwandte Delikte und deren Auswirkungen auf den Vorsteuerabzug und
die Steuerbefreiung für innergemeinschaftliche Lieferungen

66 Arlt, Theresa und Eduard Kurz: Abgabenrechtliche und verfahrensrechtliche Besonderheiten bei der Festsetzung und Einhebung
der Einfuhrumsatzsteuer

72 Twardosz, Benjamin und Olesya Sokolnikova: Einbringungshemmende Wirkung eines Antrags auf Aussetzung der Vollziehung
im Zollrecht

78 Grünsteidl, Madeleine und Astrid Isopp: Erweiterung der Barmittel-VO: Auswirkungen auf das Zoll- und Finanzstrafrecht
86 Reifenauer, Doris: Der subsumtionsrelevante Beweisantrag im gerichtlichen Finanzstrafverfahren
94 Köck, Elisabeth: Fortlaufhemmung und Verjährungsfristen im Finanzstrafrecht – ein Vorschlag de lege ferenda
97 Joklik-Fürst, Maria und Erich Leopold: Internationale Konzernverrechnungspreise im Lichte des Finanzstrafrechts

106 Kleinbrod, Aaron, Alexander Stücklberger und Sanela Terko: Irrtum des Parteienvertreters über die anzuwendende Rechtslage

ZEITSCHRIFT FÜR VERGABERECHT
4 198 Wiesinger, Christoph: Arbeitsgemeinschaft zwischen Ziviltechnikern und Gewerbetreibenden

ZEITSCHRIFT FÜR VERGABERECHT UND BAUVERTRAGSRECHT
7–8 265 Killmann, Bernd-Roland: Europäisches Eigenvergaberecht 2021

278 Oppel, Albert: Bieterabsprachen und Korruption – ausgewählte Aspekte der Prävention – Teil 2
294 Oppel, Albert: Bauauftrag – eine Übersicht – Teil 2

ZEITSCHRIFT FÜR VERKEHRSRECHT
7–8 237 Lindinger, Eike: Wiener Liste – Update 2022

240 Lindinger, Eike: Die Maßfigur im Reiserecht
248 Löw, Sebastian: Akteure des Pauschalreiserechts
253 Bernat, Erwin und Peter Schwarzenegger: (Kein) Anspruch auf Ersatz von „frustrierten“ Aufwendungen?

ZEITSCHRIFT FÜR VERSICHERUNGSRECHT
4 149 Salficky, Herbert: Anwaltshaftung vs Erfolgsaussichtsbeurteilung durch den Rechtsschutzversicherer

156 Grieb, Andreas und Erich Rene Karauscheck: Erfolgsaussichtenprüfung in der Rechtsschutzversicherung gemäß Art 9 ARB und in
der Verfahrenshilfe gemäß § 63 ZPO

166 Sedrati-Müller, Marguerita, Daniel Höhnl und Aleksandar Klobucaric: Ad-hoc-Prüfungen in der Product Governance

ZEITSCHRIFT FÜR WIRTSCHAFT UND FINANZSTRAFRECHT
4 114 Schiesbühl, Julia und Norbert Wess: Der Ministerialentwurf zum HinweisgeberInnenschutzgesetz

121 Stücklberger, Alexander und Irina Paul: Staatstrojaner 2.0 – Präventive Massenüberwachung mit KI-Unterstützung?
125 Graf, Denny und Siegmar Lengauer: Datendiebstahl – Die Herausforderung der Digitalisierung im StGB
134 Akyürek, Metin und Philipp Haas: Zur Verfassungswidrigkeit der Verbandsregisterauskunft nach § 89m GOG
148 Judmaier, Stefanie: Änderungen im Finanzstrafgesetz durch das Abgabenänderungsgesetz 2022
152 Köck, Elisabeth: Steuerfahndung und Zentralstelle Internationale Zusammenarbeit

ZEITSCHRIFT ZUM RECHT DER MEDIZIN
4 164 Schwamberger, Helmut: Apothekenrechtliche Fragen zum Sterbeverfügungsgesetz

171 Fasching, Stefanie: Datenschutz in der Arztpraxis
178 Scheucher, Ewald, Markus Kastelitz und Christof Tschohl: Mit (verschlüsselten) PatientInnendaten in die Cloud: Anforderungen

an die Datensicherheit
182 Kleinbauer, Patrick: OGH zur Verhältnismäßigkeit und gerichtlichen Kontrolle von Nachuntersuchungen

ZEITSCHRIFT ZUM RECHT DER UMWELT
4 137 Ennöckl, Daniel: Klimaklagen – Strukturen gerichtlicher Kontrolle im Klimaschutzrecht (Teil 1)

143 Wagner, Erika und Daniela Ecker: Die Aufhebung von Naturdenkmälern im Rahmen des UVP-Verfahrens
151 Kurzmann, Dominik und Sandra Kasper: Die EAG – Investitionszuschüsseverordnung-Strom

ZIVILRECHT AKTUELL
13 244 Reischauer Rudolf: Verjährung und Einrede bei der Gewährleistung (§ 933 ABGB und § 28 VGG)

248 Kolmasch, Wolfgang: Fluggastrechte – ein Überblick

Die Zeitschriftenübersicht wurde freundlicherweise zur Verfügung gestellt von:
Lorene Fenkart und Paul Kessler, Singer & Kessler Rechtsanwälte OG.
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Außenauftritt des ständigen Substituten einer
Rechtsanwaltskanzlei
DISZIPLINARRECHT

§§ 1a, 10 Abs 2 und 5 RAO; §§ 28, 47 RL-BA 2015
Das Herbeiführen des Eindrucks, ein Dauersubstitut einer Rechtsanwaltskanzlei sei deren Gesell-
schafter, ist disziplinär.
OGH 14. 6. 2022, 20 Ds 20/21b

Sachverhalt:
Der Beschuldigte war und ist überwiegend als Dauersubsti-
tut für Rechtsanwalt Dr. F* H* tätig. Die Ausübung der
Rechtsanwaltschaft in Form einer Gesellschaft war der
Rechtsanwaltskammer nicht gemeldet worden.

Auf dem vom Beschuldigten im inkriminierten Zeit-
raum verwendeten Briefpapier findet sich unter einem gro-
ßen symbolisierten blauen „H“ der Schriftzug „H* Rechts-
anwälte“, darunter der Name des Disziplinarbeschuldigten
mit der Anschrift – in der Zeit seines Kanzleisitzes in * – *,
ferner die E-Mail-Adresse: * und der Hinweis auf die
Homepage www.*.at.

Die E-Mail-Korrespondenz führte der Beschuldigte im
inkriminierten Zeitraum ab zumindest September 2019
über die E-Mail-Adresse *, wobei sich in den E-Mails eben-
falls das am Briefpapier befindliche blaue „H“ mit dem
Schriftzug „H* Rechtsanwälte“ findet und die Adressen *
und * (Sprechstelle), die Telefonnummer +43 *, die Fax-
nummer +43 *, die E-Mail-Adresse * sowie der Hinweis
auf die Homepage www.*.at angeführt sind.

Bei der Internetseite www.*.at handelt es sich um die
Website der „H* Rechtsanwälte“, auf der unter der Rubrik
„Team“ F* H*, L* H*, * (der Beschuldigte), * A*, * M* und *
F* genannt werden und unter „Kontakt“ die Telefon- und
Faxnummern +43 * und +43 *, die E-Mail-Adresse * sowie
die Adressen * und * als Sprechstelle angeführt sind. Klickt
man auf „*“, so ist Folgendes zu lesen: „Rechtsanwalt, Spra-
chen: Deutsch und Englisch, E-Mail: *, T: +43 *, F: +43 *“.
Sodann sind der Tätigkeitsschwerpunkt des Beschuldigten,
seine Familienverhältnisse und seine Publikationen ange-
führt. Im Impressum der Website scheint Rechtsanwalt
Dr. F* H* mit den oben angeführten Kontaktdaten auf.
Der Beschuldigte hatte iZm der Erstellung seines Auftritts
auf dieser Website Dris. F* H* an einem entsprechenden
Fototermin teilgenommen und auch die ihn betreffenden
Informationen deponiert.

Der Beschuldigte bildete mit Rechtsanwalt Dr. F* H*
oder einer anderen Person aus dessen „Team“ zu keinem
Zeitpunkt eine Gesellschaft.

Betreffend den Bedeutungsinhalt des Außenauftritts des
Beschuldigten ging der Disziplinarrat in tatsächlicher Hin-
sicht davon aus, dass Rechtsanwalt * den falschen Anschein
des Bestehens einer Rechtsanwalts-Gesellschaft mit „H*

Rechtsanwälte“ bzw Rechtsanwalt Dr. F* H* erweckte. Die-
ser Außenauftritt entsprach demnach nicht den tatsächli-
chen Gegebenheiten.

Mit dem angefochtenen Erk wurde der DB der Diszipli-
narvergehen der Berufspflichtenverletzung und der Beein-
trächtigung von Ehre und Ansehen des Standes nach § 1
Abs 1 erster und zweiter Fall DSt schuldig erkannt und
hierfür zu einer Geldbuße von € 1.500,– verurteilt, weil er
durch irreführende Handlungen wie das Verwenden der
Kontaktdaten, der Telefon- und Faxnummer, der E-Mail-
Adresse, der Internetadresse und des Kanzleilogos der „H*
Rechtsanwälte, auf seinem Briefpapier und in seinen E-
Mails sowie das Aufscheinen seiner Person auf der Home-
page www.*.at der „H* Rechtsanwälte“ den Eindruck er-
weckte, dass eine Rechtsanwaltsgesellschaft mit „H* Rechts-
anwälte“ bestehe, obwohl er lediglich als Dauersubstitut für
Dr. F* H* tätig war. Der OGH gab seiner Berufung keine
Folge.

Aus den Entscheidungsgründen:
§ 10 Abs 5 RAO gestattet dem Rechtsanwalt Werbung inso-
weit, als sie über seine berufliche Tätigkeit wahr und sach-
lich informiert und mit seinen Berufspflichten im Einklang
steht. Auch bei Werbemaßnahmen hat sich der Rechtsan-
walt stets im Rahmen des § 10 Abs 2 RAO zu bewegen (En-
gelhart et al, RAO10 § 10 RAO Rz 42) und die ausdrückli-
chen Regelungen des § 47 RL-BA 2015 zu beachten: Danach
ist Werbung zulässig, sofern sie wahr, sachlich, in Einklang
mit Ehre und Ansehen des Standes, den Berufspflichten so-
wie der Funktion des Rechtsanwalts im Rahmen der Rechts-
pflege ist.

Werbung ist jedes Mittel, mit welchem ein Rechtsanwalt
auf sich, seine Kanzlei und seine Leistungen aufmerksam
machen will (Engelhart et al, RAO10 § 47 RL-BA 2015
Rz 3). Werbemittel sind alle Kommunikationsmittel für
den Außenauftritt des Rechtsanwalts, wie etwa Websites,
Folder, Printinserate, aber auch Briefpapier (Engelhart et
al, RAO10 § 47 RL-BA 2015 Rz 3, 11).

Der Außenauftritt eines Rechtsanwalts, somit dessen ge-
samte Kommunikation im Rahmen der Berufsausübung
(Engelhart et al, RAO10 § 28 RL-BA 2015 Rz 4, 8), hat dem-
nach stets dem in § 10 Abs 5 RAO und § 47 Abs 2 RL-BA
2015 normierten Sachlichkeits- undWahrheitsgebot zu ent-
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sprechen; der Außenauftritt darf nicht unwahr, täuschend
oder irreführend sein (Engelhart et al, RAO10 § 47 RL-BA
2015 Rz 11, § 28 RL-BA Rz 15). Daraus ergibt sich etwa die
Pflicht, bei der Anführung von Personen deren Funktion in
unmissverständlicher Weise klarzustellen (Gesellschafter,
angestellter Rechtsanwalt, Substitut, Rechtsanwaltsanwärter
oder sonstiger Mitarbeiter). Es darf nicht der falsche Ein-
druck einer Leistungsfähigkeit durch eine (Mehr-)Zahl
von Anwälten entstehen, die nicht als solche in der Kanzlei
tätig sind; Anwälte, welche nicht Gesellschafter sind, sollen
deutlich von Gesellschaftern abgegrenzt werden (Engelhart
et al, RAO10 § 47 RL-BA 2015 Rz 3, 11).

Betreffend den Außenauftritt des Rechtsanwalts nor-
miert § 28 RL-BA 2015, zu welchen Angaben der Anwalt
jedenfalls verpflichtet ist, aber auch er zu unterlassen hat.
So hat er gem § 28 Abs 1 Satz 1 RL-BA 2015 in Ausübung
seiner anwaltlichen Berufstätigkeit stets seinen Vor- und
Zunamen sowie die Berufsbezeichnung Rechtsanwalt zu
führen. § 28 Abs 2 und 3 RL-BA 2015 treffen die iZm
dem Außenauftritt von Rechtsanwalts-Gesellschaften (vgl
§§ 1a, 1b RAO) notwendigen und zulässigen Angaben.
Wird bei einem Außenauftritt auch eine Person genannt,
die nicht Rechtsanwalt ist, ist gem § 28 Abs 4 RL-BA 2015
die Berufsqualifikation dieser Person klarzustellen. Dies soll
eine Täuschung der beteiligten Verkehrskreise über die
Zahl der zur Gesellschaft gehörigen Rechtsanwälte verhin-
dern (Engelhart et al, RAO10 § 28 RL-BA 2015 Rz 13) und
entspricht dem bereits erwähnten Wahrheits- und Sachlich-
keitsgebot.

Soweit der Berufungswerber unter Hinweis auf § 1a
RAO vorbringt, es bestehe keine Verpflichtung eines nicht
im Rahmen einer Rechtsanwalts-Gesellschaft tätigen
Rechtsanwalts, die Nicht-Beteiligung an einer tatsächlich
nichtexistierenden Gesellschaft offenzulegen, argumentiert
er nicht auf Basis der Feststellungen zum durch unklare
bzw irreführende Angaben erweckten falschen Anschein
des Bestehens einer Rechtsanwalts-Gesellschaft.

Mit der Behauptung, der Beschuldigte habe sich niemals
als Teil einer Rechtsanwalts-Gesellschaft bezeichnet, es sei
weder dem Briefpapier noch der Internetseite www.*.at, in
deren Impressum allein Dr. F* H* aufscheine, ein Verweis
auf eine derartige Gesellschaft oder auf ihn als Gesellschaf-
ter zu entnehmen und es könne daher „in der Gesamtschau
die Maßfigur bei durchschnittlicher Betrachtung jedenfalls
nicht annehmen, dass eine Rechtsanwalts-Gesellschaft un-
ter Beteiligung des Disziplinarbeschuldigten vorliegen
könnte“, zeigt die Schuldberufung keine Umstände auf,
die geeignet wären, Zweifel am konstatierten Bedeutungs-
inhalt des Außenauftritts zu wecken.

Soweit der Rechtsmittelwerber meint, die Präsentation
seiner Person auf der Homepage www.*.at sei nicht Teil sei-
nes Außenauftritts gewesen, ignoriert er prozessordnungs-
widrig die konträren Feststellungen des Disziplinarrats.
Auch das Berufungsvorbringen, es liege keine unwahre
Werbung vor, orientiert sich nicht an den Sachverhaltsan-

nahmen zu dem einen falschen Anschein erweckenden Au-
ßenauftritt.

Bedenken gegen diese Feststellungen werden mit der Be-
hauptung, durch die „Mitverwendung von Briefpapier oÄ,
welches auf RA Dr. H* verweist, oder einer Webseite, die im
Impressum Dr. H* anführt, kann denkunmöglich der
fälschliche Eindruck erweckt worden sein, dass der Diszi-
plinarbeschuldigte einer Rechtsanwalts-Gesellschaft ange-
hört“ habe, „die tatsächlich niemals existiert hat“, und
dem Vorbringen, es sei üblich, bei Internetauftritten auch
(Dauer-)Substituten als Teil des Teams anzuführen, nicht
geweckt.

Anmerkung:
Aufgrund der weitgehenden Anonymisierung des Ent-
scheidungstexts bleiben die detaillierten Hintergründe
des Sachverhalts zwar offen. Soweit erkennbar geht es
aber um einen als Dauersubstituten für eine Rechtsan-
waltskanzlei tätigen Kollegen, der im Außenauftritt im
„Team“ der Kanzlei aufschien, obwohl mit ihm kein Ge-
sellschaftsverhältnis bestand.
Nach der zuletzt in AnwBl 2022/9 veröffentlichten Ent-
scheidung des OGH vom 5. 4. 2022, 20 Ds 17/21m, war
der gemeinsame Außenauftritt selbständiger Rechtsan-
wälte in ständiger Kooperation ohne Vergesellschaftung
unzulässig. In Abkehr von seiner bisherigen Judikatur,
wonach auch ständige Substituten auf dem Briefpapier
einer Rechtsanwaltskanzlei angeführt werden können
(20 Os 6/14d; 20 Os 9/14w), wendet der OGH nun die
zuletzt entwickelten Grundsätze auch auf eben solche
ständige Substituten an. Im Vordergrund steht wieder
das Argument, dass durch die Anführung von Nichtge-
sellschaftern nicht der falsche Eindruck des Bestehens
eines Gesellschaftsverhältnisses erweckt werden darf.
Der Entscheidung ist insofern zuzustimmen, als durch
den Außenauftritt der Kanzlei nicht der falsche Eindruck
einer Leistungsfähigkeit durch eine (Mehr-)Zahl von An-
wälten entstehen darf, die nicht als solche in der Kanzlei
tätig sind. Warum aber soll ein Dauersubstitut die Leis-
tungsfähigkeit einer Kanzlei nicht genauso unterstützen
wie ein Gesellschafter? Letzten Endes kommt es für die
Leistungsfähigkeit einer Kanzlei auf die zur Verfügung
stehende (man verzeihe das mangelnde Gendern) „man-
power“ an. Nach § 28 Abs 3 RL-BA 2015 können im Au-
ßenauftritt auch nun etwa Konzipienten angeführt wer-
den, wenn ihre Berufsqualifikation klargestellt ist. Umso
mehr muss dies für als Dauersubstituten tätige Rechts-
anwälte gelten. Angaben darüber, ob der Rechtsanwalt
aufgrund eines Gesellschaftsverhältnisses oder als
Dauersubstitut tätig ist, werden aber von § 28 Abs 3 RL-
BA 2015 nicht gefordert. Mangels einer konkreten
Rechtsgrundlage ist die Abkehr von der bisherigen Judi-
katur bedenklich.
Problematisch ist auch, dass der OGH diese Frage im
Rechtsmittelverfahren rein auf der Sachverhaltsebene
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(des vom Disziplinarrat festgestellten Bedeutungsinhalts
des Außenauftritts) beurteilt, obwohl man aus zivilrecht-
licher (wettbewerbsrechtlicher) Sicht wohl davon ausge-
hen würde, dass es sich bei der Beurteilung des Außen-
auftritts um eine Rechtsfrage handelt. Aber dies ist dem
Umstand geschuldet, dass auf das Disziplinarverfahren
(einschließlich des Berufungsverfahrens) die Bestimmun-
gen der StPO anzuwenden sind.

Es bleibt abzuwarten, ob sich aus den neuen Entschei-
dungen eine ständige Judikatur entwickelt. Bis dahin ist
Kanzleien in ähnlicher Konstellation die Anmeldung einer
Rechtsanwalts-Gesellschaft (zumindest in der Form einer
GesbR, die ohnedies einen großen Gestaltungsspielraum
bietet) oder zumindest der Hinweis auf die Eigenschaft
als ständiger Substitut zu empfehlen.

MICHAEL BURESCH

Sozialversicherungsbeiträge für deutsche
Betriebsstätteneinkünfte subsidiär in
Österreich absetzbar
GEBÜHREN- UND STEUERRECHT

§ 4 Abs 4 Z 1 lit a EStG 1988; Art 23 Abs 2 DBA D
1. Die steuerliche Berücksichtigung von sozialversicherungsrechtlichen Pflichtbeiträgen dient – je-
denfalls im Hinblick auf Kranken-, Unfall- und Arbeitslosenversicherung – der steuerlichen Berück-
sichtigung persönlicher Verhältnisse der Abgabepflichtigen, deren einkommensteuerliche Berück-
sichtigung von in der EU grenzüberschreitend tätigen Personen im Zweifel dem Ansässigkeitsstaat
obliegt.
2. Die Niederlassungsfreiheit gebietet es daher, grundsätzlich auch jenen Teil der diesbezüglichen
Pflichtversicherung in der Sozialversicherung eines in Österreich ansässigen Abgabepflichtigen,
welcher der gewerblichen Tätigkeit im Rahmen des in Deutschland gelegenen Gewerbebetriebs
(Einzelunternehmen) zugeordnet werden kann und dort keine steuerliche Berücksichtigung gefun-
den hat, von dem in Österreich zu besteuernden Einkommen in Abzug zu bringen. Als Folge dessen
können aber diese Sozialversicherungsbeiträge bei der für Zwecke des Progressionsvorbehalts er-
forderlichen – nach österr Recht vorzunehmenden – Ermittlung des Gewinnes des in Deutschland
gelegenen Gewerbebetriebs nicht (zusätzlich) in Abzug gebracht werden.
3. Dies gilt im Ergebnis schon aus innerstaatlichen Gründen gleichermaßen für Pensionsbeiträge,
weshalb es dahingestellt bleiben kann, ob sie – ungeachtet des Umstandes, dass mit ihnen in Form
späterer Pensionszahlungen auch eine neue Einkunfts- und damit Steuerquelle begründet wird –
überhaupt noch unter die vom Ansässigkeitsstaat zu berücksichtigenden „persönlichen Verhältnis-
se“ im unionsrechtlichen Sinne fallen.
VwGH 16. 11. 2021, Ra 2020/15/0077

Sachverhalt:
Der in Österreich wohnhafte Revisionswerber (Rw) erzielte
– nach den Feststellungen des Bundesfinanzgerichts (BFG)
– 2015 Einkünfte aus selbständiger Arbeit als Geschäftsfüh-
rer einer in Österreich ansässigen Gesellschaft, Einkünfte
aus Vermietung und Verpachtung aus einer Vermietungs-
tätigkeit betreffend ein österr Vermietungsobjekt sowie Ein-
künfte aus Gewerbebetrieb als Einzelunternehmer eines in
Deutschland, wo der Rw beschränkt steuerpflichtig ist, an-
sässigen Unternehmens. Der Rw war in Österreich auch so-
zialversicherungspflichtig. Die Sozialversicherungsanstalt
für gewerbliche Wirtschaft (SVA) schrieb ihm für das Jahr
2015 Sozialversicherungsbeiträge vor, welche sich zum ei-
nen aus einer Nachbelastung für das Jahr 2012 sowie aus

den vorläufigen Beiträgen für das Jahr 2015 zusammensetz-
ten. Die Nachbelastung für 2012 wurde auf Grundlage der
sich aus dem Einkommensteuerbescheid für das Jahr 2012
ergebenden inländischen Einkünfte aus selbständiger Arbeit
und der Progressionseinkünfte betreffend die in Deutsch-
land erzielten Einkünfte ermittelt.

In seiner elektronisch eingereichten Einkommensteuer-
erklärung machte der Rw die Aufwendungen für eigene
Pflichtversicherung bei seinen in Österreich erzielten Ein-
künften aus selbständiger Arbeit als Betriebsausgaben gel-
tend. Über Vorhalt des Finanzamts führte er unter Beilage
der Kontoübersicht der Sozialversicherungsbeiträge 2015 ua
aus, dass ein Teil der bezahlten Sozialversicherungsbeiträge
mit den in Deutschland erzielten Einkünften im Zusam-
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menhang stehe. Dennoch seien diese Zahlungen als Be-
triebsausgabe in Österreich in Abzug zu bringen, weil sie
in § 4 Abs 4 Z 1 lit a EStG 1988 ausdrücklich als Betriebs-
ausgabe genannt seien und auch der allgemeinen Betriebs-
ausgabendefinition entsprächen. Gem § 4 Abs 4 EStG 1988
seien Aufwendungen und Ausgaben dann als Betriebsaus-
gaben anzuerkennen, wenn sie durch den Betrieb veranlasst
seien. Dieser vom Einkommensteuergesetz geforderte Ver-
anlassungszusammenhang zwischen dem österr Betrieb und
den bezahlten Sozialversicherungsbeiträgen sei schon des-
halb gegeben, weil für den Betrieb des österr Unternehmens
ein Gewerbeschein zu halten sei, der wiederum die Pflicht-
versicherung nach § 2 GSVG auslöse und auch die auslän-
dischen Einkünfte in die sozialversicherungspflichtige Bei-
tragsgrundlage miteinbeziehe. Diesen zwingenden Vor-
schriften könne man sich nicht entziehen; aufgrund des Be-
stehens eines österr Betriebs müssten auch für die in
Deutschland erwirtschafteten Einkünfte österr Sozialversi-
cherungsbeiträge bezahlt werden. Eine Unterbrechung des
geforderten Veranlassungszusammenhangs könne daher
nicht vorliegen, weshalb die Aufwendungen als Betriebsaus-
gabe anzuerkennen seien. Festzuhalten sei auch, dass die
bezahlten Sozialversicherungsbeiträge in Deutschland nicht
in Abzug gebracht werden könnten, weil diese im deutschen
Steuerrecht als Sonderausgabe zu berücksichtigenden Auf-
wendungen die unbeschränkte Steuerpflicht voraussetzen
würden. Eine Berücksichtigung nur im Rahmen des Pro-
gressionsvorbehalts wäre sohin keine befriedigende Lösung.
Zudem seien auch die aus der Sozialversicherungspflicht er-
wachsenden Pensionszahlungen in Österreich zu ver-
steuern, woraus sich gleichfalls eine Abzugsfähigkeit in Ös-
terreich ableiten lasse. Dies ergebe sich auch aus der Rege-
lung zum Sonderausgabenabzug nach § 18 Abs 2 EStG
1988. Eine Aufteilung der Sozialversicherungsbeiträge auf
inländische und ausländische Einkünfte sei daher nicht vor-
zunehmen.

Mit Einkommensteuerbescheid vom 21. 4. 2017 kürzte
das Finanzamt die vom Rw im Rahmen der Einkünfte aus
selbständiger Arbeit erklärten Betriebsausgaben für eigene
Pflichtversicherung und führte hierzu begründend aus, im
Revisionsfall sei Österreich für die Vorschreibung der ge-
samten Sozialversicherungsbeiträge zuständig, während in
Deutschland keine Sozialversicherungsbeiträge mehr abzu-
führen seien. Für die Ermittlung der vorzuschreibenden
Beiträge würden die in Österreich und in Deutschland ver-
sicherungspflichtigen Einkünfte zusammengerechnet. Die
Beitragsgrundlage 2012 setze sich zu 19% aus österr und
zu 81% aus deutschen Einkünften zusammen, woraus sich
in steuerlicher Hinsicht auch eine entsprechende prozen-
tuelle Aufteilung der Sozialversicherungsbeiträge auf
Deutschland und Österreich ergebe. In der die Beschwerde
abweisenden BVE ergänzte das FA, der Rw sei im Besteue-
rungszeitraum in Österreich ansässig gewesen. Die gewerb-
liche Tätigkeit sei in Deutschland durch eine dort gelegene
Betriebsstätte ausgeübt worden. Im Jahr 2015 seien Beiträge

zur Pflichtversicherung in der gesetzlichen Kranken-, Un-
fall- und Pensionsversicherung und zur gesetzlichen Ar-
beitslosenversicherung angefallen, wovon 81% der in
Deutschland gelegenen Betriebsstätte zuzurechnen gewesen
seien. Bei den Beiträgen handle es sich zwar um Betriebs-
ausgaben iSd § 4 Abs 4 Z 1 lit a EStG 1988. Der iSd Art 7
Abs 1 DBA Deutschland der in Deutschland gelegenen Be-
triebsstätte zuzurechnende Anteil dürfe jedoch in Deutsch-
land besteuert werden und werde daher gem Art 23 Abs 2
lit a DBA Deutschland von der Besteuerung durch die Re-
publik Österreich ausgenommen.

Mit dem angefochtenen Erkenntnis, in dem eine Rev für
nicht zulässig erklärt wurde, wies das BFG – nach einem
Vorlageantrag des Rw – die Beschwerde ab. Gegen dieses
Erk richtet sich die vorliegende aoRev.

Spruch:
Aufhebung wegen inhaltlicher Rechtswidrigkeit.

Aus den Gründen:
14 Die Rev ist zulässig und auch begründet.

15 Gem § 4 Abs 4 lit a EStG 1988 sind „Beiträge des Ver-
sicherten zur Pflichtversicherung in der gesetzlichen Kran-
ken-, Unfall- und Pensionsversicherung, Beiträge zur ge-
setzlichen Arbeitslosenversicherung“ jedenfalls Betriebsaus-
gaben.

16 Die Frage, ob eine abgabepflichtige Person pflichtver-
sichert war und die von ihr geforderten und bezahlten Bei-
träge daher Pflichtversicherungsbeiträge waren, ist nach der
Rsp des VwGH ausschließlich nach Sozialversicherungs-
recht zu beurteilen (VwGH 18. 3. 1991, 90/14/0265). Aus-
schlaggebend ist dabei, ob die Beitragsleistung die abgabe-
pflichtige Person auf Grund einer zwingenden Vorschrift
trifft, der sie sich nicht entziehen kann (Doralt, EStG19 § 4
Rz 277, mwN).

17 Ist eine Person – wie der Rw – innerhalb der Europä-
ischen Union in zwei oder mehr Mitgliedstaaten tätig, ist sie
nach den Regelungen der VO (EG) zur Koordinierung der
Systeme der sozialen Sicherheit 883/2004 dem System der
sozialen Sicherheit nur eines Mitgliedstaats zu unterwerfen,
um eine Kumulierung anzuwendender nationaler Rechts-
vorschriften und der sich daraus möglicherweise ergeben-
den Komplikationen zu vermeiden.

18 Art 13 der VO (EG) 883/2004 (Ausübung von Tätig-
keiten in zwei oder mehr Mitgliedstaaten) regelt dazu wie
folgt:

„(2) Eine Person, die gewöhnlich in zwei oder mehr Mit-
gliedstaaten eine selbstständige Erwerbstätigkeit ausübt, un-
terliegt

a) den Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaats, wenn
sie dort einen wesentlichen Teil ihrer Tätigkeit ausübt, oder

b) den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem sich
der Mittelpunkt ihrer Tätigkeiten befindet, wenn sie nicht
in einem der Mitgliedstaaten wohnt, in denen sie einen we-
sentlichen Teil ihrer Tätigkeit ausübt.“
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19 Dass der Rw nach Art 13 Abs 2 VO (EG) 883/2004 in
Österreich als seinem Wohnsitzstaat der Versicherungs-
pflicht unterliegt, ist im Revisionsfall unstrittig (vgl zur hie-
zu maßgeblichen Prognoseprüfung näher Zemann in FS
Sedlacek 119, 129).

20 Damit sind aber – wie auch vom BFG zutreffend er-
kannt – die gesamten revisionsgegenständlichen Sozialver-
sicherungsbeiträge einschließlich derjenigen betreffend die
ausländischen Betriebsstätteneinkünfte als zwingend ange-
fallene Pflichtbeiträge von § 4 Abs 4 lit a EStG 1988 erfasst.

21 Das BFG hat den auf die ausländischen Betriebs-
stätteneinkünfte entfallenden Sozialversicherungsbeiträgen
allerdings mit Hinweis auf die Steuerfreistellung dieser Ein-
künfte durch das DBA Deutschland den Abzug versagt. So-
weit die Sozialversicherungsbeiträge mit den Betriebsstätten-
einkünften in Zusammenhang stünden, für die Deutschland
nach Art 7 DBA Deutschland das Besteuerungsrecht und Ös-
terreich eine Freistellungsverpflichtung habe, seien sie nach
Ansicht des BFG in Österreich nicht als Betriebsausgaben in
Abzug zu bringen, sondern nur im Rahmen des Progressions-
vorbehalts zu berücksichtigen. Die durch das DBA normierte
Freistellung betreffe nämlich die „Einkünfte“ der Betriebs-
stätte, also den Saldo zwischen Betriebseinnahmen und Be-
triebsausgaben.

22 Das BFG hat sohin – grundsätzlich zutreffend – für
Zwecke der Einkommensbesteuerung nach dem EStG 1988
die Einkünfte des in einer in Deutschland gelegenen Be-
triebsstätte entfalteten Gewerbebetriebes nach österreichi-
schem Steuerrecht ermittelt und sodann diese Einkünfte
(samt den anteiligen Pflichtbeiträgen zur Sozialversiche-
rung) in Anwendung des DBA aus dem in Österreich zu
versteuernden Einkommen ausgeschieden und nur für
Zwecke des Progressionsvorbehaltes berücksichtigt. Bei die-
ser Ermittlung der Einkünfte der Betriebsstätte hat es die
anteiligen Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung als Be-
triebsausgaben berücksichtigt.

23 Zwar hat der Gesetzgeber des EStG 1972 und nach-
folgend des EStG 1988 die Pflichtversicherungsbeiträge zur
Sozialversicherung – in Abkehr von deren vorheriger Ein-
stufung als Sonderausgaben – in §§ 4 und 16 zu Aufwen-
dungen gemacht, die bereits bei der Ermittlung derjenigen
Einkünfte in Abzug zu bringen sind, mit denen sie im Zu-
sammenhang stehen (vgl dazu näher VwGH 18. 3. 1991, 90/
14/0265). Diese regelungstechnische Zuordnung zum Be-
reich der Einkünfteermittlung ist aber – wie bereits die
Rechtslage vor dem EStG 1972 zeigt – nicht zwingend,
wenn der Gesetzgeber sich für eine einkommensteuerliche
Berücksichtigung von Sozialversicherungsbeiträgen ent-
scheidet.

24 Wie die Rev zutreffend aufzeigt, besteht die kausale
Verknüpfung bei Pflichtversicherungsbeiträgen in erster Li-
nie zwischen den Beitragsleistungen einerseits und dem
Versicherungsschutz der versicherten Person andererseits.
Pflichtversicherungsbeiträge werden bezahlt, um in den
Versicherungsfällen von Unfällen, Krankheit, Invalidität

oder Alterspension Versicherungsleistungen zu erhalten.
Sie dienen der persönlichen Absicherung der Steuerpflich-
tigen. Der Bezug zum Betrieb besteht demgegenüber nur
darin, dass die betriebliche Tätigkeit Anknüpfungspunkt ei-
ner Versicherungspflicht im Rahmen des GSVG ist und die
erzielten Einkünfte in die Bemessungsgrundlage für die Bei-
tragsleistungen eingehen.

25 Nach dem Gesagten dient die steuerliche Berücksich-
tigung von sozialversicherungsrechtlichen Pflichtbeiträgen
– jedenfalls im Hinblick auf Kranken-, Unfall- und Arbeits-
losenversicherung – der steuerlichen Berücksichtigung per-
sönlicher Verhältnisse der Abgabepflichtigen (zu den Pen-
sionsbeiträgen s Rn 29ff). Die einkommensteuerliche Be-
rücksichtigung persönlicher Verhältnisse von in der EU
grenzüberschreitend tätigen Personen obliegt im Zweifel
dem Ansässigkeitsstaat (vgl dazu EuGH 12. 6. 2003,
C-234/01, Gerritse, Rn 48; 11. 8. 1995, C-80/94, Wielockx,
Rn 27; sowie M Lang, RIW 2005, 336ff, 342f mwN).

26 Im gegenständlichen Fall hat das BFG die Feststellung
getroffen, dass Deutschland im Rahmen der beschränkten
Steuerpflicht für den Betriebsstättengewinn die betreffen-
den Zahlungen in die Pflicht-Sozialversicherung – sie be-
treffen die Person des Rw – nicht berücksichtigt.

27 Wenn das nationale Einkommensteuerrecht eines
Mitgliedstaats in Bezug auf die im Mitgliedstaat ansässigen
Personen die steuermindernde Berücksichtigung persönli-
cher Verhältnisse vorsieht, so darf der Mitgliedstaat, soweit
eine Deckung in dem ihm zukommenden Steueranspruch
besteht, diese Berücksichtigung der persönlichen Verhält-
nisse unionsrechtlich nicht einseitig zurücknehmen, weil
die Person ihre wirtschaftliche Betätigung auch in einem
anderen Mitgliedstaat ausübt oder ausgeübt hat (VwGH
20. 12. 2016, Ro 2015/15/0010, unter Hinweis auf EuGH
12. 12. 2002, C-385/00, F W L de Groot, Rn 98 ff, EuZW
2003, 114 ff mit ausführlicher Urteilsanmerkung). Es be-
steht unionsrechtlich die primäre Verpflichtung des Ansäs-
sigkeitsstaats, die persönlichen Verhältnisse der grenzüber-
schreitend Tätigen in gleicher Weise zu berücksichtigen wie
jene der ausschließlich im Mitgliedstaat Tätigen. Dieser
Verpflichtung kann sich der Mitgliedstaat nicht dadurch
entledigen, dass er Aufwendungen, die den persönlichen
Bereich der Steuerpflichtigen betreffen, zwar als einkom-
mensmindernd anerkennt, sie aber durch eine ausdrückli-
che gesetzliche Anordnung dem Bereich der Gewinnermitt-
lung (als Betriebsausgabe) zuordnet.

28 Die Niederlassungsfreiheit gebietet es daher, grund-
sätzlich auch jenen Teil der Pflichtversicherung in der So-
zialversicherung des Rw, welcher der gewerblichen Tätig-
keit im Rahmen des in Deutschland gelegenen Gewerbebe-
triebes (Einzelunternehmen) zugeordnet werden kann und
dort keine steuerliche Berücksichtigung gefunden hat, von
dem in Österreich zu besteuernden Einkommen in Abzug
zu bringen (zu den Pensionsbeiträgen s Rn 29ff). Als Folge
dessen können aber diese Sozialversicherungsbeiträge bei
der für Zwecke des Progressionsvorbehalts erforderlichen
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– nach österr Recht vorzunehmenden – Ermittlung des Ge-
winnes des in Deutschland gelegenen Gewerbebetriebes
nicht (zusätzlich) in Abzug gebracht werden.

29 Dies gilt im Ergebnis schon aus innerstaatlichen
Gründen gleichermaßen für die revisionsgegenständlichen
Pensionsbeiträge, weshalb es im Revisionsfall dahingestellt
bleiben kann, ob sie – ungeachtet des Umstandes, dass mit
ihnen in Form späterer Pensionszahlungen auch eine neue
Einkunfts- und damit Steuerquelle begründet wird – über-
haupt noch unter die vom Ansässigkeitsstaat zu berücksich-
tigenden „persönlichen Verhältnisse“ im unionsrechtlichen
Sinne fallen.

30 Pensionen aus der gesetzlichen Sozialversicherung gem
§ 25 Abs 1 Z 3 lit a EStG 1988 zählen zu den Einkünften aus
nichtselbständiger Arbeit, für die Österreich im Revisionsfall
– bei unveränderter Sachlage im Zeitpunkt des Pensionsan-
tritts – nach Art 18 DBA Deutschland auch das Besteue-
rungsrecht zukäme (vgl zum österreichischen Besteuerungs-
recht im Revisionsfall einerseits Art 18 Abs 1 DBA Deutsch-
land, der auf den Ansässigkeitsstand abstellt, und Abs 2 der
den Staaten – abweichend vom OECD Musterabkommen –

das Besteuerungsrecht für ihre Sozialversicherungspensionen
belässt). Die Pensionsbeiträge begründen also eine künftige
(und in Österreich auch steuerpflichtige) Einkunftsquelle,
weshalb die solchen Pensionen zugrundeliegenden Beitrags-
zahlungen insofern vorweggenommene Erwerbsaufwendun-
gen darstellen und abzugsfähig sind.

31 Wie der VwGH bereits im Erk vom 20. 4. 2006, 2004/
15/0038, mit Hinweis auf VfGH 30. 6. 1984, G 101/84, aus-
gesprochen hat, würde es dem Sachlichkeitsgebot wider-
streiten, Beiträge, die zu Einkünften in Form von Pensionen
aus der gesetzlichen Sozialversicherung gem § 25 Abs 1 Z 3
lit a EStG 1988 führen, im Ergebnis vom Abzug auszu-
schließen. Pflichtbeiträge zur Pensionsversicherung zählen
gem § 4 Abs 4 lit a EStG 1988 zu den Betriebsausgaben und
werden dadurch einkommensmindernd berücksichtigt.
Wenn aber das Betriebsergebnis, dem die Pflichtbeiträge
zuzuordnen sind, im Einzelfall im Einkommen nicht erfasst
werden kann (etwa weil – wie hier – das DBA eine Steuer-
befreiung anordnet) und im Quellenstaat keine steuerliche
Berücksichtigung erfolgt, muss dennoch die einkommens-
mindernde Berücksichtigung der Pensionsbeiträge über ei-
ne entsprechende Zuordnung zu den inländischen Einkünf-
ten gewährleistet sein.

32 In einer Konstellation wie dem Revisionsfall, wo also
– nach den Feststellungen des BFG – im Quellenstaat keine
steuerliche Berücksichtigung von Pensionsbeiträgen erfolgt,
muss daher die einkommensmindernde Berücksichtigung
der Pensionsbeiträge auch schon auf der Grundlage des ori-
ginär innerstaatlichen Rechts in Österreich gewährleistet
werden, weshalb den gem § 4 Abs 4 lit a EStG 1988 zu
den Betriebsausgaben zählenden Pflichtbeiträgen zur Pen-
sionsversicherung ihre steuerliche Wirksamkeit durch An-
wendung der DBA Freistellungsmethode nicht genommen
werden darf.

Anmerkung:
1. Das Wesen von (Pflicht)Sozialversicherungsbeiträgen
ist – in einkommensteuersystematischer Hinsicht – gar
nicht einfach zu fassen. Pflichtversicherungsbeiträge
werden bezahlt, um in Versicherungsfällen von Unfällen,
Krankheit, Invalidität oder Alterspension Versicherungs-
leistungen zu erhalten. Sie dienen damit der persönlichen
Absicherung der Steuerpflichtigen. Allerdings besteht
auch eine zwingende Konditionalität zu den laufend er-
wirtschafteten Einkünften selbst. Sie sind – im Falle einer
staatlichen Pflichtversicherung – notwendige Nebenkos-
ten eines Marktauftritts von selbstständig Erwerbstätigen.
Umgekehrt ist die betriebliche Tätigkeit Anknüpfungs-
punkt und Voraussetzung der obligatorischen Versiche-
rungspflicht im Rahmen des GSVG (ohne Erwerbstätigkeit
keine Pflichtversicherung) und bestimmen die laufend
erzielten Einkünfte die Bemessungsgrundlage für die
Beitragsleistungen.
2. Die steuersystematische Einordnung von Pflichtbeiträ-
gen im österreichischen EStG schwankte demnach auch
in der Vergangenheit. Während sie bis vor dem EStG 1972
als Ausgaben der persönlichen Sphäre vom Gesetzge-
ber zu den Sonderausgaben gezählt wurden, änderte
sich der Fokus des Gesetzgebers mit dem EStG 1972 und
werden sie seitdem den Betriebsausgaben bzw Wer-
bungskosten gesetzlich zugeordnet. In den ErläutRV des
EStG 1972 wird diese Neuzuordnung damit begründet,
dass die Pflichtbeiträge „bei einer beruflichen Tätigkeit im
Rahmen einer der ersten drei Einkunftsarten zwingend
anfallen“, weshalb sie in systemgerechter Weise „als
durch den Betrieb veranlaßt anzusehen“ seien. Als ge-
setzlichen Pflichtbeiträgen können ihnen die Versicher-
ten nicht entgehen, wenn sie am Markt erwerbstätig
auftreten. Sie sind zwingende Nebenkosten ihres Markt-
auftritts, was auch ihre Zuordnung zu den Betriebsaus-
gaben vor dem Hintergrund der Systematik des österrei-
chischen Einkommensteuergesetzes rechtfertigt. Insge-
samt kann man steuerwissenschaftlich vielleicht am
treffendsten von einem hybriden Charakter der
Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung sprechen, der
einerseits durch einen engen Zusammenhang zur lau-
fenden Erwerbstätigkeit sowie den daraus erzielten
Markteinnahmen und andererseits durch deren zentrale
Bedeutung für die persönliche Absicherung der Abga-
bepflichtigen gegen elementare Vorsorgerisiken ihrer
persönlichen Sphäre gekennzeichnet wird.
3. Im Revisionsfall wurde nun erstmals die Frage aufge-
worfen, was sich aus diesem hybriden Charakter für die
Frage einer steuerrechtlichen Berücksichtigungspflicht
von Sozialversicherungsbeiträgen auf Auslandsein-
künfte ergibt, wenn der Quellenstaat seinerseits deren
steuerliche Berücksichtigung verweigert. Muss der An-
sässigkeitsstaat diesfalls die Absetzbarkeit sicherstellen?
Erstaunlicherweise hat das BFG zu dieser zentralen
steuerlichen Fragestellung des Revisionsfalls keine Rev
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zugelassen, weshalb der Fall im Wege einer aoRev an den
VwGH herangebracht werden musste.
4. Nach der Rsp des EuGH obliegt die einkommen-
steuerliche Berücksichtigung persönlicher Verhält-
nisse von in der EU grenzüberschreitend tätigen Perso-
nen im Zweifel dem Ansässigkeitsstaat, während der
Abzug von mit Einnahmen verbundenen Ausgaben dem
jeweiligen Besteuerungsstaat unterliegt. Welche persön-
lichen Abzüge ein Steuersystem dabei in welcher Höhe
zulassen soll, dazu hat der EuCH in der Rs de Groot keine
inhaltlichen Vorgaben gemacht. Dies sei – so seine Ant-
wort auf die zweite Vorlagefrage – Sache des Wohnsitz-
staates unter der einzigen Bedingung der Gleichstellung
der Abgabepflichtigen mit Auslandseinkünften mit de-
nen mit ausschließlichen Inlandseinkünften. Hinsichtlich
der revisionsgegenständlichen Pflichtbeiträge zu Kran-
ken-, Unfall- und Arbeitslosenversicherung hat der
VwGH – angesichts deren Versicherungsschutzes gegen
zentrale persönliche Risiken – keine Zweifel daran ge-
habt, dass darin jedenfalls auch eine Berücksichtigung
der persönlichen Verhältnisse der Abgabepflichtigen
iS der skizzierten Rechtsprechungslinie des EuGH zum
Ausdruck kommt, die eine solche Verantwortung des
Ansässigkeitsstaates auslöst.
5. In diesem Zusammenhang kann auch bereits auf das
Urteil des EuGH vom 19. 11. 2009, C-314/08, Filipiak, ver-
wiesen werden. In diesem Fall hatte ein polnischer
Steuerpflichtiger, der in den Niederlanden selbstständig
erwerbstätig und nach dem europäischen sozialversi-
cherungsrechtlichen Koordinierungsrecht dort sozial-
und krankenversicherungspflichtig war, in seinem
Wohnsitzstaat eine steuerliche Berücksichtigung der von
ihm an den niederländischen Sozialversicherungsträger
bezahlten Pflichtbeiträge beantragt. Dies wurde ihm von
der polnischen Finanzverwaltung verwehrt, weil nur in-
ländische Pflichtbeitragsleistungen im polnischen Ein-
kommensteuergesetz als abzugsfähige Aufwendungen
genannt seien und die niederländischen Pflichtbeiträge
demnach nicht die gesetzlichen Voraussetzungen des
polnischen Einkommensteuerrechts erfüllten. In dieser
Nichtberücksichtigung ausländischer obligatorischer
Sozialversicherungsbeiträge sah der EuGH – angesichts
der grundsätzlichen Berücksichtigung solcher Pflichtbei-
träge im polnischen Einkommensteuerrecht – eine Be-
einträchtigung von Niederlassungs- und Dienstleis-
tungsfreiheit.
6. Die unionsrechtliche Einordnung von Pensionsbei-
trägen unter die vom Ansässigkeitsstaat zu berücksich-
tigenden „persönlichen Verhältnisse“ ließ der VwGH im
vorgestellten Erk hingegen offen, weil mit ihnen über die
persönliche Absicherung hinaus in Form späterer Pen-
sionszahlungen strukturell auch eine neue weitere Ein-
kunfts- und damit Steuerquelle begründet wird, die eine
andere Einordnung denkbar erscheinen lassen könnte.
Allerdings leitete der VwGH – im Wege einer Art Kohä-

renzprüfung der österr Steuerrechtsordnung – aus der
Steuerbarkeit von Pensionsleistungen in Österreich auch
eine korrespondierende steuerliche Absetzbarkeit von
Pensionsbeiträgen ab, womit auch schon originär inner-
staatlich für Pensionsbeiträge eine Letztverantwortung
des Ansässigkeitsstaates bestehe und die unionsrechtli-
che Einordnung eben dahingestellt bleiben konnte.
7. Im Ergebnis hat der VwGH mit dem vorliegenden Erk
eine wichtige Entscheidung für die den europäischen
Binnenmarkt nutzenden und in Österreich ansässigen
Bürger:innen getroffen. Abgabepflichtige, die die
Grundfreiheiten des EU-Binnenmarkts nutzen, um auch
im Ausland Erwerbseinkünfte zu erzielen, müssen nicht
fürchten, allein deswegen die steuerliche Absetzbarkeit
ihrer Pflichtbeiträge zu verlieren, während Österreich als
Ansässigkeitsstaat bei einem Verbleib im Inland für die
vollen Pflichtbeiträge eine steuerliche Absetzbarkeit ge-
währt hätte.
8. Für Deutschland stellt sich freilich – unabhängig von
der vom VwGH judizierten Letztverantwortung Öster-
reichs als Ansässigkeitsstaat – die Frage, ob die Nichtbe-
rücksichtigung der auf die deutsche Betriebsstätte ent-
fallenden Sozialversicherungsbeiträge nicht bereits auf
Seiten des Quellenstaates (der im Revisionsfall ja das Be-
steuerungsrecht hat) einen Verstoß gegen das Unions-
recht darstellt. Die Verantwortung Österreichs als An-
sässigkeitsstaat würde diesfalls zurücktreten. Im Revi-
sionsfall hat das BFG dazu – auf Basis der deutschen ge-
satzten Rechtslage – die Feststellung getroffen, dass
Deutschland im Rahmen der beschränkten Steuerpflicht
für den Betriebsstättengewinn die betreffenden Zahlun-
gen in die Pflicht-Sozialversicherung steuerlich nicht be-
rücksichtigt. Ob sich diese Einschätzung vor dem Hinter-
grund der Rsp des EuGH tatsächlich aufrechterhalten
lässt, ist aber fraglich (vgl etwa EuGH 6. 12. 2018, C-480/
17, Montag). Insofern wird hierzu im Verhältnis zu
Deutschland auch die weitere Rechtsprechungsentwick-
lung des BFH genau zu beobachten sein.

FRANZ PHILIPP SUTTER
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Zur Einsicht in Unterlagen
verlassenschaftszugehöriger Gesellschaften
durch erbantrittserklärte Erben
ZIVILRECHT

§ 22 AußStrG; § 219 Abs 1 ZPO; § 26h Abs 2 UWG
Hat eine Partei eine Erbantrittserklärung abgegeben, so hat diese im Verlassenschaftsverfahren das
Recht auf Akteneinsicht nach § 22 AußStrG iVm § 219 Abs 1 ZPO. Der verfahrensrechtliche Geheim-
nisschutz des § 26h UWG stellt keine sondergesetzlich geregelte Grundlage zur Einschränkung des
einer Partei gem § 22 AußStrG iVm § 219 Abs 1 ZPO zustehenden Rechts auf Akteneinsicht im Ver-
lassenschaftsverfahren dar. Erbantrittserklärten Erben kann daher die Einsicht in das Verfahren ein-
gebrachter Unterlagen von verlassenschaftszugehörigen Gesellschaften nicht verwehrt werden.
OGH 30. 5. 2022, 2 Ob 68/22x

Sachverhalt:
Der Verstorbene hinterlässt nach seinem Tod die Witwe,
zwei mj Kinder und einen volljährigen Sohn aus erster
Ehe sowie ein Kodizill, wonach sämtliche seine Gesell-
schaftsanteile seinen Kindern, die Mehrheit aber dem voll-
jährigen Sohn zukommen soll. Die Hinterbliebenen haben
im Verlassenschaftsverfahren jeweils bedingte Erbantritts-
erklärungen abgegeben, wobei die Witwe auf allfällige
Pflichtteilsergänzungsansprüche in Bezug auf die Gesell-
schaftsanteile verzichtet hat.

Im Verfahren ist für die Vertretung der mj Kinder ein
Kollisionskurator, für die Wahrnehmung der Gesellschaf-
terrechte der Verlassenschaft ein Verlassenschaftskurator
und zur Ermittlung des Verkehrswertes der verlassen-
schaftszugehörigen Gesellschaftsanteile ein Sachverständi-
ger bestellt worden. Dem volljährigen Sohn, dem Sachver-
ständigen, aber auch den Kuratoren sind Planbilanzen und
Prognoserechnungen der verlassenschaftszugehörigen Ge-
sellschaften zur Verfügung gestanden, die der Sachverstän-
dige in seinem Gutachten berücksichtigt und der Kolli-
sionskurator dem Gericht per E-Mail übermittelt hat.

Die Witwe hat, weil die Beteiligten ihr die Übermittlung
der Unterlagen verweigert hatten, bei Gericht die Einsicht-
nahme in den Verlassenschaftsakt begehrt. Die Vorinstanzen
haben die mit E-Mail des Kollisionskurators übermittelten
Planbilanzen und Prognoserechnungen von der Aktenein-
sicht mit der Begründung ausgenommen, dass zwischen
den Vermächtnisnehmern und den Erben eine einem Zivil-
prozess durchaus vergleichbare Situation gegeben sei, sodass
§ 26h UWG zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen im Ver-
lassenschaftsverfahren anzuwenden sei. Das RekG hat den
RevRek zur bislang unbeantworteten Rechtsfrage zugelassen,
ob § 26h Abs 2 UWG auch in Verlassenschaftsverfahren an-
zuwenden ist. Der OGH hat dem oRevRek der Witwe Folge
gegeben und die Entscheidung dahingehend abgeändert, dass
der Witwe auch die Einsicht in die mit E-Mail übermittelten
Planbilanzen und Prognoserechnungen zu gewähren ist.

Aus den Entscheidungsgründen:
Gem § 219 Abs 1 ZPO können die Parteien in sämtliche
ihre Rechtssache betreffenden, bei Gericht befindlichen Ak-
ten (Prozessakten) mit Ausnahme der Entwürfe zu Urteilen
und Beschlüssen, der Protokolle über Beratungen und Ab-
stimmungen des Gerichts und solcher Schriftstücke, welche
Disziplinarverfügungen enthalten, Einsicht nehmen und
sich davon auf ihre Kosten Abschriften (Kopien) und Aus-
züge (Ausdrucke) erteilen lassen. [. . .] Nach stRsp wird der
potentielle Erbe mit der Abgabe seiner Erbantrittserklärung
Partei des Verlassenschaftsverfahrens (OGH 2 Ob 28/21p
Rz 6 mwN). Die Parteistellung der Witwe liegt daher un-
zweifelhaft vor. [. . .] Beschränkungen dieses Rechts sind
nur in sehr geringem Umfang möglich und bedürfen einer
besonderen gesetzlichen Regelung. Die in § 219 Abs 1 ZPO
normierten Ausnahmen sind daher, soweit nicht sonderge-
setzliche Regelungen bestehen, wie durch das Datenschutz-
gesetz oder bei der Inkognitoadoption, als taxative Aufzäh-
lung zu verstehen (RS0110043). [. . .]

Die Vorinstanzen haben aber in § 26h Abs 2 UWG eine
sondergesetzliche Ausnahme erblickt. § 26h Abs 2 UWG
lautet: „Das Gericht hat auf Antrag oder von Amts wegen
Maßnahmen zu treffen, dass der Verfahrensgegner und Drit-
te keine Informationen über das Geschäftsgeheimnis erhal-
ten, welche über ihren bisherigen diesbezüglichen Wissens-
stand hinausgehen. Die allenfalls zu treffenden Maßnahmen
können auch umfassen, dass die Offenlegung des behaupteten
Geschäftsgeheimnisses nur gegenüber einem vom Gericht be-
stellten Sachverständigen erfolgt. Der bestellte Sachverständi-
ge ist anzuweisen, dem Gericht eine Zusammenfassung vor-
zulegen, die keine vertraulichen Informationen über das Ge-
schäftsgeheimnis enthält. Darüber hinaus hat er dem Gericht
zur Beurteilung sämtliche Unterlagen, den Befund und das
Gutachten zu den Geschäftsgeheimnissen vorzulegen und Ge-
schäftsgeheimnisse als solche zu kennzeichnen. Diese Akten-
bestandteile sind vom Recht auf Akteneinsicht ausgenom-
men. Das Gericht hat unbeschadet des Abs 3 diese schriftli-
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chen Aufzeichnungen über ein Geschäftsgeheimnis in einem
gesonderten Aktenteil zu verwahren, der weder dem Verfah-
rensgegner noch Dritten zugänglich ist.“ Die Bestimmung
wurde durch BGBl I 2018/109 eingefügt, dient der Umset-
zung des Art 9 der RL (EU) 2016/943 über den Schutz ver-
traulichen Know-hows und vertraulicher Geschäftsinfor-
mationen (Geschäftsgeheimnisse) vor rechtswidrigem Er-
werb sowie rechtswidriger Nutzung und Offenlegung, ABl
L 157 vom 15. 6. 2016 (GG-RL) und soll spezielle verfah-
rensrechtliche Bestimmungen über den Schutz von Ge-
schäftsgeheimnissen sowohl des Kl als auch des Bekl regeln
(ErläutRV 375 BlgNR 26. GP 7). [. . .]

Nach der RL ist der verfahrensrechtliche Geschäftsge-
heimnisschutz nur dann zu gewähren, wenn es sich um
ein Verfahren handelt, das den rechtswidrigen Erwerb,
die rechtswidrige Nutzung oder Offenlegung eines Ge-
heimnisses zum Gegenstand hat. Die Norm ist daher nicht
anwendbar, wenn das Geschäftsgeheimnis nur beiläufig zu
Tage tritt. Es werden lediglich Verfahren nach § 26c
UWG erfasst, bei denen die rechtswidrige Erlangung oder
Verwendung des Geschäftsgeheimnisses den Verfahrens-
gegenstand an sich bildet (Thiele in Wiebe/Kodek,
UWG2 § 26h Rz 10; Rassi, Prozessualer Vertraulichkeits-
schutz – Zur Umsetzung der Geschäftsgeheimnisrichtlinie
im Verfahrensrecht, ipCompetence 2019/21, 28). Gerade
in jenen Verfahren, die die Richtlinie vor Augen hat, ist
es erforderlich, die Art der Information zu bewerten, die
Gegenstand des Rechtsstreits ist. Inhaber von Geschäftsge-
heimnissen sollen aber aufgrund der Notwendigkeit der
Prüfung im Gerichtsverfahren nicht von der gerichtlichen
Durchsetzung abgeschreckt werden (GG-RL ErwGr 24f).
Eine Ausdehnung auf Verfahren, die nicht der Wahrung
und Durchsetzung von Geschäftsgeheimnissen dienen,
lässt sich aus diesem Normzweck daher nicht ableiten.
In solchen Verfahren kommen die ohnehin zur Wahrung
von Geschäftsgeheimnissen vorhandenen allgemeinen Re-
geln (§ 298 Abs 2, § 305 Z 4, § 321 Abs 1 Z 5, § 380
Abs 1 ZPO) zur Anwendung.

Aber auch systematisch-logische Erwägungen sprechen
für dieses Ergebnis. Hätte der Gesetzgeber eine generelle,
über den Regelungsbereich der GG-RL hinausgehende An-
wendung auch in anderen Verfahren intendiert, wäre eine
Regelung in den allgemeinen Verfahrensgesetzen und nicht
im Rahmen wettbewerbsrechtlicher Sondervorschriften zur
Durchsetzung von Geschäftsgeheimnissen zu erwarten ge-
wesen.

Als Zwischenergebnis ist daher festzuhalten: Der verfah-
rensrechtliche Geheimnisschutz des § 26h UWG ist auf
Verfahren beschränkt, die den rechtswidrigen Erwerb, die
rechtswidrige Nutzung oder Offenlegung eines Geheimnis-
ses gem §§ 26c ff UWG zum Gegenstand haben. Die Be-
stimmung stellt daher keine sondergesetzlich geregelte
Grundlage zur Einschränkung des einer Partei gem § 22
AußStrG iVm § 219 Abs 1 ZPO zustehenden Rechts auf
Akteneinsicht im Verlassenschaftsverfahren dar.

Soweit sich die Kuratoren sowie der erwachsene Sohn
daher darauf berufen, durch die Zugänglichmachung der
Unterlagen gegen Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse zu
verstoßen, wäre es ihnen offengestanden, die Urkundenvor-
lage allenfalls gem § 35 AußStrG iVm § 305 Z 4 ZPO zu
verweigern. Wurden die Unterlagen aber ins Verfahren ein-
gebracht, besteht keine Grundlage dafür, dass der maßge-
bende Prozessstoff nur einem Sachverständigen zugänglich
gemacht wird und sich dieser im Verfahren lediglich über
die von ihm gezogenen Schlüsse äußert (vgl RS0119631).

Anmerkung:
Aus der vorliegenden Entscheidung sind ganz wesentliche
Erkenntnisse zu Verlassenschaftsverfahren mit verlassen-
schaftszugehörigen Gesellschaften unter Beteiligung von
Kuratoren zu gewinnen. Drei wesentliche Rechtsfragen
sind dabei besonders bemerkenswert, nämlich, ob einer
antrittserklärten Erbin die Einsicht in Unterlagen verlas-
senschaftszugehöriger Gesellschaften wegen vermeintli-
chen Geschäftsgeheimnissen verwehrt werden darf, ob
die Vorlage von Urkunden wegen Geschäftsgeheimnissen
im Verlassenschaftsverfahren – durch Kuratoren und erb-
antrittserklärte Erben bzw Vermächtnisnehmer – verwei-
gert werden darf und ob die beteiligten Kuratoren ge-
genüber erbantrittserklärten Erben zur Verschwiegenheit
verpflichtet sind. Zu letzterem hat der OGH wegen man-
gelnder verfahrensrechtlicher Relevanz keine Stellung
genommen. Die Entscheidung gibt Anlass, diese drei
Rechtsfragen im Einzelnen näher zu erörtern:
I. Uneingeschränkte Akteneinsicht von erbantrittser-
klärten Erben
Der OGH hat mit der vorliegenden Entscheidung den
Anwendungsbereich des verfahrensrechtlichen Geheim-
nisschutzes nach § 26h UWG klargestellt; dabei insb völ-
lig zutr bestätigt, dass die Wahrung der Vertraulichkeit
von Geschäftsgeheimnissen nach dem UWG nicht für je-
des Verfahren gegeben ist, vielmehr nur auf Verfahren
beschränkt ist, wo der rechtswidrige Erwerb, die rechts-
widrige Nutzung und/oder die rechtswidrige Offenle-
gung von Geschäftsgeheimnissen den Streitgegenstand
ausmacht. So wurde dies bislang auch von der Lehre
gebilligt (Thiele inWiebe/Kodek, UWG2 § 26h Rz 10 [Stand
1. 2. 2020, rdb.at]; Rassi, Prozessualer Vertraulichkeits-
schutz – Zur Umsetzung der Geschäftsgeheimnisrichtlinie
im Verfahrensrecht, ipCompetence 2019/21, 28). Der
Rechtsanwender hat sich insofern an die Bestimmung des
§ 26c UWG zu halten, die den rechtswidrigen Erwerb, die
rechtswidrige Nutzung und die rechtswidrige Offenle-
gung begrifflich definiert. Es reicht nicht aus, dass ein
Geschäftsgeheimnis beiläufig in einem Verfahren auftritt
(Thiele in Wiebe/Kodek, UWG2 § 26h Rz 10 [Stand
1. 2. 2020, rdb.at]). Der Rechtsansicht des OGH, dass im
Verlassenschaftsverfahren einem erbantrittserklärten Er-
ben die Akteneinsicht wegen vermeintlichen Geschäfts-
geheimnissen nicht verweigert werden darf, ist so zuzu-
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stimmen. Des Weiteren hat der OGH auch völlig zutr
entschieden, dass es für die Akteneinsicht von erban-
trittserklärten Erben nichts ausmacht, wenn davon die
Unterlagen verlassenschaftszugehöriger und voraus-
vermachter Gesellschaften betroffen sind. So hat viel-
mehr der Vermächtnisnehmer für die Einsichtnahme in
den Verlassenschaftsakt ein rechtliches Interesse darzu-
tun (Klauser/Kodek, JN – ZPO18 § 219 ZPO E 44 [Stand
1. 9. 2018, rdb.at]).
II. Verweigerung der Urkundenvorlage im Verlassen-
schaftsverfahren
Entgegen der Rechtsansicht des OGH ist im Verlassen-
schaftsverfahren mE die Verweigerung der Vorlage von
Urkunden über verlassenschaftszugehörige Gesellschaf-
ten nach § 35 AußStrG iVm § 305 Z 4 ZPO nicht – zu-
mindest ohne Weiteres – möglich, weil § 304 ZPO unge-
achtet allfälliger Geschäftsgeheimnisse eine unbedingte
Vorlageverpflichtung normiert, wenn es sich etwa um
eine gemeinschaftliche Urkunde handelt. Eine gemein-
schaftliche Urkunde liegt insb dann vor, wenn die Ur-
kunde im Interesse des die Vorlage begehrenden Be-
weisführers oder dessen Rechtsvorgängers errichtet
wurde (Kodek in Fasching/Konecny III/13 § 304 ZPO Rz 17
[Stand 1. 8. 2017, rdb.at]). Vor dem Hintergrund, dass die
meisten Urkunden verlassenschaftszugehöriger Gesell-
schaften im Interesse des Verstorbenen als Gesellschafter,
damit der Rechtsvorgänger der Erben, bzw der Verlas-
senschaft als Gesellschafterin errichtet werden, können
mE erbantrittserklärte Erben wechselseitig die Vorlage
von Unterlagen mit der Begründung des Vorliegens von
Geschäftsgeheimnissen nicht verweigern. Das gilt auch
dann, wenn die die Unterlagen betreffenden Sachen, also
die Gesellschaftsanteile, vorausvermacht sind, weil der
Vermächtnisnehmer nur einen schuldrechtlichen An-
spruch erwirbt, den dieser erst gegenüber den Erben in
einem streitigen Verfahren durchzusetzen hat. Ganz im
Gegenteil: Der Gesetzgeber gewährt bei „Vermögens-
auseinandersetzungen in Erbsachen“ in § 215 UGB die
Möglichkeit eines Vorlageantrags. So kann das Gericht
während oder vor einem Rechtsstreit auf Antrag oder von
Amts wegen – unabhängig von Geheimhaltungsinteres-
sen des Buchführungspflichtigen – den Auftrag erlassen,
sämtliche Bücher iSd § 190 UGB vorzulegen (Steiner in
Straube/Ratka/Rauter, UGB II/RLG3 § 215 Rz 2 und 9
[Stand 1. 6. 2017, rdb.at]). Der Begriff „Bücher“ ist so weit
zu verstehen, dass davon alle Aufzeichnungen betroffen
sind, die nach den Grundsätzen der ordnungsgemäßen
Buchführung notwendig sind, die Geschäftsvorfälle zu
dokumentieren und den Jahresabschluss zu erstellen;
dazu zählen eben fast alle unternehmensbezogenen Un-
terlagen (Gelter in Straube/Ratka/Rauter, UGB II/RLG3

§ 190 Rz 7 [Stand 1. 6. 2017, rdb.at]).
III. Verschwiegenheitspflichten von Kuratoren
Des Weiteren geht aus der vorliegenden Entscheidung
auch die unbeantwortete Frage auf, ob Kuratoren zur

Verschwiegenheit gegenüber Erben berechtigt und ver-
pflichtet sind. So hat der Gesetzgeber erst mit dem
2. ErwSchG in § 282 Abs 1 ABGB eine Verschwiegen-
heitsverpflichtung für Kuratoren normiert. Der Kurator ist
nach § 282 Abs 1 ABGB mit Ausnahme gegenüber dem
Gericht zur Verschwiegenheit über alle ihm in Ausübung
seiner Funktion anvertrauten oder bekannt gewordenen
Tatsachen verpflichtet. Nach § 248 Abs 3 ABGB, der auf
Erwachsenenvertreter zugeschnitten ist, aber auf deren
Anwendung § 282 Abs 1 ABGB verweist, ist der Kurator
dann nicht zur Verschwiegenheit verpflichtet, wenn die
vertretene Person den Kurator entbindet, die vertretene
Person gesetzlich oder vertraglich zur Offenlegung ver-
pflichtet ist oder die Offenlegung zur Wahrung des
Wohles der vertretenen Person erforderlich ist. Weil die
vertretene Person bei der Verlassenschaftskuratel die
Verlassenschaft und bei der Kollisionskuratel der mj Erbe
ist, ist eine Unterscheidung der Kuratorentypen geboten:
Den Kollisionskurator können die mj Erben als vertretene
Personen von seinen Verschwiegenheitspflichten entbin-
den, sofern diese entscheidungsfähig sind. Überdies kann
auch die Zusammenarbeit zwischen Kollisionskurator und
Elternteilen als erbantrittserklärte Erben zur bestmögli-
chen Durchsetzung der Rechte der mj Erben eine Ver-
schwiegenheit des Kollisionskurators obsolet machen
(Parapatits in Kletečka/Schauer, ABGB-ON1.03 § 248 Rz 10
[Stand 1. 8. 2019, rdb.at]). Überdies bedeutet die Bestel-
lung eines Kollisionskurators einen Eingriff in die Obsor-
gerechte von Elternteilen, sodass eine Wertungsparallele
zu den Rechten von nicht obsorgeberechtigten Elterntei-
len gegenüber obsorgeberechtigten Elternteilen geboten
ist. So haben nicht obsorgeberechtigte Elternteile nach
§ 189 Abs 1 Z 1 und Abs 3 ABGB Informations- und sogar
Äußerungsrechte gegenüber obsorgeberechtigten El-
ternteilen in wichtigen und minderwichtigen Angelegen-
heiten. Diese Rechte bestehen nur dann nicht, wenn sie
das Wohl des Kindes gefährden oder rechtsmissbräuchlich
ausgeübt werden (Deixler-Hübner in Kletečka/Schauer,
ABGB-ON1.07 § 189 Rz 10 [Stand 15. 1. 2021, rdb.at]). Wel-
che Angelegenheiten damit konkret gemeint sind, sagt
das Gesetz unter demonstrativem Verweis auf die Maß-
nahmen nach § 167 Abs 2 und 3 ABGB nicht. Jegliche
Prozesshandlungen in einem Verlassenschaftsverfahren
werden in den meisten Fällen als wichtige Angelegenheit
zu werten sein. Es kann daher auch aus § 189 Abs 1 Z 1
und Abs 3 ABGB per analogiam eine gesetzliche Offenle-
gungsverpflichtung des Kollisionskurators gegenüber
dem Elternteil abgeleitet werden, die Verschwiegenheits-
pflichten des Kollisionskurators gegenüber erbantrittser-
klärten Erben als Elternteile beseitigen. Gegenüber ande-
ren Erben, die keine Elternteile sind, wird eine Verschwie-
genheitsverpflichtung des Kollisionskurators in den meis-
ten Fällen zu bejahen sein.
Die Entbindung des Verlassenschaftskurators von seinen
Verschwiegenheitspflichten kommt mE nur durch das
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Gericht in Frage, weil die Erben aufgrund der Kuratoren-
bestellung das Recht auf gemeinschaftliche Verwaltung
und Vertretung nach § 810 Abs 1 ABGB verloren haben
und die Verlassenschaft als juristische Person ohne eines
Organwalters nicht handeln kann. Für dieses Verständnis
spricht auch, dass der Verlassenschaftskurator nach § 282
Abs 1 ABGB „mit Ausnahme gegenüber dem Gericht“ zur
Verschwiegenheit verpflichtet ist, unter der Aufsicht des
Gerichtes steht, den Weisungen des Gerichtes unterliegt
und das Gericht jederzeit die zur Sicherung des Wohles
notwendigen Verfügungen treffen kann. ME sprechen
aber auch gute Gründe dafür, dass das Wohl der Verlas-
senschaft Verschwiegenheitspflichten des Kurators ge-
genüber erbantrittserklärten Erben obsolet macht und
sogar aus der Aufgabenerfüllung des Verlassenschafts-
kurators eine Offenlegungsverpflichtung gegenüber
erbantrittserklärten Erben abzuleiten ist: So handelt der
Verlassenschaftskurator im Namen der Verlassenschaft,
aber materiell für den oder die späteren wahren Erben
(RIS-Justiz RS0007737 [T 2]). Bei der Interessenwahrneh-

mung der Verlassenschaft hat der Verlassenschaftskura-
tor sogar die Meinungen der potenziellen bzw antritts-
erklärten Erben unter Setzung von Fristen einzuholen
und zu berücksichtigen (Mondel, Das Recht der Kurato-
ren3 [2021] Rz 11.83). Wenn der Verlassenschaftskurator
etwa bei der Verwaltung von Geschäftsanteilen oder Ka-
pitalanteilen durch gesellschaftsrechtliche Informations-
und Auskunftsansprüche der Verlassenschaft gegenüber
den Gesellschaften zu wesentlichen Erkenntnissen ge-
langt, so kann er diese nicht gegenüber denjenigen ver-
schweigen, die ohne dem Verlassenschaftskurator diese
Ansprüche durchzusetzen berechtigt wären, in dessen
Vermögen sich das Handeln des Verlassenschaftskurators
letztlich (nach der Einantwortung) auswirkt und die oh-
nedies nach der Einantwortung auch gesellschaftsrecht-
liche Informations- und Auskunftsansprüche geltend
machen werden können.
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SUBSTITUTIONEN

WIEN

Übernehme Substitutionen in Wien und Umge-

bung, auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen

(Nähe Justizzentrum), auch Verfahrenshilfe und

Rechtsmittel. Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsan-

walt, Erdberger Lände 6, 1030 Wien. Telefon und

Fax (01) 713 78 33 und (01) 712 32 28, auch

außerhalb der Bürozeiten, oder Mobiltelefon

(0664) 430 33 73 und (0676) 603 25 33,

E-Mail: scheimpflug@aon.at

Verfahrenshilfe in Strafsachen.

RA Dr. Irene Pfeifer, Riemergasse 10, 1010 Wien,

Telefon (01) 512 22 90, (0664) 302 53 56, Telefax

(01) 513 50 35, E-Mail: i.pfeifer.ra@chello.at,

übernimmt Substitutionen, auch Verfahrenshilfe

in Strafsachen und Rechtsmittel.

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasium-

straße 68/6, Telefon (01) 369 59 34, Telefax

(01) 369 59 34–4, übernimmt Substitutionen in

Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,

insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling

und Hernals.

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exe-

kutionssachen) in Wien und Umgebung (in Wien

auch kurzfristig) übernehmen die Rechtsanwäl-

te Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther

Reiffenstuhl, Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien

(nächst Justizzentrum Wien-Mitte). Telefon

(01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

RA Dr. Claudia Stoitzner übernimmt – auch kurz-

fristig – Substitutionen aller Art in Wien und

Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Straf-, Zivil-

und Verwaltungssachen sowie Ausarbeitung

von Rechtsmittel und gänzliche Übernahme

von Verfahrenshilfesachen. Dr. Claudia Stoitz-

ner, Rechtsanwältin, Mariahilfer Straße 45/5/36,

1060 Wien, Tel.: (01) 585 33 00,

Fax: (01) 585 33 05, Mobil: (0664) 345 94 66,

E-Mail: office@rechtsanwaeltinstoitzner.com

Dr. Steiner und Mag. Isbetcherian übernehmen –

auch kurzfristig – Substitutionen aller Art (auch

in Strafsachen), auch Verfahrenshilfe in Strafsa-

chen und Ausarbeitung von Rechtsmitteln, dies

in Wien und Umgebung. 1030 Wien, Hintzerstra-

ße 11/4, Telefon (01) 712 63 14, (01) 713 23 20,

Telefax (01) 713 07 96,

E-Mail: ra-steiner-isbetcherian@aon.at

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe

und Ausarbeitung von Rechtsmitteln) in ganz

Wien übernimmt RA Mag. Christian Bammer,

1070 Wien, Kaiserstraße 57–59/1/14B. Telefon

(01) 522 65 19, Telefax (01) 522 65 97, E-Mail:

office@ra-bammer.at, www.ra-bammer.at

Substitutionen aller Art in Wien und Wien-Um-

gebung. RA Mag. Sebastian Krumpel übernimmt

gerne Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwal-

tungssachen (auch Verfahrenshilfe, auch Rechts-

mittel). Telefon (01) 595 49 92 (Telefax -99), Mobil

(0680) 442 48 04, E-Mail: office@krumpel.net, Lo-

quaiplatz 13/19, 1060 Wien, www.krumpel.net

Erfahrener Prozessanwalt übernimmt Substi-

tutionen aller Art in ganz Wien. RA Dr. Stephan

Messner, 1130 Wien, Hietzinger Hauptstraße

22/D/B10A, Telefon: 01/876 30 96,

Telefax: 01/876 30 96-4.

E-Mail: ra.dr.messner@aon.at,

homepage: www.ra-messner.at

Substitutionen im Arbeits- und Strafrecht

Gerne übernehme ich Substitutionen sowie Ver-

fahrenshilfeakten im Arbeits- und Strafrecht

(auch die Ausarbeitung von Rechtsmitteln) zu

den üblichen kollegialen Konditionen in Wien.

RA Mag. Patrick Silber, office@silber.legal, 01/522

18 02 oder 0681/84 36 02 27

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil-

und Verwaltungssachen

Kanzlei Dr. Haunschmidt

Stadiongasse 6–8, 1010 Wien

Tel. 01 40 34 500

office@ra-haunschmidt.at

KÄRNTEN

Substitutionen alle Art (auch Strafsachen und

gänzliche Übernahme von Verfahrenshilfe-

sachen), insbesondere für die Bezirksgerichte

Villach, Klagenfurt, Spittal/Drau, Feldkirchen,

Hermagor, auch kurzfristig – übernimmt Rechts-

anwalt Mag. Markus Steinacher, Tiroler Straße 6,

9500 Villach, Telefon (04242) 39 222.

E-Mail: office@ra-steinacher.at

STEIERMARK

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz,

Kreuzgasse 2c, übernimmt für Sie gerne – auch

kurzfristig – Substitutionen in Zivil- und

Strafsachen in Graz und Umgebung. Telefon

(0316) 82 65 54, Telefax DW 30,

E-Mail: office@anwalt-austria.at, Mobil erreichbar:

(0676) 310 48 52.

SALZBURG

ADAM & FELIX Rechtsanwälte KG, 5020 Salzburg,

Sigmund-Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitu-

tionen aller Art in der Stadt Salzburg.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax DW -6,

office@adam-felix.at

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg,

mit Kanzleisitz unmittelbar neben Bezirks- und

Landesgericht Salzburg, übernimmt auch kurz-

fristigst Substitutionen in Zivil-, Straf- und Ver-

waltungssachen.

Telefon-Nr.: 0662/843164, Telefax: 0662/844443,

E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at

INTERNATIONAL

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelum-

schreibung, Substitution. Rechtsanwalt aus

München übernimmt sämtliche anwaltlichen

Aufgaben in Deutschland. Zuverlässige und

schnelle Bearbeitung garantiert! Rechtsanwalt

István Cocron, Liebigstraße 21, 80538 München,

Telefon (0049–89) 552 999 50, Telefax (0049–89)

552 999 90. Homepage: www.cllb.de

Deutschland: Rechtsanwalt Klamert (Mitglied

RAK Tirol/München) steht österreichischen Kol-

legen für Mandatsübernahmen/grenzüberschrei-

tende Angelegenheiten und Substitutionen/

Zwangsvollstreckungen jederzeit gerne in

Gesamt-Deutschland/Kitzbühel zur Verfügung.

Telefon 0049/89/540 239-0,

Telefax 0049/89/540 239-199,

E-Mail: klamert@klamertpartner.de;

www.klamertpartner.de

Griechenland: RA Dr. Eleni Diamanti, in Öster-

reich und Griechenland zugelassen, vertritt vor

griechischen Gerichten und Behörden und steht

österreichischen Kollegen für Fragen zum grie-

chischen Recht zur Verfügung. Weyrgasse 6,

1030 Wien, und Ypsilantou 6, 10675 Athen,

Telefon (01) 713 14 25, Telefax DW 17,

E-Mail: office@diamanti.at
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Italien: RA Avv. Ulrike Christine Walter (Partner

von del Torre & partners), in Österreich und Ita-

lien zugelassene Rechtsanwältin, Kärntner Straße

35, 1010 Wien, und corso Verdi 90, 34170 Goerz,

und 33100 Udine, Via Cussignacco 5, Italien, steht

österreichischen Kollegen für Mandatsübernah-

men und staatenübergreifende Substitutionen

aller Art zur Verfügung.

Tel. 0039 (0432) 60 38 62,

Telefax 0039 (0432) 52 62 37,

Mobil 0039 334 162 68 13,

E-Mail: udine@euroius.it,

Internet: www.euroius.it

Niederlande: Rechtsanwaltskanzlei Schmidt

Advocatuur aus Amsterdam mit Zweigstelle in

Österreich steht österreichischen Kollegen für

Mandatsübernahmen und bei grenzüberschrei-

tenden Angelegenheiten gerne zur Verfügung.

Bei Fragen zum Niederländischen Wirtschafts-

recht, Urheberrecht und Allgemeinen Zivilrecht

kontaktieren Sie RA Mag. J. Menno Schmidt

(M: +43 [0]680 118 1515). Amsterdam,

Sarphatistraat 370, NL-1018 GW,

Telefon +31 (0)20 320 03 60,

E-Mail: mail@schmdt.nl; www.schmdt.nl

Niederlande:Wijnkamp Rechtsanwaltskanzlei: in

Österreich und in den Niederlanden zugelassene

Rechtsanwälte mit Sitz in Tirol bieten Unterstüt-

zung bei Rechtstreitigkeiten mit Bezug auf die

Niederlande sowie bei der Prozessführung vor

Ort in den Niederlanden an.

Tel: + 43(0)5418 20 400 /

E-Mail: office@wlawfirm.eu /

www.bergsportrecht.eu

Ungarn: Substitutionen und sonstige anwaltliche

Aufgaben (Insbesondere aus Wirtschaftsrecht,

Handelsrecht, Gesellschaftsrecht, Immobilien-

recht und Arbeitsrecht) übernimmt Dr. Tibor

Gálffy, Rechtsanwalt in Wien und Budapest bei

GÁLFFY & VECSEY, Vertrauensanwalt der öster-

reichischen Botschaft in Ungarn.

Kontakt: 1111 Budapest, Bartók Béla út 54.

Telefon +36 (1) 799 84 40

E-Mail: bp@ga-ve.com www.ga-ve.com

Schweiz: Rechtsanwalt Mag. Ernst Michael Lang,

Goethestraße 1, A-6845 Hohenems, niedergelas-

sener EU/EFTA-RA in der Schweiz, Zinggenstrasse

3, CH-9443 Widnau, steht für Mandatsübernah-

men Fiskalvertretungen, Geschäftsführungen

und Firmengründungen zur Verfügung. Telefon

Hohenems: +43 (0) 5576/755 05, E-Mail: kanz-

lei@ra-lang.at, www.ra-lang.at Telefon Schweiz:

+41 (0) 717535 07 04

Slowenien – Kroatien – Bosnien und Herze-

gowina – Serbien –Montenegro –Mazedonien

– Kosovo: Rechtsanwaltskanzlei Mag. Dr. Mirko

Silvo Tischler d.o.o. (GmbH), Trdinova ulica 5,

SI-1000 Ljubljana, Vertrauensanwalt und Senat

der Wirtschaft, steht sämtlichen Kolleginnen

und Kollegen für cross-border-Mandatsübernah-

men in diversen Rechtssachen zur Verfügung.

Telefon +386 (0)1 434 76 12,

Telefax +386 (0)1 432 02 87,

E-Mail: office@mst-rechtsanwalt.com,

Web: www.mst-rechtsanwalt.com

KONZIPIENTENSTELLE

SALZBURG

Konzipientenstelle samt Kanzleiübernahme in

Salzburg gesucht: Ich suche ab Herbst 2022 eine

Konzipientenstelle in einer Rechtsanwaltskanzlei,

die ich nach Beendigung der Rechtsanwaltsaus-

bildung übernehmen möchte. Hierfür suche ich

einen Einzelanwalt/eine Einzelanwältin der/die in

ca 4,5 bis 5 Jahren in Pension gehen und mich bis

zur Übernahme der Kanzlei (durch mich) als

Konzipienten beschäftigen wird. Die Bedingun-

gen der Kanzleiübernahme sollen bereits bei

Einstellung als Konzipient vereinbart werden.

Anfragen bitte an meinen Rechtsvertreter:

Mag. Christian Kulovits

E-Mail: kanzlei@ra-kulovits.at

MIETNACHFOLGE KANZLEIRÄUM-
LICHKEIT

OBERÖSTERREICH

Suche Mietnachfolger für voll ausgestattete

Kanzleiräumlichkeiten im Ausmaß von rund

290m2 (3. OG rechts rund 206m2, 3. OG links

80m2, Keller 58m2) in Linz unmittelbar am

Volksgarten gelegen. Kontakt: Deutschmann

Rechtsanwälte, info@d-ra.at
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Indexzahlen 2022 Juni Juli

Berechnet von Statistik Austria

Index der Verbraucherpreise 2015 (Ø 2015 = 100) 120,6 121,7*)

Großhandelsindex 2015 (Ø 2015 = 100) 142,3 140,2*)

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 2010 (Ø 2010 = 100) 133,6 134,8*)

Index der Verbraucherpreise 2005 (Ø 2005 = 100) 146,3 147,6*)

Index der Verbraucherpreise 2000 (Ø 2000 = 100) 161,7 163,1*)

Index der Verbraucherpreise 96 (Ø 1996 = 100) 170,1 171,7*)

Index der Verbraucherpreise 86 (Ø 1986 = 100) 222,4 224,4*)

Index der Verbraucherpreise 76 (Ø 1976 = 100) 345,8 348,9*)

Index der Verbraucherpreise 66 (Ø 1966 = 100) 606,9 612,3*)

Verbraucherpreisindex I (Ø 1958 = 100) 773,3 780,2*)

Verbraucherpreisindex II (Ø 1958 = 100) 775,8 782,8*)

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 6794,3 6855,2*)

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 5855,6 5908,2*)

Großhandelsindex (Ø 2010 = 100) 147,5 145,3*)

Großhandelsindex (Ø 2005 = 100) 163,4 160,9*)

Großhandelsindex (Ø 2000 = 100) 179,8 177,1*)

Großhandelsindex (Ø 1996 = 100) 185,3 182,5*)

Großhandelsindex (Ø 1986 = 100) 193,2 190,3*)

Großhandelsindex (Ø 1976 = 100) 257,3 253,5*)

Großhandelsindex (Ø 1964 = 100) 428,2 421,8*)

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 4177,7 4114,7*)

*) vorläufige Werte Zahlenangaben ohne Gewähr

ÖSTERREICHISCHER RECHTSANWALTSKAMMERTAG · WOLLZEILE 1–3 · 1010 WIEN
TEL.: +43 1 535 12 75-0 · FAX: +43 1 535 12 75-13 · RECHTSANWAELTE@OERAK.AT · WWW.RECHTSANWAELTE.AT

DATENSCHUTZ Informationspflicht gemäß Art 13 DSGVO:
Das Österreichische Anwaltsblatt ist das Kundmachungsorgan des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages (ÖRAK). Im Rahmen des Österreichischen Anwaltsblatts informiert der
Österreichische Rechtsanwaltskammertag Rechtsanwälte, emeritierte Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter über die Verarbeitung personenbezogener Daten gemäß Art 13 DSGVO
wie folgt:
Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen: Österreichischer Rechtsanwaltskammertag, Wollzeile 1–3, 1010 Wien, +43 1 535 12 75-0, rechtsanwaelte@oerak.at,
https://www.rechtsanwaelte.at/. Den Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter an der Anschrift des Verantwortlichen sowie unter der E-Mail-Adresse dsba@oerak.at.
Der ÖRAK verarbeitet personenbezogene Daten der Rechtsanwälte, emeritierten Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter lediglich zur formalen Abwicklung der vom ÖRAK zu
besorgenden, gesetzlich vorgeschriebenen Geschäftsfälle, sowie personenbezogene Daten von Veranstaltungsteilnehmern zum Zwecke der Abwicklung der Veranstaltung auf Grundlage
deren Einwilligung sowie zur Erfüllung eines Vertragsverhältnisses. Der von der Verarbeitung Betroffene hat das Recht auf Auskunft über die gespeicherten Daten gemäß Art 15 DSGVO,
auf Berichtigung unzutreffender Daten gemäß Art 16 DSGVO, auf Löschung von Daten gemäß Art 17 DSGVO, auf Einschränkung der Verarbeitung von Daten gemäß Art 18 DSGVO,
auf Widerspruch gegen die unzumutbare Datenverarbeitung gemäß Art 21 DSGVO sowie auf Datenübertragbarkeit gemäß Art 20 DSGVO. Sofern die Verarbeitung aufgrund einer
Einwilligungserklärung erfolgt, hat die betroffene Person die Möglichkeit, diese jederzeit zu widerrufen, ohne dass die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf
erfolgten Verarbeitung berührt wird. Der Betroffene hat das Recht, sich bei der Aufsichtsbehörde zu beschweren – zuständig ist in Österreich die Datenschutzbehörde.
Informationen zum Datenschutz finden Sie unter https://www.rechtsanwaelte.at/impressumdatenschutz/

IMPRESSUM gem. § 24 MedienG
Offenlegung gem. § 25 MedienG und Angaben zu § 5 ECG abrufbar unter https://www.manz.at/impressum
Medieninhaber: MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH. Anschrift: Kohlmarkt 16, 1010 Wien. Verlagsadresse: Johannesgasse 23, 1015 Wien (verlag@manz.at).
Herausgeber: RA Dr. Armenak H. Utudjian, M.B.L.-HSG, Präsident des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages, Wollzeile 1–3, 1010 Wien, Tel: (01) 535 12 75, Fax: (01) 535 12 75-
13, E-Mail: rechtsanwaelte@oerak.at, www.rechtsanwaelte.at Redaktionsbeirat: em. RA Dr. Gerhard Benn-Ibler, RA Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA Dr. Georg Fialka, em. RA
Dr. Klaus Hoffmann, RA Dr. Wolfgang Kleibel, RA Hon.-Prof. Dr. Elisabeth Scheuba, RA Dr. Rupert Wolff. Redakteure: Bernhard Hruschka Bakk., Generalsekretär des Österreichi-
schen Rechtsanwaltskammertages und Mag. Christian Moser, Juristischer Dienst. Redaktion: Generalsekretariat des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages, Wollzeile 1–3, 1010
Wien, Tel: (01) 535 12 75, Fax: (01) 535 12 75-13, E-Mail: anwaltsblatt@oerak.at Hersteller: Ferdinand Berger & Söhne Ges.m.b.H., 3580 Horn. Herstellungsort: Horn, Österreich.
Verlagsort: Wien, Österreich. Zitiervorschlag: AnwBl 2022/Nummer; AnwBl 2022, Seite. Anzeigenkontakt: Stefan Dallinger, Tel: (01) 531 61-114, Fax: (01) 531 61-596, E-Mail: stefan.
dallinger@manz.at Bezugsbedingungen: Das AnwBl erscheint 11x jährlich (1 Doppelheft). Der Bezugspreis 2022 (84. Jahrgang) beträgt € 336,– (inkl Versand in Österreich). Einzelheft
€ 36,70. Auslandspreise auf Anfrage. Nicht rechtzeitig vor ihrem Ablauf abbestellte Abonnements gelten für ein weiteres Jahr als erneuert. Abbestellungen müssen schriftlich bis spä-
testens 18. November des laufenden Abojahres beim Verlag einlangen. AZR: Die Abkürzungen entsprechen den „Abkürzungs- und Zitierregeln der österreichischen Rechtssprache und
europarechtlicher Rechtsquellen (AZR)“, 8. Aufl (Verlag MANZ, 2019). Urheberrechte: Sämtliche Rechte, insbesondere das Recht der Vervielfältigung und Verbreitung sowie der
Übersetzung, sind vorbehalten. Kein Teil der Zeitschrift darf in irgendeiner Form (durch Fotokopie, Mikrofilm oder ein anderes Verfahren) ohne schriftliche Genehmigung des Verlags
reproduziert oder unter Verwendung elektronischer Systeme gespeichert, verarbeitet, vervielfältigt oder verbreitet werden. Haftungsausschluss: Sämtliche Angaben in dieser Zeitschrift
erfolgen trotz sorgfältiger Bearbeitung ohne Gewähr. Eine Haftung der Autoren, der Herausgeber sowie des Verlags ist ausgeschlossen. Fotocredits: Aufmacher Schwerpunkt/Abhand-
lungen: istockphoto/baona; Aufmacher Service: istockphoto/Bim; Aufmacher Rechtsprechung: istockphoto/tomloel; Foto Umschlag: Matias Damjanovic – fotoEXPOSE; Foto Editorial
Armenak Utudjian: Werner Himmelbauer; Foto Stefanie Liebenwein: Marlene Rahmann; Foto Antonia Bittermann: Marlene Rahmann; Foto Daniel Damjanovic: Roland Korner, Close
Up AG; Foto Jessica König: privat; Foto Michael Buresch: privat; Foto Franz Philipp Sutter: Mike Ranz; Foto Niyazi Bahar: privat. Grafisches Konzept: WERTHER - Marketing- und
Kommunikationsberatung, Türkenschanzstraße 46, 1180 Wien. Wird an Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter unentgeltlich abgegeben. Nachdruck, auch auszugsweise, ist mit
Zustimmung der Redaktion unter Angabe der Quelle gestattet. Namentlich gezeichnete Beiträge geben ausschließlich die Meinung der Autoren wieder.
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Fabrizy / Michel-Kwapinski / Oshidari 
(vormals Fabrizy)
StGB und ausgewählte
Nebengesetze

14. Au  age 2022.
L, 1.304 Seiten. Geb.
ISBN 978-3-214-18611-1

178,00 EUR
inkl. MwSt.

shop.manz.at

Ihr treuer Begleiter
im Gerichtssaal –
umfassend neu!
•  große Benützerfreundlichkeit und bewährter Informationsgehalt 
• praxisorientierte Gestaltung
• starker Fokus auf Übersichtlichkeit

AUCH AUF
 rdb.at
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